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Unterbeschäftigt 

Die Arbeitsmarktzahlen sind in diesem Jahr noch 
schöner geschönt: Weniger Arbeitslose bedeutet 
mehrTeilzeit, mehr Unsicherheit, mehr Niedriglohn. 
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Alles beim Alten 

ln Thüringen werden antifaschistische Gruppen 
überwacht. Dass die Partei „Die Linke“ hier re¬ 
giert, ändert daran nichts. 
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Thema der Woche 


Durchs besetzte Afghanistan 

Der Afghane Matin Baraki bereist sein Heimat¬ 
land: „... Bevor man die Reise antritt, ist es 
ratsam einige Dollarscheine für die zahlreichen 
offiziellen und selbsternannten Kontrolleure 
auf beiden Seiten der Grenze zurechtzulegen. 
Wenn der Reisende damit gut durchkommt, hat 
er Glück gehabt. Falls er Pech hat und irgend¬ 
wie aufgefallen ist, wird das Autokennzeichen 
notiert und weitergegeben. ... Sind die Die¬ 
be jedoch der Meinung, dass mehr zu holen 
ist, wird man mitgenommen. Wer sich in die¬ 
ser Region bewegen will, muss die Kunst des 
Überlebens beherrschen, die darin besteht, 
nicht aufzufallen ... “ Seite 13 


Opposition weggesperrt 

Türkische Regierung nimmt hunderte Journalisten und Politiker der HDP in Haft 


Die 

verdreckte 
Wahl 



Protest in Deutschland: hier am vergangenen Freitag in Essen vor dem türkischen Generalkonsulat. 


N ach Massenentlassungen im Bil¬ 
dungssektor, in der Justiz, bei 
Polizei und Armee und den Ver¬ 
haftungen zehntausender angeblicher 
Unterstützer des Putschversuchs im 
Juli, schaltet Präsident Erdogan nun sys¬ 
tematisch die linke Opposition in der 
Türkei aus. Es geht Schlag auf Schlag. 
Binnen weniger Tage wurden der Chef¬ 
redakteur der Tageszeitung „Cumhuri- 
yet“ Murat Sabuncu, und weitere lei¬ 
tende Redakteure festgenommen. Es 
folgte die Inhaftierung von zehn de¬ 
mokratisch gewählten Abgeordneten 
der prokurdischen HDP, darunter die 
Parteivorsitzenden Selahattin Demirtas 
und Figen Yüksekdag. Weitere Festnah¬ 
men sind nur eine Frage der Zeit, auf 
kommunaler Ebene in den kurdischen 
Gebieten im Südosten der Türkei sind 
sie ohnehin an der Tagesordnung. Bis 
Ende Oktober waren bereits mehr als 
700 Parteimitglieder verhaftet worden, 
darunter Dutzende Bürgermeister. 

Im Gegensatz zu den Angriffen 
auf Andersdenkende davor, haben die 
jüngsten Attacken Ankaras internatio¬ 
nal für Aufsehen gesorgt. Nennenswer¬ 
te Konsequenzen für den NATO-Part¬ 
ner und EU-Beitrittskandidaten gibt es 
bisher nicht. Die „Demokratische Par¬ 
tei der Völker“ (HDP) ist mit 59 Sitzen 
die drittstärkste Kraft in der türkischen 
Nationalversammlung. Den zehn ver¬ 
hafteten Abgeordneten wird Mitglied¬ 
schaft in der verbotenen Arbeiterpar¬ 
tei Kurdistans PKK und „Terrorpropa¬ 
ganda“ vorgeworfen. Die HDP weist 
die Anschuldigungen zurück. Partei¬ 
chef Demirtas erklärte in einer ers¬ 
ten Botschaft aus dem Gefängnis, sein 
Land werde jeden Tag „tiefer in die 
Dunkelheit“ gestürzt. „Aber vergesst 
nicht: Ein einziges Streichholz, eine 
einzige Kerze reichen aus, um diese 
Dunkelheit zu erhellen.“ Er und die 
anderen HDP-Politiker sind erhobe¬ 
nen Hauptes in den Knast gegangen. 
Den Haftrichtern vorgeführt, haben 
sie eine vorab abgestimmte Erklärung 
abgegeben: „Unsere Partei, die HDP, 
macht sich eine Politik zu eigen, welche 
die multikulturelle, multilinguale und 
multireligiöse Realität der Türkei wi¬ 
derspiegelt und setzt sich dementspre¬ 
chend aus Vertreterinnen und Vertre¬ 
tern mit verschiedenster Identität und 
religiöser Herkunft zusammen. Wir 
sind Türken, Kurden, Araber, Armeni¬ 
er, Turkmenen, Suryoye, Eziden, Mhal- 


lami und Vertreter von vielen weiteren 
ethnischen Gruppen, die an die De¬ 
mokratie und das gemeinsame Leben 
glauben und die davon überzeugt sind, 
dass ein gerechtes und gleichberechtig¬ 
tes Leben möglich ist, das auf einer plu¬ 
ralistischen, kommunalen und auf Au¬ 
tonomien basierenden Demokratie be¬ 


ruht.“ Die HDP sei von Anfang an ein 
Angriffsziel Erdogans gewesen: „Wir 
sind gegen jegliche Form von Gewalt 
und glauben fest daran, dass jeder Kon¬ 
flikt durch Dialog und Verhandlungen 
überwunden werden kann. Folglich 
ist die HDP für Erdogan, der die Vor¬ 
herrschaft eines auf einen Mann, einer 
Sprache und einem Glauben beruhen¬ 
den Faschismus zu etablieren sucht, 
auch aus ideologischer Sicht eine Ge¬ 
fahr.“ Bei den anstehenden politischen 
Schauprozessen unter Leitung von 
Erdogan-treuen Staatsanwälten und 
Richtern werden die HDP-Abgeord¬ 
neten nicht mitspielen. „Ich werde auf 
keine Frage antworten, welche Sie mir 
stellen werden. Ich glaube nicht an ein 
gerechtes Urteil durch Ihr Gericht. 
Selbst dass ich hierher gebracht wurde, 


stellt einen Rechtsbruch dar. In der po¬ 
litischen Arena sollte der Gegenüber 
eines Politikers auch ein Politiker sein, 
nicht ein Justizbeamter“ 

Die HDP bekundet, ihren politi¬ 
schen Kampf solange fortzuführen, bis 
in der Türkei „Frieden herrscht und 
ein pluralistisch-demokratisches Sys¬ 


tem aufgebaut worden ist“. Die Ver¬ 
hafteten gehen mit Zuversicht in den 
Kampf: „Wir haben keine Zweifel da¬ 
ran, dass wir uns von der Diktatur, die 
unserem Land und unserem Volk unter 
dem Deckmantel des,Präsidialsystems 4 
aufgezwungen wird, befreien werden. 
Früher oder später wird der Kampf um 
Demokratie siegen. Dieses Regime, das 
durch die Person Erdogans vollständig 
abgenutzt wurde, wird ohne Zweifel ab¬ 
gelöst werden müssen.“ 

Ähnlich sieht man das im Verlags¬ 
haus, das die linke Zeitung „Evrensel“ 
herausgibt. „Wir publizieren weiter“, 
bekunden die Mitarbeiter in einer Stel¬ 
lungnahme. Und seit dem Sturm auf die 
„Stimme der Demokratie“ und letzte 
Festung des freien Worts halten Unter¬ 
stützer der „Cumhuriyet“ Wache vor 


dem Redaktionssitz. Die Protestaktion 
erinnert an die Solidaritätsbekundun¬ 
gen für den früheren Chefredakteur 
der Zeitung, Can Dündar. Weil er ille¬ 
gale Waffenlieferungen des türkischen 
Geheimdienstes an islamistische Ter¬ 
rorgruppen in Syrien enthüllt hatte, war 
Dündar vor einem Jahr zusammen mit 
seinem Kollegen Erdern Gül für drei 
Monate in Untersuchungshaft genom¬ 
men worden. Über seine Zeit in Isola¬ 
tionshaft und die Kraft der Solidarität 
hat er mit „Lebenslang für die Wahr¬ 
heit“ ein beeindruckendes wie mutma¬ 
chendes Buch veröffentlicht. Vom deut¬ 
schen Exil aus schreibt Dündar heute 
gegen Erdogans Diktatur an. Vor allem 
aber prangert er die Unterstützer des 
Terrorpaten an: Bundeskanzlerin An¬ 
gela Merkel, die sich mal „besorgt“, mal 
„alarmiert“ über die Entwicklungen in 
der Türkei zeigt, aber eben keine poli¬ 
tischen Konsequenzen zieht: Abzug der 
Bundeswehr aus der Türkei, Aussetzen 
der EU-Beitrittsgespräche, Einfrieren 
der Vor-Beitrittshilfen in Milliarden¬ 
höhe und Sanktionen gegen Erdogan. 
Wer den Despoten in Ankara stoppen 
will, muss seine Helfershelfer in Berlin 
unter Druck setzen. Internationale So¬ 
lidarität muss hier ansetzen. Die Unter¬ 
stützung reicht hier von Kommunisten 
bis in konservative Kreise hinein. 

Rüdiger Göbel 


Der Leser ist klar im Vorteil. Er kennt 
den Ausgang der US-Wahl. Der Au¬ 
tor nicht. „Der Spiegel“ brachte ei¬ 
nen Titel mit Clinton und Trump. Bei¬ 
de dreckverkrustet, kaum wiederzu¬ 
erkennen: „Trump versus Clinton 
wird als schmutzigster Wahlkampf 
der Neuzeit in die Geschichte Ame¬ 
rikas eingehen. Es wirkte bisweilen, 
als wäre begabten Drehbuchschrei¬ 
bern die Fantasie durchgegangen. Die 
Schäden für die Demokratie werden 
bleiben.“ 

Schäden für die Demokratie? Wel¬ 
che Demokratie? Hillary Clinton soll¬ 
te es werden, aber es sollte wie eine 
Wahl aussehen. Die Kriegspartei, Big 
Money, Big Oil, Big Pharma, und die 
anderen Big Industries wollten es so. 
Und vor allem Big Media, jene knap¬ 
pe Handvoll stinkreicher Männer 
wollten es so, deren Monopol auf die 
veröffentlichte Meinung als Presse¬ 
freiheit gilt. Und natürlich wollten es 
auch die deutschen Verantwortungs- 
Krieger mit der Bild-Zeitung, dem 
Spiegel an der Spitze und ihrer Frau 
von der Leyen und ihrem Pfarrer 
Gauck. Trump hatte die Rolle des Wat¬ 
schenmannes, der die ungeliebte Hil¬ 
lary Clinton akzeptabel machen soll¬ 
te. Ebenso wie Bernard Sanders den 
Linksausleger spielte, der einer betro¬ 
genen Anhängerschaft vorgaukelte, 
dass mit den „Demokraten“ auch eine 
linke, soziale Politik möglich sei. Bis er 
zur Wahl von Clinton aufrief. 

Allerdings hat die Schlamm¬ 
schlacht Hillary Clinton nicht attrak¬ 
tiver gemacht. Da hilft auch nicht, 
dass sie eine Frau ist. Schöner wäre es 
schon, hätte sie mehr Seriosität und 
Distinguiertheit. Und vielleicht einen 
Nobelpreis. Damit sich beispielsweise 
die Damenriege von Frau Schwarzer 
über Frau Merkel bis Frau Petry ein 
Tränchen der Rührung verdrücken 
kann - bevor es mit den Bombardie¬ 
rungen losgeht. (Es soll auch männli¬ 
che Fans geben, schon klar.) 

Aber Kriegspolitik ist nicht se¬ 
riös und Klassenkampf von Oben 
auch nicht. Wenn Millionen verarmt, 
verkrüppelt und umgebracht werden 
sollen, ist „Schlammschlacht“ noch ein 
Euphemismus. Da kann der Spiegel 
gar nicht soviel Dreck ins Bild mani¬ 
pulieren, wie man kotzen möchte. Um 
Max Liebermann zu aktualisieren. 

Klaus Wagener 


Solidarität mit den Verfolgten in der Türkei am 
kommenden Samstag, dem 12.11. um 13 Uhr 
in Köln auf der Deutzer Werft 


Tänzchen ums Präsidentenamt 

Kandidat der Großen Koalition? Lagerkandidaten? Oder einfach Steinmeier? 


Wird es einen gemeinsamen Kandida¬ 
ten bzw. eine Kandidatin von SPD und 
CDU/CSU für das Bundespräsiden¬ 
tenamt geben? Oder agiert die SPD 
in dieser Frage vielleicht doch noch 
in Übereinstimmung mit den Grünen 
und der Linkspartei? Letzteres wird - 
drei Monate vor den Bundespräsiden¬ 
tenwahlen im Februar 2017 - immer 
unwahrscheinlicher. 

Am vergangenen Sonntag wurde 
ein Gespräch zwischen den Vorsit¬ 
zenden der CDU, CSU und SPD über 
einen möglichen gemeinsamen Vor¬ 
schlag vorzeitig beendet. Die Suche 
nach einem gemeinsamen Kandidaten 


sei nur vertagt, hieß es. Die Gespräche 
würden fortgesetzt. 

Die Unionsparteien lehnen bis¬ 
lang den Vorschlag der SPD vehe¬ 
ment ab Frank-Walter Steinmeier zu 
nominieren. Sie sind sich da mal aus¬ 
nahmsweise einig. Doch Steinmeier 
wird unter anderem in einem Aufruf 
von 30 Chefs von Industrieunterneh¬ 
men unterstützt. Er steht nach de¬ 
ren Ansicht „für die Modernisierung 
Deutschlands ebenso wie für sozialen 
Ausgleich und Gerechtigkeit.“ Die 
Unionsparteien möchten jedoch einen 
ihnen genehmen Kandidaten aufstel¬ 
len. Aktuell haben aber diejenigen, die 


in der Bundesversammlung die besten 
Chancen hätten, gewählt zu werden, 
bereits abgesagt. So Bundestagspräsi¬ 
dent Norbert Lammert (CDU). 

Können sich die Unionsparteien 
mit der SPD aber nicht einigen und 
die SPD hält an der Kandidatur Stein¬ 
meiers fest, braucht der - aufgrund der 
Mehrheitsverhältnisse in der Bundes¬ 
versammlung - auch die Stimmen der 
Grünen und der Linkspartei. 

Katja Kipping, Vorsitzende der 
Partei „Die Linke“, sagte mit Blick 
auf ein mögliches Bündnis mit SPD 
und Grünen zu den Bundestagswah¬ 
len im nächsten Jahr, mit dem vor¬ 


liegenden Vorschlag der SPD habe 
man ein richtiges Problem. „Frank- 
Walter Steinmeier ist eng verwoben 
mit den Sozialkürzungen der Agen¬ 
da 2010.“ 

„Steinmeier ist nicht unser Kan¬ 
didat“, erklärte auch die Vorsitzende 
der Bundestagsfraktion der Links¬ 
partei Sahra Wagenknecht, füg¬ 
te aber hinzu, nun gehe es um eine 
„Güterabwägung zwischen Personen, 
die wir möglicherweise noch negati¬ 
ver bewerten“. Ihr Genosse Dietmar 
Bartsch nannte Steinmeier einen 
„schwierige(n) Kandidat(en), aber 
er habe in der Außenpolitik durch¬ 
aus positive Akzente gesetzt“. Solan¬ 
ge unklar sei, über welche Kandida¬ 
ten die Bundesversammlung letztlich 
abzustimmen habe, könne er, Bartsch, 
aber das Stimmverhalten der Vertre¬ 


ter der Linkspartei in dem Gremium 
nicht vorwegnehmen. 

In der Linkspartei hofft man aber 
immer noch auf einen gemeinsamen 
„rot-rot-grünen“ Vorschlag. Katja Kip¬ 
ping jedenfalls meint, eine gemeinsa¬ 
me Kandidatin oder ein gemeinsamer 
Kandidat von SPD, Grünen und Links¬ 
partei könnte „ein Zeichen setzen“ für 
einen möglichen politischen Aufbruch. 
Kommt das nicht zustande, setzt man 
trotzdem immer noch auf „Rot-Rot- 
Grün“ vor und nach den Bundestags¬ 
wahlen. Doch das könnte sich schnell 
als Illusion herausstellen. Denn einigt 
sich die SPD mit den Unionsparteien 
jetzt in der Präsidentschaftsfrage, wäre 
das dann doch wohl eher „ein starkes 
Zeichen“ für die Fortsetzung der Gro¬ 
ßen Koalition. 

Nina Hager 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Billige Arbeitskräfte in 
Krankenhäusern 

Zehntausend Auszubildende werden nicht entlohnt 


Steag legt Kraftwerke still 

Konzern plant neue Ausrichtung auf den deutschen Markt 



Steag-Kraftwerk in Voerde 


Viele Auszubildende, die in Kranken¬ 
häusern eine Lehre machen, werden 
für diese nicht entlohnt. Betroffen sind 
die fachschulischen Ausbildungsgänge 
wie Diätassistenz, Physiotherapie, Lo¬ 
gopädie und Medizinisch-technische 
Labor- und Radiologieassistenz. Bun¬ 
desweit sind davon etwa 10 000 betrof¬ 
fen, an der Essener Universitätsklinik 
etwa 250. 

Für diese Auszubildenden existiert 
kein Tarifvertrag. Denn die fachschu¬ 
lische Ausbildung wird in einem Bun¬ 
desgesetz geregelt, und darin ist keine 
Bezahlung vorgesehen. Die Auszubil¬ 
denden erhalten aber auch keine Zu¬ 
schüsse für ihre Fachbücher oder Fahr¬ 
karten. So müssen die Auszubildenden 
an Wochenenden, neben ihrer Ausbil¬ 
dung in Vollzeit, noch arbeiten gehen, 
um ihren Lebensunterhalt zu finanzie¬ 
ren. Dadurch haben sie häufig unzurei¬ 
chende Ruhepausen und nicht die aus¬ 
reichende Zeit zum Lernen. 

Die Jugend- und Auszubildenden¬ 
vertretung in Essen (JAV) hat sich 
schon mehrfach an das Krankenhaus 
gewendet, um wenigstens eine Bezu¬ 
schussung der Bücher durchzusetzen. 
Doch die Krankenhäuser stellen sich 
bei den Forderungen quer. Sie bemü¬ 
hen einerseits die finanziell angespann¬ 
te Lage, und argumentieren weiter, dass 
die Krankenkassen kein Geld erstatten, 
solange keine gesetzliche Regelung be¬ 
steht. 

Daher hat sich die JAV in einem 
Schreiben an den ver.di-Bundesfach- 
bereichsvorstand für Gesundheit und 
Soziales gewendet. In diesem Brief for¬ 
dern sie ver.di auf, die Forderungen mit 


in die Tarifrunde der Länder zu neh¬ 
men und diese auch zu unterstützen. 
Darin heißt es: „Die Gewerkschaft ist 
hier in der Pflicht, sich auch für diese 
Menschen einzusetzen.“ 

Diese Forderungen beinhalten eine 
gesetzliche Regelung der Ausbildungs¬ 
vergütung und die Abschaffung der 
Schulgebühren, die mancherorts von 
den Auszubildenden auch noch zu be¬ 
zahlen sind. Und die betroffenen Aus¬ 
bildungsberufe sollen in den Tarifver¬ 
trag aufgenommen werden. Dass eine 
gesetzliche Regelung möglich ist, zeigt 
die Situation der Krankenpfleger. „Es 
gab eine Zeit, in der die Krankenpfle¬ 
geausbildung schulisch und ohne Ver¬ 
gütung war, das wurde schließlich auch 
geändert“ sagt Alexander Mrosek von 
der JAV. Diese Änderung wird nun 
auch für andere Ausbildungsgänge ge¬ 
fordert. 

Mit einer Aktion „Wir bluten für 
unsere Bücher“ machte die JAV im 
März auf das Problem in Essen auf¬ 
merksam. Dabei spendeten Auszubil¬ 
dende Blut, um ihre Lehrbücher finan¬ 
zieren zu können. Denn pro Spende 
zahlt die Uniklinik 26 Euro Aufwands¬ 
entschädigung. Am 8. November star¬ 
tete die JAV die nächste Aktion unter 
dem Motto „Aktive Mittagspause“. 

Für die Auszubildenden bleibt zu 
hoffen, dass ver.di ihre Forderungen 
mit in die Tarifrunde nimmt und auch 
durchsetzt. Und damit Ausbildung im 
Gesundheitswesen wieder attraktiver 
macht. Denn dass im Gesundheitswe¬ 
sen ein massiver Mangel an Fachper¬ 
sonal herrscht, dürfte ein offenes Ge¬ 
heimnis sein. Hannes Schinder 


K ohlekraftwerke bringen den Ener¬ 
giekonzernen immer weniger 
Gewinne ein, und ein Ende des 
Trends ist nicht in Sicht. Nachdem be¬ 
reits die beiden Energieriesen E.on und 
RWE mit einer Abspaltung der „fossi¬ 
len“ Energiegewinnung auf die Ent¬ 
wicklung reagiert haben, sieht sich jetzt 
auch die Essener Steag gezwungen, ihr 
Geschäftsmodell zu überdenken. 

Wegen der niedrigen Preise an der 
Strombörse meldete der Konzern nun 
fünf seiner Steinkohle-Kraftwerksblö¬ 
cke zur Stilllegung an, teilte die Steag 
letzten Mittwoch in Essen mit. Betrof¬ 
fen seien in der Folge mehrere hun¬ 
dert Arbeitsplätze, erklärte der Kon¬ 
zernbetriebsratsvorsitzende Ralf Me¬ 
lis laut Deutscher Presseagentur. Den 
Plänen zufolge sollen drei Blöcke in 
Voerde am Niederrhein und in Herne 
im kommenden Jahr vorübergehend 
abgeschaltet werden. Die Abschaltung 
der beiden Anlagen Weiher und Bex¬ 
bach im Saarland soll dagegen dauer¬ 
haft erfolgen. 

Bereits im September hatte der 
Konzern sein Spar- und Zukunftspro¬ 
gramm „Steag 2022“ vorgestellt, das den 
Abbau von bis zu 1000 Stellen vorsieht 
und unter anderem mehr Investitionen 
in erneuerbare Energien vorsieht. Es 
gebe auch schon einen Sozialplan mit 
dem Ziel eines sozialverträglichen Ab¬ 
baus ohne betriebsbedingte Kündigun¬ 
gen, sagte Melis. Dieser sei zusammen 


mit Geschäftsführung und Industriege¬ 
werkschaft IG BCE vereinbart worden, 
erklärte der Betriebsrat. 

Allerdings entfallen dem Plan zufol¬ 
ge nur rund ein Drittel der geplanten 
Stellenstreichungen auf die Stilllegung 
der Kraftwerke. Mit „Steag 2022“ plant 
der Konzern nicht nur eine Neuausrich¬ 
tung auf dem deutschen Markt, sondern 
einen umfassenden Konzernumbau, der 
2022 abgeschlossen sein soll. Als Bei¬ 
spiele wurden in der Vergangenheit 
die Verkäufe des Geschäftes mit Fern¬ 
wärme in der Bundesrepublik und von 
Windkraftanlagen im Ausland genannt. 
Mit den Erlösen sollen „Wachstumsfel¬ 
der“ des Konzerns gestärkt werden. 

So sollen Dienstleistungen rund 
um Planung, Bau, Betrieb und In¬ 
standhaltung von Kraftwerken stärker 
national und international angeboten 
werden. Auch beim Service für einen 
sicheren Rückbau von Atomkraft¬ 
werken und Projekten zur dezentra¬ 
len Energieversorgung wird großes 
Potenzial gesehen. 

Im letzten Jahr hatte das Unterneh¬ 
men, das einem Stadtwerkeverbund 
im Ruhrgebiet gehört, noch mit knapp 
6000 Arbeitern rund 3,6 Milliarden 
Euro Umsatz und fast 400 Millionen 
Euro Gewinn erwirtschaftet. Abge¬ 
schaltet werden sollen nun rund 2500 
Megawatt Kraftwerkskapazitäten. 

Aus Einsicht in die Notwendigkeit 
in den Klimaschutz hat der Konzern 


allerdings nicht diese Entscheidung 
getroffen. Steag-Chef Joachim Rum¬ 
stadt sprach von einem „harten und 
traurigen Schritt“, der aber unumgäng¬ 
lich sei, um die Leistungsfähigkeit des 
Unternehmens zu erhalten. Durch den 
Ausbau des Angebots von Wind- und 
Sonnenstrom ist es in den letzten Jah¬ 
ren zu Überkapazitäten in der Stromer¬ 
zeugung gekommen mit der Folge, dass 
die Strompreise im Großhandel massiv 
eingebrochen sind. Viele Kohlekraft¬ 
werke rutschten dadurch in die roten 
Zahlen und wurden abgeschaltet oder 
eingemottet. 

Die Stadtwerke der Ruhrgebiets¬ 
städte Bochum, Dortmund, Duisburg, 
Essen, Oberhausen und Dinslaken 
bekommen als Steag-Eigentümer die 
neue Situation ebenfalls zu spüren. 
„Wir haben uns darauf eingestellt, 
dass wir in den nächsten Jahren kei¬ 
ne Ausschüttung der Steag erhalten“, 
sagte Guntram Pehlke, Chef der Dort¬ 
munder Stadtwerke, der auch Steag- 
Aufsichtsratschef ist, der Westdeut¬ 
schen Allgemeinen Zeitung. Ein neues 
Loch im Haushalt der Stadt entstehe 
dadurch aber nicht, erklärte ein Spre¬ 
cher der Stadt Dortmund gegenüber 
dpa. Voraussichtlich ab 2020 sei wie¬ 
der eine ordentliche Dividende zu er¬ 
warten. Die Stadtwerke waren erst vor 
einigen Jahren bei der Steag eingestie¬ 
gen. 

Bernd Müller 



Am Dienstag forderten etwa 50 Auszubildende der Physiotherapie der Uniklinik 
Essen die Aufnahme ihrer Forderungen in die Tarifrunde der Länder. Unter dem 
Motto „Aktive Mittagspause“ versammelten sie sich während ihrer Pause, um 
zu zeigen, dass sie durch die finanzielle Lage „Blank bis auf die Knochen“ sind 
und stellen die Frage, warum sie keine Ausbildungsvergütung bekommen. 


Weniger Arbeitslose, aber mehr Unterbeschäftigung 

Kapitalverbände propagieren weitere Erhöhung der Lebensarbeitszeit 


Als im Radio die neuen Arbeitsmarkt¬ 
zahlen verkündet werden, handelt es 
sich zunächst scheinbar um eine Er¬ 
folgsmeldung: Nur noch 2,54 Millionen 
Personen waren im Oktober arbeitslos, 
68 000 weniger als im September und 
109 000 weniger als im Vorjahresmo¬ 
nat. Dann fügt die Nachrichtenspre¬ 
cherin - man möchte fast sagen, etwas 
verschämt - hinzu: Wenn man die soge¬ 
nannten Unterbeschäftigten mitzähle, 
seien es allerdings 3,5 Millionen. Dazu 
gehören alle, die in einer Maßnahme 
oder vorübergehend arbeitsunfähig ge¬ 
meldet sind. Die Unterbeschäftigung, 
also die so kalkulierte realistischere 
Arbeitslosenzahl stieg um 34 000 ge¬ 
genüber dem Vorjahresmonat. Worin 
besteht also zunächst der Erfolg? Es 
gibt weniger offizielle Arbeitslose und 
mehr Unterbeschäftigte, man könnte 
sie auch inoffizielle Arbeitslose nen¬ 
nen. Wie geht das? Die Maßnahmen 
werden aufgestockt, laut Bundesagen¬ 
tur für Arbeit (BA) vor allem für Ge¬ 
flüchtete. Ein Jobwunder sieht anders 


aus, auch wenn die Unterbeschäftigung 
von über 5 Millionen im Jahr 2005 ge¬ 
sunken ist. 

Ein weiterer Blick auf die Zahlen 
zeigt, dass es für Millionen keine siche¬ 
re Beschäftigung gibt, von der man le¬ 
ben kann. Von den 2,54 Millionen Ar¬ 
beitslosen erhielten nur 700 000 die 
Versicherungsleistung Arbeitslosen¬ 
geld I, dagegen 1,7 Millionen Arbeitslo¬ 
sengeld II, auch Hartz IV genannt, das 
aus Steuern finanziert wird. Allerdings 
müssen viel mehr erwerbsfähige Men¬ 
schen von dem sogenannten Existenz¬ 
minimum leben: Im Oktober waren es 
4,27 Millionen, ebenfalls ein kleiner 
Anstieg gegenüber dem Vorjahr. Fast 
8 Prozent der Menschen, die arbei¬ 
ten können, waren hilfebedürftig. Was 
ist mit den 2,6 Millionen Menschen, 
die Hartz IV bekommen haben, aber 
nicht offiziell arbeitslos sind? Sie arbei¬ 
ten mindestens 15 Wochenstunden, be¬ 
treuen kleine Kinder, pflegen Angehö¬ 
rige oder sind in der Ausbildung. Wenn 
man nun die fast eine Million Leihar¬ 


beiter hinzuzählt, die zum großen Teil 
keine sichere Beschäftigung haben und 
ständig geheuert und gefeuert werden, 
ergibt sich eine ziemlich große Zahl an 
Menschen, für die es keine ordentliche 
Arbeit gibt. 

Die Beschäftigtenzahlen stiegen 
ebenfalls und zwar um 371 000 auf 
43,78 Millionen. Auch die sozialversi¬ 
cherungspflichtige Beschäftigung hat 
um 474 000 Personen auf 31,46 Milli¬ 
onen zugenommen, davon sind aller¬ 
dings rund zehn Millionen Teilzeitbe¬ 
schäftigte, von denen wiederum viele 
mehr arbeiten wollen, um ein höheres 
Einkommen zu erzielen. Die Zahl der 
geringfügig Beschäftigten ist mit 7,4 
Millionen weiterhin hoch. 

Stagnierende Arbeitslosenzahlen 
und höhere Beschäftigtenzahlen - ist 
das ein Widerspruch? Nein, denn der 
Produktionsprozess braucht ständig 
„frisches Blut“ und wirft beständig 
ausgelaugte oder unpassende Arbeits¬ 
kräfte aus. Das erklärt auch die mit fast 
einer Million hohe Zahl der Langzeit¬ 


arbeitslosen und die Zahl der Arbeits¬ 
losigkeit der Älteren. Der Anteil der 
über 55-Jährigen bei den Menschen, die 
länger als vier Jahre Leistungen bezie¬ 
hen, liegt bei 67 Prozent. 

Die Bundesvereinigung der deut¬ 
schen Arbeitgeberverbände (BDA) be¬ 
klagt, dass die 691000 gemeldeten offe¬ 
nen Stellen häufig nicht besetzt werden 
können. Deshalb werde das „Beschäf¬ 
tigungspotenzial der Älteren immer 
wichtiger“, wie ihr Präsident, Ingo Kra¬ 
mer sagt. An der Rente mit 67 dürfe 
nicht gerüttelt werden. Der „Sachver¬ 
ständigenrat“ (auch genannt die fünf 
Wirtschaftsweisen) fordert in seinem 
gerade vorgestellten Jahresgutachten 
zur Lage der deutschen Wirtschaft die 
Rente mit 71. Dagegen protestierte der 
DGB, dessen Vorstandsmitglied Anne- 
lie Buntenbach den „Vorruhestand für 
Wirtschaftsweise“ forderte. 

Immer mehr Ältere arbeiten, um 
nicht zu verarmen, das ist der Hinter¬ 
grund der von Unternehmen und Re¬ 
gierung gefeierten höheren Beschäfti¬ 


gung der Älteren. Das Institut für Ar¬ 
beitsmarkt und Qualifikation (IAQ) 
hat errechnet, dass Niedrigverdiener 
mehr als 56 Jahre arbeiten müssen, um 
auf eine Rente in Höhe der Grundsi¬ 
cherung zu kommen. Wenn man mit 
16 anfängt, kann man mit 72 aufhören. 

Der Sachverständigenrat forderte 
außerdem, dass der Mindestlohn nicht 
weiter steigen dürfe. Dieser wurde zwar 
nur auf 8,84 brutto angehoben und soll 
auf diesem Niveau bis Ende 2018 ver¬ 
harren, angeblich verhindere er aber 
die Beschäftigung von Geringqualifi¬ 
zierten. Das IAQ kommt aber in einer 
Untersuchung zu dem Schluss, dass 65 
Prozent der Beschäftigten, die 2015 
weniger als 8,50 Euro verdient haben, 
eine abgeschlossene Berufsausbildung 
haben. Es ist also ein Scheinargument. 
Für viele Jüngere gibt es zudem keine 
Ausbildung. Fast 2 Millionen Menschen 
zwischen 20 und 34 Jahren haben keinen 
Berufsabschluss, die GEW fordert des¬ 
halb eine Abgabe von Unternehmen, 
die nicht ausbilden. Philipp Kissel 
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Vorbereitungen von unten 

Eisenbahnergewerkschaft bereitet sich auf Arbeitskampf bei der Bahn vor 



Eisenbahner demonstrieren mit ihrer Gewerkschaft im Juli 2016 am Bundesverkehrsministerium gegen die bahnfeindli¬ 
che Politik der Regierung 


D ie Tarifrunde bei der Deutschen 
Bahn hat begonnen. In der ers¬ 
ten Verhandlungsrunde vor eini¬ 
gen Wochen versuchte das Unterneh¬ 
men seine schwierige wirtschaftliche 
Lage zu betonen. Die Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft (EVG) ihrer¬ 
seits machte ihre Forderungen deut¬ 
lich: Sieben Prozent und davon 2,5 
Prozent als Wahlmöglichkeit zwischen 
Urlaub, Arbeitszeitverkürzung oder 
mehr Lohn. 

Nachdem die Forderungen in der 
Mitgliedschaft breit diskutiert worden 
waren (siehe UZ vom 7. Oktober), be¬ 
gannen die Planungen für die Tarifrun¬ 
de vor Ort. Der Bundesausschuss der 
Betriebsgruppen veröffentlichte hier¬ 
zu eine Handlungsempfehlung zur Ta¬ 
rifrunde. Darin werden die Betriebs¬ 
gruppen der EVG aufgefordert, die 
Tarifrunde vom ersten Tag an in den 
Betrieben zu begleiten. Eine Informa¬ 
tion der Mitglieder und der nichtorga- 
nisierten Kolleginnen und Kollegen 
ist „unabdingbare Voraussetzung zur 
erfolgreichen Durchführung einer Ta¬ 
rifrunde und einer möglichen Streikak¬ 
tion.“, heißt es in der Information. Die 
Betriebsgruppenvorstände erhielten 
Checklisten und Ablaufpläne, mit 
denen im Betrieb agiert werden soll. 
Der Berliner Betriebsgruppenaus¬ 
schuss - mit 35 Betriebsgruppen einer 
der Größeren - führte eine Diskussi¬ 
on in der deutlich wurde, dass die Mit¬ 
glieder gewillt sind, sich in die Tarif¬ 
runde einzubringen. Ende November 
will der Betriebsgruppenausschuss 
für eine Konferenz mobilisieren, zu 
der alle Funktionäre der Berliner Be¬ 
triebsgruppen geladen werden und in 
der die gemeinsame Mobilisierung be¬ 
sprochen werden soll. Noch in dieser 
Woche soll als Reaktion auf die zwei¬ 
te Verhandlungsrunde vom Mittwoch 


(nach Redaktionsschluss dieser UZ) 
mit betrieblichen Aktionen begon¬ 
nen werden und die nächste Verhand¬ 
lungsrunde in Berlin mit öffentlichen 
Aktionen vorbereitet werden. Hierzu 
wurde ein Paket mit Aktionsvorschlä¬ 
gen von den Kolleginnen und Kollegen 
erarbeitet. 

Betriebsräte und Arbeitskampf 

Um ihre Entschlossenheit zu betonen, 
geht die EVG planvoll vor. In vielen 
Betrieben erhalten die Betriebsleitun¬ 
gen in diesen Tagen von den Betriebs¬ 


räten beschlossene Schulungsmaßnah¬ 
men: Betriebsrat und Arbeitskampf - 
Rechte und Pflichten des Betriebsrates. 
Bundesweit sind Termine für diese 
kostenpflichtigen Schulungen ange¬ 
setzt. Die Einladungen werden öffent¬ 
lich bekanntgegeben, um auch sichtbar 
deutlich zu machen: Wir bereiten uns 
vor! 

Ob es zu Arbeitskampfmaßnah¬ 
men kommen wird, entscheidet sich bis 
Mitte Dezember. Seitens der Verhand¬ 
lungsdelegation des Unternehmens 
wurde deutlich, dass eine Arbeitszeit¬ 


verkürzung zwar in Kauf genommen 
würde, aber die Wahlmöglichkeit mehr 
Urlaub behagt ihnen nicht. Wahr¬ 
scheinlich, weil mehr Urlaub nicht 
so einfach umgangen werden kann. 
Die Forderungen der EVG sind dazu 
noch vielfältiger. Es geht auch darum, 
die Auswirkungen der Digitalisierung 
einzufangen: Altersvorsorge, Weiter¬ 
bildung und bessere Arbeitszeitrege¬ 
lungen, sowie ein Abschluss, der die 
Situation der Auszubildenden berück¬ 
sichtigt, gehören zum Forderungspa¬ 
ket. Rainer Perschewski 


Zukunft ist Geheimsache 

Kaiser’s - Edeka - Rewe - Bosse zufrieden. Personal bangt weiter 


Von Demokratie keine Spur. Die neo¬ 
liberale Welle rollt. Alles wird schön¬ 
geredet. Doch schaut man hinter die 
Kulissen, bleibt die Zukunft des Perso¬ 
nals ungewiss. So kann man die Situa¬ 
tion beim Lebensmittelriesen Kaiser’s 
Tengelmann nach der Schlichtung vom 
31. Oktober beschreiben. Wie sicher 
die Arbeitsplätze letztendlich sind, 
darüber wurde „top secret“ vereinbart. 

Die Eigentümer und Manager der 
größten deutschen Supermarktketten 
Karl-Erivan Haub (Tengelmann), Mar¬ 
kus Mosa (Edeka) und Alain Capar- 
ros (Rewe) sind mit dem Ergebnis zu¬ 
frieden. Ein Interessenausgleich sieht 
vor, dass die Tengelmann-Geschäfte 
im Raum München an Edeka verkauft 
werden. Rewe bekommt die Kaiser’s- 
Filialen in Berlin. In Nordrhein-West¬ 
falen bangen 8 000 Beschäftigte in 
rund 100 Kaiser’s Tengelmann Filia¬ 
len weiter. Auch wackelt die Zentrale 
in Mülheim an der Ruhr. 

Bundeswirtschaftsminister Sig¬ 
mar Gabriel (SPD) sieht trotzdem 
nur Erfolge: „15 000 Beschäftigte im 
Verkauf, Lagerarbeiter und Fleischer 
sowie Verwaltungsangestellte von 
Kaiser’s Tengelmann können Weih¬ 
nachten ohne Angst um ihren Ar¬ 
beitsplatz feiern“ so der Vizekanzler. 
Dem Minister zur Seite steht auch 
Frank Bsirske. Der Vorsitzende der 
Vereinten Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di) lobt ausdrücklich Ga¬ 
briel. „Das ist ein guter Tag für rund 
15 000 Beschäftigte, deren Arbeits¬ 
plätze, Tarifbindung sowie die Be¬ 
triebsratsstrukturen auf Jahre hinaus 
gesichert sind“, so ver.di in einer Pres¬ 
semitteilung. 

Noch während ver.di in dieser Klas¬ 
senauseinandersetzung weiter hoff¬ 
te und sogar den Altkanzler Gerhard 
Schröder und den Sozialversicherungs- 
killer Bert Rürup (beide SPD) für die 
Schlichtung vorschlug, wurden Verän¬ 


derungen bei den Arbeits- und Ver¬ 
tragsbedingungen bekannt. Kaum ist 
der Interessenausgleich vereinbart, 
ziehen Haub und die neuen Eigentü¬ 
mer die Zügel noch fester an. Dies zu 
einer Zeit, wo noch nicht einmal alle 
Betriebsräte durch die Konzerne oder 
ver.di informiert sind. Das berichten 
Beschäftigte und Belegschaftsvertre¬ 
ter. Filialen der Handelsriesen werden 
personell ausgedünnt. Andere bereits 
geschlossen. 

Es läuft immer wieder nach den 
gleichen Mustern ab. In Einzelgesprä¬ 
chen an den Betriebsräten vorbei wird 
versucht Arbeitsverträge zu ändern. 
Oder man drängt zu Selbstkündigun¬ 
gen. Hilft dies alles nichts „drohe die 
Personalabteilung mit Entlassung oder 
der Schließung ganzer Filialen“, so ein 
ver.di Betriebsrat. Unter diesen Um¬ 
ständen wird es nicht einfach sein, den 
Erhalt der Arbeitsplätze im Interes¬ 
senausgleich auf fünf Jahre zu sichern 
und zu kontrollieren. 

Das ist auch der Grund warum das 
Personal nicht wirklich ruhiger schläft. 
Die Angst des Arbeitsplatzverlustes ist 
bis Weihnachten und darüber hinaus 
nicht weg. So berichtet eine Verkäufe¬ 
rin in einer Düsseldorfer Filiale, dass 
sie lieber sparen will, als Weihnachts¬ 
geschenke zu kaufen. „Man sagt uns 
nicht wie das Ergebnis aussieht“. Die 
langjährig Beschäftigte weiter: „Ich be¬ 
komme das Gefühl nicht los, dass das 
Weihnachtsgeschäft noch mitgenom¬ 
men werden soll. Dann alles durchfors¬ 
tet wird, was nichts mehr abwirft für 
die neuen Besitzer“. 

Soweit darf es nicht kommen. Der 
jetzt ausgehandelte Interessenaus¬ 
gleich muss breit und öffentlich dis¬ 
kutiert werden. Solidarität mit und 
durch Kunden lässt sich gerade bei 
Handelsunternehmen gut organisie¬ 
ren, wenn Gewerkschaften und Kom¬ 
munen diesen Schritt gehen. Die Un¬ 


ternehmer fürchten nichts mehr. Ihre 
Strategie, dass innerbetrieblich nichts 
nach draußen dringt, kann so durch¬ 
brochen werden. Keine weitere Filiale 
darf geschlossen werden, wenn damit 
Entlassungen, finanzielle Einschnitte 


oder schlechtere Arbeitsbedingungen 
verbunden sind. Nur wenn dies erfüllt 
ist, kann von einer Lösung gesprochen 
werden, die im Sinne der Beschäftig¬ 
ten ist. 


Herbert Schedlbauer 


Kapitalistische 

Machenschaften 


Wellpappe stellt Mitarbeiter „von der Arbeit frei“ 



Die DKP Gelsenkirchen verurteilt die menschenverachtende Vorgehensweise der 
Palm Gruppe in Gelsenkirchen. Die Schließung des Wellpappe Werkes in Gelsen¬ 
kirchen, die ohne jede Vorankündigung per Boten am Montag, dem 31. Oktober 
erfolgte,sei,, ein beispielloser, unerträglicherVorgang,der seinesgleichen sucht“. 
Mitglieder der DKP-Kreisorganisation (siehe unser Foto) überreichten am 4. No¬ 
vember eine Solidaritätserklärung an die Kolleginnen und Kollegen, die seit An¬ 
fang der Woche Mahnwache vor dem Werk Wellpappe GmbH & Co KG halten, 
um zu verhindern, dass Betriebsmittel aus dem Unternehmen hinausgebracht 
werden.Teilweise ist dies bereits unter Ausnutzung des Brückentages am 31. Ok¬ 
tober geschehen, um die Insolvenzmasse zu schmälern, so Kolleginnen und Kol¬ 
legen vor dem Werkstor. 


Wahl der übelsten 
Horrorjobs 

Drei Kandidaten stehen ab sofort für 
den bundesweiten Aktionstag gegen 
Horrorjobs am 13.1.2017 zur Auswahl. 
Die „aktion ./. arbeitsunrecht“ ruft 
Beschäftigte, Gewerkschafter*innen 
und Aktivistinnen ab sofort auf, in 
einem offenen Online-Voting zu ent¬ 
scheiden, welches Unternehmen Ziel 
des Schwarzen Freitags werden soll: ht- 
tps://aktion.arbeitsunrecht.de/de/frei- 
tagl3/Januar2 017/voting. 

Zur Auswahl stehen die 1. „Me- 
dian-Kliniken“ für die systematische 
Zermürbung gegen den Betriebsrat 
Roland T. in Bad Oeynhausen, Uni¬ 
on Busting per willkürlicher Betriebs¬ 
schließung der Weserklinik in Bad 
Oeynhausen, Tarifflucht, systemati¬ 
sche Behinderung der Betriebsrats¬ 
arbeit & Ignorieren von Gerichtsur¬ 
teilen. 2. die Baumarkt-Kette OBI für 
die mutwillige Schließung von Filialen, 
um unliebsame Betriebsratsmitglieder 
los zu werden, und Tarifflucht. 3. die 
Drogeriemarkt-Kette Rossmann für 
Scheinwerkverträge und dubiose Fir¬ 
menstrukturen, das Vorantreiben der 
„Arbeit auf Abruf“ und Lohndumping. 


Münsteraner gegen 
verkaufsoffene Sonntage 

In einem Bürgerentscheid in Münster 
sprachen sich am vergangenen Sonn¬ 
tag 52 Prozent gegen verkaufsoffene 
Sonntage aus. Verdi zeigte sich erfreut 
über das Ergebnis, welches für eine 
Entlastung der Arbeiter sorgt. 


Lohnpolitikwende 
im Bundestag 

Der Deutsche Bundestag beschäftig¬ 
te sich in der abgelaufenen Woche mit 
einem Antrag der Linksfraktion, der 
eine „Wende in der Lohnpolitik einlei¬ 
ten“ soll. Der Antrag wurde bereits vor 
eineinhalb Jahren eingebracht, ist aber 
unverändert aktuell. Darin wird die 
Bundesregierung aufgefordert, das Ge¬ 
setz zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft (StabG) 
einzuhalten und umgehend Gesetzent¬ 
würfe vorzulegen und Maßnahmen 
einzuleiten, die geeignet sind ein au¬ 
ßenwirtschaftliches Gleichgewicht zu 
erreichen durch gezielte Stärkung der 
Binnennachfrage, insbesondere in dem 
die Voraussetzungen geschaffen wer¬ 
den, dass die Löhne erheblich stärker 
steigen. Das Verbot der Leiharbeit und 
des Missbrauchs von Werkverträgen 
sowie die Beschränkung von Befris¬ 
tungen auf wenige sachgrundbezogene 
Ausnahmen sind zu verankern. Zusätz¬ 
lich ist eine bessere Allgemeinverbind¬ 
lichkeitserklärung von Tarifverträgen 
vorzusehen. 


Deutsches Selbst¬ 
bewusstsein 

Auf der alle zwei Jahre stattfindenden 
Asien-Pazifik-Konferenz der deut¬ 
schen Wirschaft in Honkong hielt 
Bundeswirtschaftsminister Siegmar 
Gabriel einige Reden, in denen er 
häufiger von der Notwendigkeit ei¬ 
nes selbstbewussten Auftretens gegen 
China sprach. Er strebe ein Investiti¬ 
onsschutzabkommen der EU mit Chi¬ 
na an, das vor allem bessere Marktzu¬ 
gänge nach China schaffen soll. Beifall 
gab es laut manager magazin dafür von 
Siemens-Chef Joe Kaeser: „Er ist der 
beste Wirtschaftsminister, den wir je 
hatten.“ 


Winterkorn geladen 

Das Landgericht Paderborn hat den 
Ex-VW-Chef Martin Winterkorn als 
Zeugen geladen. Sein Auftritt soll dem 
Gericht Erkenntnisse über die Affäre 
um manipulierte Schadstoff-Messun¬ 
gen bei Diesel-Fahrzeugen bringen. Da 
er sich aber durch eine Aussage nicht 
selbst zu belasten brauche, ist sein Er¬ 
scheinen nicht sicher. Zu diesem Pro¬ 
zess kam es, weil ein VW-Kunde Scha¬ 
denersatz von dem Autokonzern ver¬ 
langt. 
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Ursula Vogt über die CSU als 
reaktionären Taktgeber 

Eine Ordnung 
muss eine sein 


Am vergangenen Wochenende traf sich 
die CSU in München zu ihrem Partei¬ 
tag. Sie begreift sich als „Taktgeber“ 
und inszeniert sich als der wahre Retter 
der Republik, der der CDU und ganz 
besonders der Bundeskanzlerin zeigt, 
wo der Bartel den Most holt. Dazu ge¬ 
hört auch, dass Angela Merkel - letztes 
Jahr auf dem Parteitag öffentlich von 
Seehofer abgewatscht - dieses Jahr gar 
nicht erst eingeladen wurde. 

Ihrer Rolle als reaktionärem Takt¬ 
geber wird die CSU mit ihrem auf dem 
Parteitag verabschiedeten Grundsatz¬ 
programm gerecht. Der Titel - „Die 
Ordnung“ - macht gruseln. Das Kon¬ 
zept der „Ordnungszelle Bayern“ hat 
politische Tradition und man darf ge¬ 
trost davon ausgehen, dass der Titel 
kein Zufall ist. 

Nachdem Revolution und Rätere¬ 
publik 1918/1919 blutig niedergeschla¬ 
gen waren, verkündete der damalige 
bayerische Ministerpräsident Gustav 
von Kahr, dass zuerst in Bayern „Ruhe 
und Ordnung“ wieder hergestellt wer¬ 
den müssten. Die „Ordnungszelle Bay¬ 
ern“ sollte dann „gesundend“ auf das 
gesamte Deutsche Reich wirken. Die¬ 
ses reaktionäre Sendungsbewusstsein 
formulierte Franz Josef Strauß 1970 ge¬ 
konnt mit: „Wenn die Verflachung der 
Politik beginnt, kommt aus den baye¬ 
rischen Bergen die Rettung“ - wobei 
der Bezug weniger geografisch zu ver¬ 
stehen ist denn als Hommage an die 
Beteiligung der bis heute (z.B. beim 
jährlichen Oktoberfesteinzugsauf¬ 
trieb) gehätschelten bayrischen Ge- 
birgsschützen in den Freicorps bei der 
Niederschlagung der Münchner Räte¬ 
republik. 

Bayern, Deutschland, die Welt 
braucht „Ordnung“ - das sind doch 
veritable populistische Antworten. 


Weiter mit 
Erdogan 

Am 10. November sollte der Bundestag 
das Mandat verlängern, das es der Bun¬ 
deswehr erlaubt, vom türkischen Stütz¬ 
punkt Incirlik aus im syrischen Krieg 
mitzumischen. Die Abgeordneten hat¬ 
ten sowohl über den Kriegseinsatz 
selbst abzustimmen als auch darüber, 
ob die militärische Zusammenarbeit 
mit der Türkei fortgesetzt werden soll. 

Die CDU wollte an der Zusammen¬ 
arbeit festhalten und die Bundeswehr 
in Incirlik lassen. Die SPD wollte sich 
zumindest Alternativen offenhalten: Es 
solle zumindest möglich sein, die deut¬ 
schen Soldaten schnell aus aus der Tür¬ 
kei abzuziehen. Die Kriegspolitiker lo¬ 
ten Alternativen aus: Möglicherweise 
könnten die deutschen Tornados auch 
von Jordanien aus ihren Beitrag im so¬ 
genannten Antiterrorkampf leisten. 

Nachdem das türkische AKP-Re- 
gime seit der vergangenen Woche sei¬ 
ne Angriffe gegen Demokraten und 
die kurdische Bewegung eskalieren 
ließ, hieß es aus dem Umfeld des EU- 
Parlamentspräsidenten Martin Schulz 
(SPD), im Verhältnis zwischen EU und 
Türkei müsse eine Eskalation vermie¬ 
den werden. Die deutsche Regierung 
will die Zusammenarbeit mit Erdogan 
fortsetzen. 

Dabei geht es um den Flüchtlings¬ 
deal - aber auch um die Investitionen 
und Märkte deutscher Konzerne. Die 
Türkei ist außerhalb der EU der viert¬ 
größte Exportmarkt für deutsche Un¬ 
ternehmen - auch für die Waffen, die 
das AKP-Regime gegen die kurdische 
Bewegung einsetzt. Im ersten Halbjahr 
2016 waren die türkischen Streitkräf¬ 
te achtgrößter Empfänger deutschen 
Kriegsgeräts. Berlin genehmigte ihnen 
etwa die Lieferung von Flugzeugteilen 
sowie von militärischer Kommunika- 
tions- und Navigationsausrüstung in ei¬ 
nem Gesamtwert von mehr als 76 Mil¬ 
lionen Euro. 
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Strategisches Hinterland 

Die NATO-Osterweiterung macht Etappe in Dülmen 



Foto: gemeinfrei 


Die US-Armee sucht eine gute Verkehrsanbindung für den Aufmarsch gegen 
Russland - hier ein Panzer bei einer Übung in Friedberg, Hessen. 


I m September 2016 hat sich die Bri¬ 
tische Armee aus den „Tower Bar¬ 
racks“ in Dülmen/Westfalen zurück¬ 
gezogen. Auf 46 Hektar hatte sie dort 
ihr größtes Materiallager unterhalten 
mit 70 Lagerhallen, Unterkunfts- und 
Bürogebäuden. Es soll nun zu einem 
der wichtigsten Materiallager der US- 
Armee werden. Die Öffentlichkeit wird 
nur nachträglich und tröpfchenweise 
darüber informiert. 

Regionale Pläne für die zukünftige 
Verwendung als ziviles Logistikzen¬ 
trum wurden schnell unter den Tisch 
gekehrt, als die US-Armee ihr Interes¬ 
se an dem Gelände bekundete. Es war 


zunächst in den Besitz der „Bundesan¬ 
stalt für Immobilienaufgaben“ (Bima) 
übergegangen, welche bundeseige¬ 
ne Immobilien möglichst wirtschaft¬ 
lich verwalten soll. Bima teilte den 
örtlichen Instanzen dann mit, das Bun¬ 
desverteidigungsministerium habe den 
Bedarf der US-Streitkräfte positiv ge¬ 
prüft. Damit bestehe nach dem Zusatz¬ 
abkommen zum NATO-Truppenstatut 
eine Verpflichtung des Bundes, diesen 
in den Tower Barracks umzusetzen. 

Damit wird das Materiallager zu 
einer wichtigen Etappe bei der Oster¬ 
weiterung der NATO. Donald Wrenn, 
Sprecher der US-Armee: „Wir wol¬ 


len dort kampffähiges Material lagern, 
das schnell überall auf dem europä¬ 
ischen Kontinent zum Einsatz kom¬ 
men kann.“ Erste Fahrzeuge und wei¬ 
tere Ausrüstung sollen ab Anfang 2017 
nach Dülmen gebracht werden. Was an 
„kampffähigem Material“ später folgt, 
bleibt im Dunkeln. Bürgermeisterin 
Lisa Stremlau sagte vor der Stadtver¬ 
ordnetenversammlung: „Soweit ich es 
verstanden habe, geht es im Moment 
hauptsächlich um ein Depot für Mili¬ 
tärfahrzeuge. Munition soll hier aller 
Voraussicht nach aber nicht gelagert 
werden.“Tatsächlich heißt das: Dülmen 
soll mit einem von drei großen Logis¬ 
tikzentralen der US-Armee in Nordeu¬ 
ropa zum Teil des strategischen Hinter¬ 
lands für den NATO-Aufmarsch gegen 
Russland werden. 

Die US-Armee interessiert sich 
für das Gelände in direkter Nähe zur 
Bundesautobahn A 43, weil es zusätz¬ 
lich mit eigenem Gleisanschluss an die 
Eisenbahnstrecke Ruhrgebiet - Müns¬ 
ter angeschlossen ist. Dort ist die soge¬ 
nannte NATO-Speerspitze stationiert, 
die nach einem „Rapid Action Plan“ 
blitzschnell nach Osteuropa verlegt 
werden kann. Das Materiallager im 
benachbarten Dülmen ist also geeig¬ 
net für den schnellen Transport auch 
schweren Geräts wie bewaffneten und 
gepanzerten Fahrzeugen Richtung Os¬ 
ten. Aber nur ein Artikel der lokalen 
Presse erwähnte, dass diese Maßnah¬ 
me im Rahmen der „European Reas- 
surance Initiative“ erfolgt. Diese US- 
Initiative sorgt seit 2014 dafür, dass 
die militärische Präsenz der NATO 
und speziell der US-Truppen auf dem 
Kontinent ausgeweitet wird. Ihr Bud¬ 
get wurde für 2017 mit 3,4 Millionen 
US-Dollar gegenüber 2016 vervier¬ 
facht. 


Das soll ermöglichen, mehr Ein¬ 
heiten aus den USA nach Europa 
rotieren zu lassen, die Kampffähig¬ 
keit der Verbündeten und Partner 
zu verbessern, mehr und moderneres 
Kriegsgerät entlang der NATO-Ost- 
grenze einzulagern und die dazu er¬ 
forderliche Infrastruktur auszubauen. 
Das Ziel sind drei voll bewaffnete Bri¬ 
gaden der US-Armee in Europa. Vor 
allem in Osteuropa sollen sich dauer¬ 
haft US-amerikanische Truppen, Pan¬ 
zer und andere gepanzerte Fahrzeuge 
aufhalten. Eine Stationierung wider¬ 
spricht allerdings den Vereinbarungen 
der NATO-Russland-Akte von 1997, 
keine NATO-Truppen in den neuen 
NATO-Mitgliedstaaten im Osten zu 
stationieren. Pentagon-Sprecherin 
Laura Siegel verrät den Trick, der das 
trotzdem möglich machen soll: „Wir 
werden außerdem unsere Fähigkeit 
demonstrieren und trainieren, schnell 
Ausrüstung und Personal nach Euro¬ 
pa zu verlegen, indem wir dort Perso¬ 
nal mit ihrer eigenen Ausrüstung ro¬ 
tieren lassen, das offiziell in den USA 
stationiert ist. Das wird die moderns¬ 
te Ausrüstung sein, die die Armee ge¬ 
genwärtig zu bieten hat. Damit wird 
im kommenden Jahr die weniger mo¬ 
derne Ausrüstung ersetzt, die wir bis¬ 
her in Europa hatten.“ 

Das geht nicht ohne große Materi¬ 
allager, denn dazu müssen auch mehr 
Waffen, Kampffahrzeuge und Vorräte 
nach Europa gebracht werden. Die US- 
Armee sucht nicht einfach nach einer 
Gelegenheit, um ihre Fahrzeuge unter¬ 
zustellen und zu ölen. Mit dem neuen 
Materialdepot in Dülmen ergänzt die 
NATO ihre militärische Infrastruktur 
für die Osterweiterung und Aufrüstung 
der NATO. 

Jördis Land 


Mut machen 

Was können die Stammtischkämpfer von „Aufstehen gegen Rassismus“ der AfD entgegensetzen? 


Anna Müller koordiniert im Bündnis 
„Aufstehen gegen Rassismus“ die 
Ausbildung der Stammtischkämp¬ 
fer. Sie ist Mitglied des Landesvor¬ 
stands der Jusos Berlin. 

UZ: Was hoffst du, wie sich die Aktivi¬ 
täten eures Bündnisses auf das Ergebnis 
der Bundestagswahl auswirken? 

Anna Müller: Ich hoffe, dass wir es 
schaffen, Aufklärungsmaterial zu ver¬ 
teilen und auf der Straße sichtbar zu 
machen, dass ein großer Teil der Bevöl¬ 
kerung ein Problem mit der AfD hat: 
Mit ihrer krassen Rechtsausrichtung, 
mit ihrem Rassismus, aber auch mit 
ihrem erzkonservativen Familienbild 
und ihrer Arbeitnehmerinnenfeindlich¬ 
keit. Wir erhoffen uns, dass die AfD im 
nächsten Bundestag nicht als relevante 
Kraft im Politikgeschehen mitmischen 
kann. 

UZ: Bei „Aufstehen gegen Rassismus“ 
gibt es eine enge Zusammenarbeit von 
Mitgliedern der Linkspartei, der Grü¬ 
nen und der SPD. Ist das Bündnis die 
Begleitung für einen linken „Lager¬ 
wahlkampf“? 

Anna Müller: Nein - in Bündnissen ge¬ 
gen Rechts hat man schon immer zu¬ 
sammengearbeitet, weil man da einen 
gemeinsamen Nenner hatte. 

UZ: In der Ausbildung der Stammtisch¬ 
kämpfer nehmt ihr die Argumentations- 
strukturen der AfD auseinander. Geht es 
vor allem darum, den Rechten logische 
Lehler nachzuweisen? 

Anna Müller: Ja natürlich - wenn die 
AfD sagt: Wir sind die Partei des klei¬ 
nen Mannes, wir sind die einzige Par¬ 
tei, die das Problem der sogenannten 
Islamisierung anspricht, dann sind da 
logische Fehler drin, die man aufzeigen 
kann. Aber in der Stammtischkämpfer- 


Kampagne geht es weniger darum, die 
Leute argumentativ perfekt auszustat¬ 
ten, dazu reichen unsere sechs Stunden 
Schulung nicht aus. Uns geht es in ers¬ 
ter Linie darum, Menschen Mut zu ma¬ 
chen, den Mund aufzumachen. 

UZ: Am Rande eures Bündnistreffens 
hat mir ein Kollege der IG Metall ge¬ 
sagt: „ Wir müssen den Kollegen bewei¬ 
sen, dass sie gegen ihre eigenen Interes¬ 
sen wählen, wenn sie AfD wählen.“ Wie 
funktioniert das, wenn das Bündnis so¬ 
ziale Lragen weitgehend aus geklammert 
hat? 

Anna Müller: Ich glaube, wir haben 
nicht soziale Fragen ausgeklammert, 
sondern wir haben die konkrete Be¬ 
antwortung der sozialen Fragen aus¬ 
geklammert. Vielleicht haben die Par¬ 
teien, die das Bündnis unterstützen, un¬ 
terschiedliche Vorstellungen über ein 
Rentenkonzept. Aber auch ohne eine 
eigene Forderung können wir deutlich 


machen: Die AfD lehnt eine staatliche 
Sozialversicherung ab. Was die AfD 
will würde unseren Sozialstaat aushe¬ 
beln und wäre eine krasse Belastung 
für Arbeitnehmerinnen. Die Gruppen 
im Bündnis hingegen wollen alle einen 
Sozialstaat, auch wenn sie unterschied¬ 
licher Meinung sind über die genaue 
Ausgestaltung. 

UZ: In den Gewerkschaften gibt es gro¬ 
ßes Interesse daran, bei ihren Schulun¬ 
gen Stammtischkämpfer auszubilden. 
Woran liegt das? 

Anna Müller: Die letzten Wahlen ha¬ 
ben gezeigt, dass gerade im Gewerk¬ 
schaftsmilieu überdurchschnittlich viele 
Leute AfD gewählt haben. Ich glaube, 
das war für die Gewerkschaften ein er¬ 
schreckender Moment und man hat sich 
entschieden verstärkt etwas zu machen. 

UZ: Ihr habt bisher rund 600 Stamm¬ 
tischkämpfer ausgebildet. Was muss 


passieren, damit ihr bis zur Bundestags¬ 
wahl die 10 000 erreicht, die ihr euch 
vorgenommen habt? 

Anna Müller: Wir müssen zunächst 
einmal mehr Teamerinnen und Tea- 
mer ausbilden. Wenn die großen Ge¬ 
werkschaften und Parteien wollen, dass 
dieses Bündnis funktioniert, müssen sie 
es finanzieren. Solange wir nur ehren¬ 
amtlich arbeiten, wird es nicht möglich 
sein, eine bundesweite Stammtisch¬ 
kämpfer-Kampagne zu koordinieren 
und weiterzuentwickeln. Aber das In¬ 
teresse ist groß - die Gewerkschaften 
sind aktiv und ein Jugendparlament 
aus dem Allgäu hat uns angefragt, eine 
Schule aus NRW will eine Fortbildung 
für ihre Lehrer mit uns machen und 
ein Festival auf Rügen hat uns einge¬ 
laden. Es gibt viele lokale Bündnisse 
gegen rechts, mit denen wir Zusammen¬ 
arbeiten könnten - wir bräuchten nur 
die Zeit, um die alle mal anzuschreiben. 

Interview: Olaf Matthes 


Kampagne im Wahlkampfjahr 

Bündnistreffen von „Aufstehen gegen Rassismus“ 


Rund 50 Vertreter lokaler Bündnisse, hauptamtliche Gewerkschafter, 
Aktive von Jusos, Linkspartei und anderen Organisationen haben am 
Samstag beim bundesweiten Treffen von „Aufstehen gegen Rassis¬ 
mus“ diskutiert, wie das Bündnis in die Wahlkämpfe des kommenden 
Jahres eingreifen will. 

Sie wollen die Kampagne des Bündnisses vor Ort stärken und der AfD- 
Propaganda möglichst flächendeckend Aktionen entgegensetzen. Eine 
bundesweite Aktivenkonferenz soll Raum bieten, um Aktionen zu pla¬ 
nen und inhaltliche Debatten zu führen. Am 3. September hatte das 
Bündnis zu einer zentralen Demonstration in Berlin aufgerufen, zu der 
weniger Teilnehmer kamen als erhofft. Im Bundestagswahlkampf will 
das Bündnis statt dessen zu lokalen Aktionen an einem dezentralen 
Aktionstag aufrufen. Das Bündnis solle keinen Wahlkampf für Rot-Rot- 
Grün machen, sondern die Inhalte der AfD zurückdrängen: „Ich bin ge¬ 
gen Rot-Rot-Grün, ich bin gegen einen ,Lagerwahlkampf 1 - aber ich 
bin für Aktionseinheit“, sagte Christine Buchholz, für die Linkspartei im 
Bundestag und im Koordinierungskreis des Bündnisses, gegenüber UZ. 
Anfang des Jahres hatten in kurzer Zeit 18 000 Menschen den Aufruf 
des Bündnisses unterzeichnet. Nun ging es darum, nach dem Schwung 


der ersten Monate eine dauerhaftere Kampagne zu entwickeln: Wie läuft 
die Kommunikation zwischen Aktiven in den Städten und dem zentra¬ 
len Koordinierungskreis? Wie könnte mindestens eine Stelle finanziert 
werden, um die Ausbildung der Stammtischkämpfer zu organisieren? 
Welche Möglichkeiten gibt es, um im Bündnis stärker z. B. über die in¬ 
haltliche Einschätzung der AfD zu diskutieren? 

Bisher hat das Bündnis 600 „Stammtischkämpfer“ ausgebildet, die nun 
besser in der Lage sein sollen, rechter Propaganda im Kollegen- und 
Freundeskreis entgegenzutreten. Bis zur Bundestagswahl sollen es 10 
000 werden, das sei realistisch, denn das Interesse - gerade auch aus 
den Gewerkschaften - sei groß. Ein hauptamtlicher IG Metall-Kollege 
berichtet, dass seine Gewerkschaft Module zur Schulung von Stamm¬ 
tischkämpfern in die laufende Bildungsarbeit integriert. 

Das Bündnis stellt für diese Schulungen Teamer und Materialien zur Ver¬ 
fügung. Die Methoden sind bei allen Schulungen weitgehend einheitlich, 
der inhaltliche Schwerpunkt liegt darauf, die Struktur rechter Parolen zu 
hinterfragen und z.B. unzulässige Verallgemeinerungen nachzuweisen. 
Christine Buchholz sagt: „Die Inhalte der Schulung hängen ja auch 
davon ab, was die Leute sonst im Kopf haben. 
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Angekommen 

Ein jesidischer Hirte humpelt mit Frau und sieben Kindern über die Balkanroute. 

Die Willkommenskultur heißt Clara und hilft bei Behörden, Nachbarn und Vermietern 


Die Nachbarn sind Lehrer und sehr 
für Willkommenskultur, die Nachba¬ 
rin bringt Flüchtlingen Deutsch bei. Als 
Familie Tagay* in das Haus eingezogen 
ist, haben sie sie freundlich begrüßt. 
Nur manchmal, wenn zum Beispiel der 
Rasen nebenan zu hoch steht, greift die 
Nachbarin zum Telefon und ruft Clara 
an, die deutsche Freundin von Familie 
Tagay: „Das geht so wohl nicht, wir sind 
hier in einer bürgerlichen Gegend.“ 
Jafar Tagay kann nicht einschätzen, 
wie viele Probleme ihm die Nachbarn 
machen können. Er kauft von seinen 
Grundleistungen eines Asylbewerbers 
einen Rasentrimmer und mäht. Seit er, 
seine Frau und die sieben Kinder das 
Haus bezogen haben, sagt er: „Jetzt 
sind wir in Deutschland angekommen.“ 

Aufgebrochen war die Familie, als 
sie IS-Kämpfer am Ufer des Sees gese¬ 
hen hatten, das ihrem irakischen Hei¬ 
matdorf gegenüberliegt. Jafar Tagay, 
der nur ein Bein hat, war auf seiner 
Prothese, mit seiner Frau und den sie¬ 
ben Kindern und ohne seine Schafher¬ 
de über die Berge zwischen dem Irak 
und der Türkei gehumpelt. Ihre Chance 
auf Asyl ist gut: Jafar wusste, dass sie 
sich auf ihrem Weg über den Balkan 
nicht von der Polizei registrieren lassen 
dürfen, erst die deutschen Behörden 
haben ihre Fingerabdrücke in die Da¬ 
tenbank aufgenommen, und auch die 
Behörden erkennen an, dass irakische 
Jesiden aus IS-Gebieten Schutz brau¬ 
chen. Im vergangenen Herbst gelangte 
er über die Balkanroute in die überfüll¬ 
te Veranstaltungshalle im Ruhrgebiet, 
wo die Flüchtlinge untergebracht wa¬ 
ren. 

Dort, in der Kinderbetreuung, trifft 
Jafars zehnjähriger Sohn Deniz Clara. 
Die macht eine Ausbildung zur Erzie¬ 
herin, hospitiert in der Erstaufnahme 
und sagt: „Ich bin die erste Bindung, 
die diese Kinder in Deutschland ha¬ 
ben.“ Nach zwei Wochen sagt sie De¬ 
niz, dass sie am Montag nicht mehr 
kommen wird - mit „finish“ und „me“ 
und Händen und Füßen versteht er 
genug um zu weinen. Clara bittet ihre 
Kollegin ihr zu schreiben, wo Fami¬ 
lie Tagay als nächstes Unterkommen 
wird. Seitdem begleitet sie die Fami¬ 
lie durch eine Willkommenskultur, die 
ohne Claras Unterstützung eine Sack¬ 
gasse wäre. 

Als Clara die Familie Tagay das 
nächste Mal besucht, warten die Kin¬ 
der vor dem Eingang zum Zeltdorf. 
Jafar hat ihr über Facebook die Adresse 
im Essener Norden geschrieben, Cla¬ 
ra wohnt nicht weit von hier. Sie feiern 
das Wiedersehen mit einem Glas Tee 
auf einem Sofa im Aufenthaltszelt, Cla- 


Wird in Berlin der „Fahrplan“ der Ko¬ 
alitionsverhandlungen eingehalten? 
Am 16. November sollen die Gesprä¬ 
che beendet sein und der Vertrag ste¬ 
hen. Dann will die Partei „Die Linke“ 
ihre Mitglieder in der Stadt befragen, 
SPD und Grüne werden die Entschei¬ 
dung über den Koalitionsvertrag auf 
Parteitagen fällen. Am 8. Dezember 
soll dann Michael Müller (SPD) er¬ 
neut zum Regierenden Bürgermeister 
gewählt werden. 

Viel hat man bisher besprochen und 
festgelegt. Darunter sind eine ganze 
Reihe von sehr interessanten Entschei¬ 
dungen, die, wenn sie denn tatsächlich 
umgesetzt werden, das Leben vieler in 
der Stadt erleichtern könnten. Doch 
über die Finanzen haben die Koaliti¬ 
onspartner noch gar nicht verhandelt. 
Die sind eines der umstrittensten The¬ 
men. 

Festgelegt wurde, dass beispielswei¬ 
se deutlich mehr Menschen den „Ber¬ 
lin-Pass“ erhalten sollen. Wenn genug 
Geld da ist. Darüber soll am Ende der 
Koalitionsverhandlungen entschieden 


ra hat den Kindern ihren alten Roller 
mitgebracht. Sie unterhalten sich, in¬ 
dem sie das Telefon herumreichen - 
Jafars Schwester lebt seit drei Jahren in 
einer Münchner Flüchtlingsunterkunft 
und kann übersetzen. 

Jafar sagt: „Wir brauchen eine ei¬ 
gene Wohnung, wir können hier nicht 
leben.“ Hier haben sie etwas mehr Pri¬ 
vatsphäre als in der Erstaufnahme, 
nur sonst nicht viel. Die Kinder kön¬ 
nen noch nicht zur Schule gehen, für 


ihre Betreuung kommen ab und zu ein 
paar Ehrenamtliche vorbei. Sie war¬ 
ten drei Monate lang auf den Brief mit 
dem Termin für das Interview, in dem 
das Amt ihren Asylantrag prüft. Clara 
sagt: „Man hat gesehen, dass es der Fa¬ 
milie nicht gut ging.“ Die hygienischen 
Bedingungen sind schlecht, die Kinder 
stinken. Clara läuft Büros im Sozialamt 
ab, als sie den Zuständigen gefunden 
hat, sagt der: „Noch nicht als Flüchtling 
anerkannt? Eine Wohnung für eine Fa¬ 
milie mit sieben Kindern? Das können 
Sie vergessen.“ 

Dann schreiben die Zeitungen, dass 
es teurer ist, die Flüchtlinge in Zeltdör¬ 
fern unterzubringen als in Wohnungen, 
und Jafars Schwester übersetzt, was die 
anderen im Zeltdorf sagen: Wer eine 
Wohnung findet, dem zahlt das Sozial¬ 
amt die Kosten. Clara geht auf Woh¬ 
nungssuche. 

Von Freunden hört sie, dass die 
meisten Vermieter abwinken, wenn sie 


werden. Mit dem Berlin-Pass könnten 
auch Wohngeldbezieher günstigere 
Nahverkehrstickets und Ermäßigungen 
bei Kultur-, Sport- und Freizeitangebo¬ 
ten bekommen. Die Kältehilfe soll 200 
Plätze mehr erhalten. 

Die Mieten in Berlin sollen be¬ 
zahlbar sein. Deshalb sollen jedes Jahr 
6000 Wohnungen gebaut und zusätz¬ 
lich welche gekauft werden (insgesamt 
55000, und das sind immer noch zu 
wenige). Die Hälfte davon soll an ein¬ 
kommensschwache Mieter mit Wohn- 
berechtigungsschein vergeben werden. 
Mieterhöhungen, auch durch Moderni¬ 
sierungen, sollen in den landeseigenen 
Wohnungen stark begrenzt, die Mieten 
für Sozialwohnungen gesenkt und nach 
Einkommen gestaffelt werden. 

Flüchtlinge sollen Großunterkünfte 
wie den Hangar auf dem ehemaligen 
Flughafen Tempelhof schnell verlas¬ 
sen können und Wohnungen erhalten. 
Änderungen will man auch in der Ab- 
schiebepolitik durchsetzen: Abschie¬ 
bungen sollen demnach nur noch die 
„Ultima Ratio“ sein. 


hören, dass eine Flüchtlingsfamilie, die 
kein Deutsch spricht, einziehen will. 
Die Eigentümer des Hauses, das Fami¬ 
lie Tagay besichtigt - ein Arzt und ein 
Professor -, gehören zu denen, die in 
den ankommenden Flüchtlingen eine 
Chance sehen. Ihre Chance liegt dar¬ 
in, für das heruntergekommene Haus 
ihrer Mutter eine hohe Miete zu neh¬ 
men und für die alten Möbel einen Ab¬ 
schlag. Aber auf den drei Etagen mit 
zwei Bädern können zehn Menschen 


leben, das Sozialamt übernimmt die 
Miete. Clara würde den Vermietern 
gerne ihre Meinung sagen. Jafar will 
aus dem Zeltdorf raus. Er stottert 1000 
Euro Abschlag von den Sozialleistun¬ 
gen ab. Dafür haben Jafar und seine 
Frau, die beide nicht lesen können, ei¬ 
nen großen alten Schreibtisch überlas¬ 
sen bekommen, auf den sie immerhin 
den Fernseher stellen können. 

Beim Sozialamt hört Clara, die Fa¬ 
milie solle von dem Geld für die Erst¬ 
ausstattung neue Möbel und Geräte 
kaufen - wegen der Garantie, wenn was 
kaputt geht, gibt es kein Geld mehr. 
Das Geld hätte nicht für sieben neue 
Kinderbetten gereicht, Claras Freunde 
und Verwandte bringen Sofas und De¬ 
cken zu Familie Tagay. 

Willkommenskultur? „Für Familie 
Tagay sind meine Familie und ich die 
Willkommenskultur“, sagt Clara. Jafars 
Mutter hat ihr aus dem Irak eine Uhr 
geschickt und nennt Clara ihre neue 


Es soll zudem mehr Kita- und Hort¬ 
plätze geben, die Bedarfsprüfung bei 
Kita-Plätzen abgeschafft werden. Die 
Hochschulen sollen mehr Geld erhal¬ 
ten und die Krankenhäuser mehr Mit¬ 
tel für die Sanierung. 

Der öffentliche Nahverkehr und 
das Netz der Radwege werden ausge¬ 
baut. Das Sozialticket wird ab Frühjahr 
2017 billiger, nach dem 1. Januar, also 
nach der nächsten Preiserhöhung bei 
Bussen und Bahnen, soll es zudem ei¬ 
nen Preisstopp geben. Die A-100 wird 
in den nächsten fünf Jahren nicht wei¬ 
tergeführt - und auch die Planungen 
dazu nicht. Umweltschutz wird insge¬ 
samt großgeschrieben. 

SPD, Linkspartei und Grüne wol¬ 
len zudem alle Energienetze in Berlin 
in die öffentliche Hand nehmen. Da¬ 
durch soll die Energie- und Wärme¬ 
versorgung sicher und bezahlbar blei¬ 
ben. Eine Rekommunalisierung sowohl 
beim Stromnetz als auch bei Gas und 
Fernwärme wird angestrebt. Außerdem 
soll das Berliner Stadtwerk ausgebaut 
werden und deutlich mehr Kompeten- 


Tochter, Claras Eltern laden Familie 
Tagay zum Grillen ein - „Ich habe da 
für immer Freunde gefunden“. Ohne 
ihre Hilfe hätte die Familie nicht aus 
dem Zeltdorf in ihr neues Haus ziehen 
können, ohne sie ist es für Jafar kaum 
möglich, beim Sozialamt auch nur das 
Zimmer zu finden, in dem er seinen 
Antrag abgeben muss. „Ich kann diese 
Familie nicht retten, aber ich kann eine 
positive Bindung sein - für diese eine 
Familie, mehr kann ich nicht.“ Der Äl¬ 


teste der Familie bekommt vom Schul¬ 
amt keinen Platz auf einer Schule, Clara 
fragt ihre alten Lehrer an ihrer ehema¬ 
ligen Schule, nun hat der Junge dort die 
6. Klasse begonnen. Was die Behörden 
tun, reicht für Zelte und Verpflegung. 
Für vieles, was darüber hinausgeht, sind 
Flüchtlinge auf ehrenamtliche Unter¬ 
stützer angewiesen. Die Prothese, mit 
der Jafar nach Deutschland gekommen 
ist, ist alt, der Stumpf wundgescheuert 
und der Antrag auf Kostenübernahme 
für eine neue Prothese steckengeblie¬ 
ben. „Es gibt noch viele kleine Baustel¬ 
len“, sagt Clara. 

Olaf Matthes 

* Namen geändert 

Unsere Willkommenskultur heißt 
„gemeinsam kämpfen“ 

Wie arbeitest du daran? 

Schreib an: 

redaktion@unsere-zeit. de. 


zen erhalten: In Zukunft soll es auch 
mit Strom handeln dürfen. 

Erst am Montagabend dieser Wo¬ 
che ging es dann um die ersten Streit¬ 
punkte wie die Videoüberwachung 
auf öffentlichen Plätzen. Die SPD 
will das Pilotprojekt am Alexander¬ 
platz weiterführen. Erst danach will 
sie über die Videoüberwachung ent¬ 
scheiden. Offen ist auch, was aus In¬ 
nensenator Frank Henkels Plänen 
wird, die Polizei mit Elektroschockern 
auszustatten. Auch der Verfassungs¬ 
schutz ist umstritten, den die Grünen 
und die Partei „Die Linke“ abschaf¬ 
fen wollen. Uneinig ist man sich auch 
in der Drogenpolitik: Linkspartei und 
Grüne wollen den Cannabiskonsum 
in bestimmten Grenzen freigeben 
und einen kontrollierten Verkauf le¬ 
galisieren. Einigkeit besteht aber da¬ 
rin, mehr Polizistinnen und Polizisten 
einzustellen. 

So gut manche der bisherigen Fest¬ 
legungen klingen: Die politische Praxis 
wird zeigen, was Realität wird. 

nh 


Ohne Gewähr 

Anscheinend hat der bayerische Verfas¬ 
sungsschutz der Münchener Universi¬ 
tät (LMU) mitgeteilt, ob der Bewerber 
Kerem Schamberger Gewähr dafür bie¬ 
tet, für die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung einzutreten. 

Kerem hat seit Anfang Oktober fak¬ 
tisch Berufsverbot, am Montag beschlos¬ 
sen auch die Mitglieder der GEW Mün¬ 
chen eine Solidaritätserklärung. Weil 
Kerem DKP-Mitglied ist, hat die LMU 
eine Auskunft beim Verfassungsschutz 
eingeholt. Dass Kerem ein qualifizierter 
Nachwuchswissenschaftler ist, der am 
vergangenen Samstag einen Preis für 
seine Masterarbeit erhalten hat, hätte 
das Personaldezernat auch am Institut 
für Kommunikationswissenschaften er¬ 
fahren können. Das Institut hatte nicht 
nach Kerems Parteibuch gefragt, als es 
beantragte, ihn einzustellen. 

Vor zwei Wochen soll die Uni Post 
vom Verfassungsschutz bekommen ha¬ 
ben - was drinsteht hat die LMU bis Re¬ 
daktionsschluss weder Kerem noch sei¬ 
ner Anwältin verraten, auch UZ erhielt 
keine Auskunft. 

Gedenken am 
9. November 

Zum Jahrestag der Reichspogromnacht 
am vergangenen Mittwoch haben anti¬ 
faschistische Gruppen bundesweit zu 
Gedenkveranstaltungen und Demons¬ 
trationen aufgerufen. Das Bündnis „Es¬ 
sen stellt sich quer“ lud dazu ein, die zur 
Erinnerung an von den Faschisten Ver¬ 
folgte verlegten Stolpersteine zu reini¬ 
gen. Im Frankfurter Stadtteil Rödelheim 
hatten Faschisten am vergangenen Wo¬ 
chenende das Denkmal für die ehema¬ 
lige Synagoge geschändet. Für örtliche 
Initiativen war das ein weiterer Grund, 
um zur Gedenkstunde am Denkmal 
einzuladen. Die Gedenkdemonstration 
in Gießen wollte daran erinnern, dass 
zum Vermächtnis des antifaschistischen 
Widerstands die Forderung gehört: „Nie 
wieder Faschismus, nie wieder Krieg“. 

Polizei verletzt 
Journalistin 

Am 30. Oktober verletzte die Polizei 
eine Journalistin in Wiesbaden. Die Frau 
berichtete über die rechte „Demo für 
alle“, die sich gegen den neuen Lehrplan 
Hessens richtete, nach dem unter ande¬ 
rem Toleranz gegenüber Homo- und Bi¬ 
sexuellen vermittelt werden soll. 

Als sie über die Gegendemonstration ge¬ 
gen die „Demo für alle“ berichtete geriet 
sie zwischen Polizei und Demonstranten, 
wurde von Beamten zu Boden gerissen 
und in die Demonstration geschleudert. 
Dabei erlitt sie Verletzungen und wurde 
ins Krankenhaus gebracht. In einer Stel¬ 
lungnahme der Deutschen Journalisten- 
Union heißt es: „Das Verhalten der Po¬ 
lizei ist in keiner Weise nachvollziehbar. 
Auch wenn es sich nicht um einen ge¬ 
zielten Angriff auf die Journalistin han¬ 
delte, sind solche ,Kollateralschäden‘ auf 
keinen Fall hinnehmbar“. Inzwischen er¬ 
mittelt die Staatsanwaltschaft. 

Soldat U18 

Keine Minderjährigen für die Bundes¬ 
wehr rekrutieren, Bundeswehrwerbung 
an Schulen verbieten - das fordert die 
Kinderkommission des deutschen Bun¬ 
destages. Die Kommission setzt sich aus 
je einem Vertreter aller vier Fraktionen 
zusammen. Auf Initiative des derzeitigen 
Vorsitzenden Norbert Müller (Links¬ 
partei) hat die Kinderkommission An¬ 
fang des Jahres eine Reihe von Exper¬ 
ten angehört und eine „Stellungnahme 
zum Verhältnis von Militär und Jugend 
in Deutschland“ verabschiedet - mit 
den Stimmen aller Kommissionsmitglie¬ 
der. Sie kritisieren besonders, dass es in 
Deutschland bereits für 17-Jährige mög¬ 
lich ist, freiwilligen Wehrdienst zu leisten 
und stellten fest, dass die Werbung und 
Rekrutierung der Bundeswehr an eini¬ 
gen Punkten gegen die entsprechenden 
UN-Richtlinien verstößt. 

Die Fraktion der Linkspartei hat 
die Forderungen der Kinderkommis¬ 
sion als Antrag übernommen, der am 
vergangenen Donnerstag vom Bundes¬ 
tag entschieden werden sollte. Es hatte 
im Vorfeld nicht den Anschein als wol¬ 
le die Mehrheit der Abgeordneten den 
UN-Richtlinien und der Stellungnahme 
der Experten aus den eigenen Reihen 
folgen. 


Viele Versprechen 

ln Berlin sind die Koalitionsverhandlungen in der kritischen Phase 



„Wir brauchen eine eigene Wohnung, wir können hier nicht leben“: Familie Tagay war in einem Essener Zeltdorf wie 
diesem am Sportplatz Altenbergshof untergebracht. 











6 Freitag, 11. November 2016 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


Massen proteste gegen 
Südkoreas Präsidentin 

Neue Massenproteste und Verhaftun¬ 
gen haben den Druck auf Südkoreas 
Präsidentin Park Geun Hye verstärkt. 
Mehrere Zehntausend Menschen for¬ 
derten Ende letzter Woche in Seoul bei 
einer Großkundgebung den Rücktritt 
von Park Geun Hye. Die Polizei sprach 
von mehr als 50 000 Teilnehmern, die 
Veranstalter von bis zu 200 000. 

Ein Gericht erließ am Sonntag ei¬ 
nen Haftbefehl gegen zwei frühere 
enge Berater Parks. Sie sollen in die 
Affäre um Parks langjährige Freundin 
Choi Soon Sil verwickelt sein. 

Park wird vorgeworfen, Choi die 
Einmischung in die Regierungsarbeit 
erlaubt zu haben, einschließlich der 
Mitsprache bei wichtigen Personal¬ 
entscheidungen. Choi, die nie ein öf¬ 
fentliches Amt innehatte, ist die Toch¬ 
ter eines früheren Sektenführers und 
Förderers von Park. 


71.3 Prozent für Ortega 

In Nicaragua haben die Sandinis¬ 
ten wie erwartet die Wahl gewon¬ 
nen. Der bisherige Staatschef Dani¬ 
el Ortega kam nach Auszählung von 

21.3 Prozent der Stimmen auf 71,3 
Prozent. Die Konkurrenten blieben 
chancenlos: Der für die Liberale 
Konstitutionalistische Partei (PLC) 
antretende Maximino Rodnguez 
kam demnach auf 16,4 Prozent, Jose 
del Carmen Alvarado von der Un¬ 
abhängigen Liberalen Partei (PLI) 
erreichte 4,5 Prozent, Saturnino Cer- 
rato Hodgson von der Nicaraguani¬ 
schen Liberalen Allianz (ALN) 4,1 
Prozent. Erick Cabezas von der Kon¬ 
servativen Partei verbuchte 2,6 Pro¬ 
zent, während der für die Allianz 
für die Republik (APRE) antreten¬ 
de Carlos Canales 1,1 Prozent der 
Stimmen erreichte. 

Die Wahlbeteiligung lag bei 65,3 
Prozent - Boykottaufrufe aus den 
Reihen der Opposition verhallten 
also offenbar ungehört. 96,2 Prozent 
der knapp 815 000 abgegebenen Stim¬ 
men waren gültig, nur 3,8 Prozent ga¬ 
ben leere oder ungültige Stimmzettel 
ab. 

Auch bei der Wahl der Abgeord¬ 
neten zur Nationalversammlung setz¬ 
te sich die Sandinistische Nationale 
Befreiungsfront (FSLN) durch und 
erhielt rund 67 Prozent. Es folgen die 
PLC mit 17,7 Prozent, die ALC mit 5,1 
Prozent, die PLI mit 4,9 Prozent, die 
Konservative Partei mit 3,9 Prozent 
und die APRE mit 1,3 Prozent. 


Stichwahl in Bulgarien 

Die Bulgaren werden an diesem Sonn¬ 
tag in einer Stichwahl über den neuen 
Präsidenten ihres Landes entscheiden. 
Dabei treten der Kandidat der oppo¬ 
sitionellen Sozialisten, Rumen Radew, 
und die Bewerberin der bürgerlichen 
Regierungspartei GERB, Parlaments¬ 
präsidentin Zezka Zatschewa, ge¬ 
geneinander an. Regierungschef Boi- 
ko Borissow machte die Zukunft des 
Mitte-Rechts-Kabinetts in Sofia vom 
Ergebnis der Kandidatin seiner Par¬ 
tei, Zatschewa, bei der Stichwahl ab- 
hängig. 

Der parteilose ehemalige Gene¬ 
ral der Luftstreitkräfte Radew erhielt 
nach den am Montag veröffentlichten 
amtlichen Zwischenergebnissen der 
ersten Wahlrunde 25,7 Prozent der 
Stimmen. Die Juristin Zatschewa kam 
mit 22 Prozent auf den zweiten Platz. 
Die Zwischenergebnisse basieren auf 
der Auszählung von 95,27 Prozent der 
Stimmen. 

Insgesamt bewarben sich 21 Kandi¬ 
daten um die Nachfolge des pro-west¬ 
lichen Amtsinhabers Rossen Plewne- 
liew. Dieser hatte auf eine neue Bewer¬ 
bung verzichtet. 

Bei einem zeitgleich abgehaltenen 
Referendum stimmten am Sonntag 
nach Zwischenergebnissen 71,92 Pro¬ 
zent für die Einführung eines Mehr¬ 
heitswahlrechts. 61,83 Prozent befür¬ 
worteten eine strengere Wahlpflicht, 
72,16 Prozent stimmten für eine drasti¬ 
sche Verringerung der staatlichen Sub¬ 
ventionen für die Parteien. 


Neuer Protest von unten 

Südkorea: Sozialen und wirtschaftlichen Problemen begegnet die Regierung mit Repression 


23M 



Widerstand gegen die Regierungspolitik: Am 19 Oktober streikten die Lastwagenfahrer des unabhängigen Gewerkschafts¬ 
verbandes KCTU. 


S eit der Asienkrise von 1997 und der 
Weltwirtschaftskrise von 2008 wach¬ 
sen die sozialen und wirtschaftlichen 
Widersprüche in Südkorea. Gesellschaft¬ 
licher Reichtum konzentriert sich immer 
mehr in den Händen der wenigen Groß¬ 
konzerne. Inzwischen verbreitet sich aty¬ 
pische prekäre Beschäftigung in ganzen 
Branchen, fast die Hälfte der Angestell¬ 
ten sind atypische Beschäftigte. Sie ver¬ 
dienen 50 Prozent weniger als „Normal¬ 
beschäftigte“ 60 Prozent von ihnen sind 
vom Sozialversicherungssystem ausge¬ 
schlossen. 

Die Lage der Jugendlichen ist noch 
schlechter. Studierende - das sind 70 
Prozent aller Jugendlichen - müssen in 
Südkorea durchschnittlich 2 600 Euro 
Studiengebühren pro Semester zahlen. 
Das, was ihnen nach dem Studium ange- 
boten wird, sind allerdings schlecht be¬ 
zahlte, unsichere, atypische Arbeitsplät¬ 
ze. Nach der Statistik sind 65 Prozent der 
neu abgeschlossenen Verträge befristet 
und atypisch. Unternehmen zögern in der 
Krise, Mitarbeiter einzustellen, was be¬ 
sonders junge Beruf seinsteiger betrifft. 
Diese Situation löst unter Jugendlichen 
Wut aus. Sie radikalisieren sich deshalb 
zunehmend. 

Bemerkenswert ist der Eisenbah¬ 
nerstreik von 2013, der sich gegen das 
Restrukturierungs- und Privatisierungs¬ 
programm der Regierung richtete. Die¬ 
ser Streik war dadurch gekennzeichnet, 
dass er unter den Jugendlichen große 
Resonanz fand. An den Universitäten 
fanden Solidaritätskundgebungen statt, 
Studierende gingen mit den Streikenden 
gemeinsam auf die Straße. Das war ein 
Wendepunkt für Südkorea. 

Ökonomisch gesehen stürzt die sich 
fortsetzende weltweite Rezession die Ex¬ 
portwirtschaft Südkoreas in die Krise. In 
diesem Zusammenhang besonders auf¬ 
fällig ist der aktuelle Kollaps der Schiff¬ 
bauindustrie, der durch Rezession und 
dem damit einhergehenden Ölpreisver¬ 


fall herbeigeführt wurde. Auf den Kollaps 
reagieren die koreanischen Schiffbauer 
und die Regierung mit Umstrukturierun¬ 
gen und der Entlassung von Mitarbeitern. 
Allein die drei größten Firmen sollen 6 
000 bis 20 000 Stellen abbauen. 

Mit diesen immer größer werdenden 
Widersprüchen wächst die Empörung 
der Bevölkerung über das ungleiche und 
ausbeuterische System. Die oberste Auf¬ 
gabe der herrschenden Klasse in dieser 
Krisensituation ist, entweder diese Em¬ 
pörung abzulenken vom Protest gegen 
das kapitalistische System an sich, oder 
die Bedingungen für einen Einsatz von 
Gewalt zur Unterdrückung zu schaffen. 
Hierfür war das Verbot der Vereinigten 
Fortschrittspartei UPP das geeignetste 
Instrument. Durch das Verbot konnte 
die herrschende Klasse zwei Fliegen mit 
einer Klappe schlagen: Auf der einen Sei¬ 
te den radikaleren Teil der Opposition 
ausschalten, auf der anderen Seite den 
Großteil der Linken in ihr System ein¬ 
binden. 


Während des Verbotsverfahrens 
gegen die UPP propagierte die Re¬ 
gierung, dass „gesunde“, innerhalb der 
Verfassung agierende fortschrittliche 
Kräfte von der extremen, außerhalb 
der Verfassung stehenden Linken un¬ 
terschieden werden müssten. Nur „ge¬ 
sunde“ Linke seien in der demokrati¬ 
schen Gesellschaft zuzulassen. Teile 
der institutionalisierten Gewerkschaf¬ 
ten distanzierten sich von der UPP und 
versuchten so, ihre Stellung auf der po¬ 
litischen Bühne zu wahren. Sie schwo¬ 
ren, innerhalb der Verfassung zu agie¬ 
ren. 

Aber es dauerte nicht lange, bis er¬ 
kennbar wurde, dass die institutiona¬ 
lisierten Gewerkschaften ein weiteres 
Ziel der Verfolgung sind. 13 Monate 
nach dem UPP-Verbotsurteil wurde die 
unabhängige Lehrergewerkschaft Süd¬ 
koreas, die mehr als 60 000 Lehrer ver¬ 
tritt, für illegal erklärt. Der einzige ge¬ 
nannte Grund dafür war, dass sie sechs 
entlassene Lehrerinnen nicht aus der 


Gewerkschaft ausgeschlossen hat. Auch 
dies war nur ein Vorwand. 

Der Vorsitzende des unabhängigen 
Gewerkschaftsbunds Südkoreas, der von 
über 700 000 Mitgliedern direkt gewählt 
worden war, wurde danach wegen des 
Verstoßes gegen das Versammlungsge¬ 
setz zu fünf Jahren Gefängnisstrafe ver¬ 
urteilt - eine außergewöhnlich schwere 
Strafe. Der Zweck dieses Vorgehens ist 
klar: Den Kampfwillen der Gewerkschaft 
zu brechen. 

Aber die Geschichte zeigt: Dort, wo 
es Unterdrückung gibt, gibt es Protest. 
Nach der politischen Eiszeit wächst eine 
neue Protestbewegung von unten heran. 
Arbeiter im Schiffbau protestieren ge¬ 
gen den Stellenabbau, Bankangestellte 
kämpfen gegen die Einführung des Leis¬ 
tungslohns und gegen den Konkurrenz¬ 
druck. Massen gehen auf die Straße, um 
gegen die rechtskonservative Präsiden¬ 
tin Park Geun-Hye und Repressionen zu 
protestieren. Eine neue, offensive Phase 
beginnt nun. Choi Hohyun 


Wie Syrien nach 
fünf Jahren Krieg 

Saudische Luftangriffe und Seeblockade im Jemen 


China auf dem 
zweiten Platz 

Umfrage zur Rolle Chinas in Afrika 


Ohne Ergebnis blieben die Verhand¬ 
lungen des Sondergesandten der UN, 
Ismail Ould Scheich, mit einer Dele¬ 
gation der Ansarollah (Huthis) in der 
jemenitischen Hauptstadt Sanaa. The¬ 
ma der Gespräche waren Vorschläge 
zu einer Verhandlungslösung im Krieg 
gegen den Jemen. Die Delegation der 
Ansarollah bezeichnete die Vorschläge 
des Sondergesandten als eine Grund¬ 
lage, die aber noch eine Reihe von Feh¬ 
lern enthalte. Damit geht der Krieg um 
den Jemen vorerst unvermindert wei¬ 
ter. 

Seit März 2015 bombardieren Sau¬ 
di-Arabien und seine Verbündeten den 
Jemen, um „ihren“ Präsidenten Hadi 
wiedereinzusetzen und die saudische 
Vormacht in der Region zu stärken. 
Hadi, der Favorit des Westens, hat nur 
wenige Anhänger im Land. Die „Hu- 
thi-Rebellen“ der Ansarollah verfügen 
über starke Unterstützung im Jemen 
und viele erwarten, dass sie die Stabili¬ 
tät des Landes stärken und den Kampf 
gegen die Korruption führen werden. 
Sie sind verbündet mit dem früheren 
Präsidenten Salih und der Armee. 

Das Militärbündnis Saudi-Arabi¬ 
ens wird in seinem Krieg von den USA 
und Großbritannien unterstützt - mit 
Waffenlieferungen, Logistik und mili¬ 
tärischen Beratern. Diese Berater un¬ 
terstützen Saudi-Arabien beim Trai¬ 
ning von Piloten und der Auswahl 
von Zielen für Luftangriffe. USA und 
Großbritannien liefern zugleich die 
Hardware für den Krieg. Seit Beginn 
des Krieges wurden Waffen im Wert 
von drei Milliarden Euro von Groß¬ 
britannien nach Saudi-Arabien expor¬ 
tiert. Auch Deutschland ist bei diesem 
Geschäft dabei. 


Zerstört wird durch die Luftangrif¬ 
fe vor allem die Infrastruktur des Je¬ 
men. Nach fünf Monaten Krieg sehe 
das Land aus „wie Syrien nach fünf 
Jahren“, beschrieb Peter Maurer vom 
Internationalen Roten Kreuz die Situ¬ 
ation schon im September 2015. 

Der Angriff saudischer Flugzeuge 
auf eine Beerdigung mit über 100 Op¬ 
fern rief kurzfristige Empörung her¬ 
vor, blieb aber folgenlos. Saudi-Ara¬ 
bien erklärte, der Angriff habe auf 
falschen Informationen beruht. Das 
genügte seinen internationalen Un¬ 
terstützern. 

Verantwortlich für die humanitä¬ 
re Katastrophe im Jemen - der größ¬ 
te Teil der Bevölkerung ist auf Hilfs¬ 
lieferungen angewiesen - ist neben 
den Luftangriffen vor allem die von 
den USA unterstützte Seeblockade 
durch Saudi-Arabien. Diese Katas¬ 
trophe findet in den westlichen Me¬ 
dien wenig Resonanz, wie der Krieg 
überhaupt. 

Verhandlungen um einen Waf¬ 
fenstillstand blieben bisher erfolglos. 
Unterstützt von der „Internationalen 
Gemeinschaft“ des Westens forderten 
die bisherigen Vermittlungsvorschläge 
einseitig die Entwaffnung von Ansa¬ 
rollah und ihrer Verbündeten. Sie ver¬ 
suchten auf diplomatischem Weg zu er¬ 
reichen, was Saudi-Arabien militärisch 
nicht erreicht hatte. 

Auch die aktuellen Vorschläge sind 
vorerst gescheitert und der Krieg geht 
unvermindert weiter, mit saudischen 
Luftangriffen, Kämpfen im Grenzge¬ 
biet zwischen den beiden Ländern und 
Raketenangriffen der Ansarollah auf 
Saudi-Arabien. 

Manfred Ziegler 


In den letzten zwei Jahren wurden 
54 000 Bürger in 36 afrikanischen Län¬ 
dern von „Afrobarometer“ nach dem 
besten Modell für die nationale Ent¬ 
wicklung befragt, 24 Prozent von ihnen 
nannten die Volksrepublik China - die 
USA lag mit 30 Prozent der Befragten 
auf Platz 1. Nur 13 Prozent sehen die je¬ 
weilige frühere Kolonialmacht als Ent¬ 
wicklungsmodell, während 11 Prozent 
Südafrika als Vorbild sehen. 

Dabei variieren die Ergebnisse nach 
Ländern und Regionen relativ stark. Im 
Süden und Norden des Kontinents liegt 
China mit den USA gleichauf, in Zen¬ 
tralafrika liegt China sogar vorne. In 
fünf südafrikanischen Ländern (Leso¬ 
tho, Swaziland, Namibia, Malawi und 
Zimbabwe) ist die Republik Südafrika 
das Vorbild. 

„Afrobarometer“, 1999 gegründet 
von der Michigan State University, dem 
Institute for Democracy in Südafrika 
und dem Center for Democratic Deve¬ 
lopment in Ghana, hatte Ende Oktober 
die Ergebnisse seiner Umfrage „Percep- 
tions of China in Africa“ veröffentlicht. 
Das von der Weltbank, der Mo-Ibrahim- 
Stiftung, der US Agency for Internati¬ 
onal Development und der Schwedi¬ 
schen International Development Co¬ 
operation Agency in der Hauptsache 
gesponserte Institut brachte in seinem 
Bericht die Ergebnisse mit der Über¬ 
schrift „Chinas wachsende Präsenz in 
Afrika bekommt positive Bewertun¬ 
gen“ heraus. Das dürfte einigen ihrer 
Sponsoren Kopfzerbrechen bereiten. 

Den größten externen Einfluss auf 
ihr jeweiliges Land sprechen die Be¬ 
fragten im Durchschnitt mit 28 Pro¬ 
zent der früheren Kolonialmacht zu, 
dicht gefolgt von China mit 23 Prozent 


und den USA mit 22 Prozent (Südafri¬ 
ka 6 Prozent). Frankreich wird in sei¬ 
nen früheren Kolonien als besonders 
einflussreich angesehen - Cöte dTvoire 
89 Prozent, Gabun 80 Prozent, Mali 73 
Prozent - was angesichts der über 50 
Militärinterventionen seit der formel¬ 
len Unabhängigkeit durchaus nachvoll¬ 
ziehbar ist. 

Chinas Einfluss wird in Simbabwe 
am höchsten bewertet (55 Prozent), 
es folgen Mosambik (52 Prozent), Su¬ 
dan (47 Prozent), Sambia (47 Prozent), 
Südafrika und Tanzania (40 Prozent). 
Im Durchschnitt sehen fast zwei Drit¬ 
tel der Afrikaner den chinesischen Ein¬ 
fluss positiv, während etwa 15 Prozent 
eine eher negative Meinung haben. 
Der politische und ökonomische Ein¬ 
fluss Chinas wird in Mali mit 92 Prozent 
am meisten geschätzt, gefolgt von Niger 
(84 Prozent) und Liberia (81 Prozent). 
Und Chinas Entwicklungshilfe sieht die 
Mehrheit der Afrikaner (56 Prozent) 
„als nützlich für die Bedürfnisse ihres 
Landes“. Auch hier große Unterschie¬ 
de: In West- und Zentralafrika haben 65 
und 64 Prozent eine sehr positive Ein¬ 
schätzung, in Ost- und Südafrika liegt 
diese im Durchschnitt, während Nord¬ 
afrika mit nur 36 Prozent eine geringe 
Anzahl an positiven Bewertungen auf¬ 
weist. 

Als den wichtigsten Faktor für das 
positive Image der Volksrepublik Chi¬ 
na werden die Infrastruktur-Investitio¬ 
nen (32 Prozent) eingeschätzt und die 
Preise für chinesische Waren (23 Pro¬ 
zent), während die Qualität der Er¬ 
zeugnisse dazu einen geringen Beitrag 
leistet. Politische und soziale Überle¬ 
gungen spielen für Chinas Image kaum 
eine Rolle. Georges Hallermayer 
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Das anachronistische Embargo 

Obama tritt ab, die Wirtschaftsblockade gegen Kuba bleibt 



Die US-amerikanische Fluggesellschaft Jet Blue eröffnet nach mehr als einem 
halben Jahrhundert der Blockade eine neue Fluglinie nach Kuba 


U S-Präsident Barack Obama geht 
von Bord ohne zwei seiner wich¬ 
tigsten außenpolitischen Wahl¬ 
versprechen eingelöst zu haben: Wenn 
der 58. Amtsinhaber am 20. Januar 2017 
als sein Nachfolger ins Weiße Haus ein¬ 
zieht, werden weder das Foltergefängnis 
in der von US-Militär besetzten Bucht 
von Guantänamo geschlossen noch die 
Wirtschafts-, Handels- und Finanzblo¬ 
ckade gegen Kuba beendet worden sein. 

Daran ändert auch die Enthaltung 
Washingtons bei der Abstimmung über 
die von Havanna eingebrachte Resolu¬ 
tion zur Beendigung der US-Blockade 
in der UN-Generalversammlung vor gut 
zwei Wochen nichts. 191 der 193 Mit¬ 
gliedsländer der Vereinten Nationen 
hatten am 26. Oktober die sofortige und 
vollständige Aufgabe aller Sanktionen 
gefordert, nur die USA selbst und Israel 
enthielten sich. Doch auch über dieses - 
erstmals ohne Gegenstimme angenom¬ 
mene - Votum der Weltgemeinschaft 
setzt sich der US-Kongress weiterhin 
hinweg. Kubas Außenminister Bruno 
Rodriguez wertete das Ergebnis folge¬ 
richtig zwar als „Erfolg“ für sein Land, 
wies aber darauf hin, dass die seit 55 Jah¬ 
ren einseitig gegen die Insel verhängte 
Blockade nach wie vor und im vollen 
Umfang in Kraft ist. Der wirtschaftliche 
Schaden, der dem kubanischen Volk seit 
Beginn der Blockade zugefügt wurde, 
betrage mittlerweile nicht weniger als 
125 Milliarden US-Dollar, erklärte Ro¬ 
driguez. Allein in den zwölf Monaten bis 


zum April 2016 hätten die Sanktionen 
direkte Schäden in Höhe von mehr als 
vier Milliarden Dollar verursacht. Die 
exterritoriale Anwendung gehe zugleich 
unvermindert weiter, womit Washington 
permanent gegen internationales Recht 
verstoße. 

Doch die USA bestimmen selbst, 
an welche Gesetze sie sich halten und 
kommen damit bislang durch. Obwohl 
eine Verordnung der Europäischen Ge¬ 
meinschaft aus dem Jahr 1996 zum Bei¬ 
spiel die Anwendung der US-Blockade 
in Europa bei Strafe untersagt, wurde 
sie niemals konsequent angewendet. Als 
Folge musste etwa die Commerzbank, 
nach einer ihr von den US-Behörden 
auf erlegten Strafe in Höhe von 1,7 Mil¬ 
liarden Dollar, im März 2016 ihre Ge¬ 
schäftsbeziehungen zu Kuba einstellen. 
Im August 2016 konnten Zahlungen für 
die von kubanischen Ärzten in Algerien 
erbrachten Leistungen nicht ausgeführt 
werden, weil die Korrespondenzbanken 
der Commerzbank und der belgischen 
KBC-Bank sich weigerten, den von der 
Algerischen Bank angewiesenen Betrag 
von 12,5 Millionen Euro zu transferie¬ 
ren. Auch die europäische Filiale des 
Online-Bezahldienstes PayPal mit Sitz 
in Luxemburg hat wiederholt Zahlun¬ 
gen von Kunden in Deutschland abge¬ 
lehnt, wenn in der Zeile Verwendungs¬ 
zweck das Wort „Kuba“ auftauchte. 

Die unverminderte Fortsetzung der 
Blockade entspricht der unter Obama 
eingeleiteten neuen Doppelstrategie 


Washingtons gegenüber der sozialis¬ 
tischen Insel. Danach werden einer¬ 
seits gezielt einige der Sanktionen auf¬ 
gehoben, die die Interessen der US- 
Wirtschaft auf der Insel einschränken, 
während Washington andererseits die 
Möglichkeit behält, Kubas Aktivitäten 
am Weltmarkt weiterhin kontrollieren 
und behindern zu können. Mit dieser 
Politik schaden die USA jedoch nicht 
nur Kuba, sondern brüskieren auch zu¬ 
nehmend die Weltgemeinschaft. So be- 
zeichnete China die Blockade in der 
UN-Generalversammlung als „anachro¬ 
nistisch“ und verlangte, dass auch Wa¬ 
shington das internationale Recht sowie 
die Regeln und Prinzipien der Verein¬ 
ten Nationen befolgen müsse. Der Ver¬ 
treter Russlands stimmte zu und sagte, 
die Welt könne das Verhalten Washing¬ 


tons nicht tolerieren. Deshalb fordere 
sein Land eine Reform der Vereinten 
Nationen. „Wir brauchen eine interna¬ 
tionale Ordnung, die in der Lage ist, die 
Respektierung der UN-Charta durch 
alle Nationen einschließlich der USA 
zu garantieren“, erklärte Moskaus UN- 
Botschafter. 

Für die weltweite Solidaritätsbewe¬ 
gung dürfte der Einsatz für die Besei¬ 
tigung der US-Blockade zur größten 
Herausforderung im Jahr 2017 werden. 
Havannas Außenminister Rodriguez 
versicherte dazu, dass Kuba sich weiter¬ 
hin gegen alle Angriffe verteidigen wer¬ 
de und durch nichts von seinem sozialis¬ 
tischen Kurs abbringen lasse: „Niemals“, 
sagte Rodriguez in der UN-Generalver¬ 
sammlung, „werden wir zum Kapitalis¬ 
mus zurückkehren!“ Volker Hermsdorf 


Mehr Kompromissbereitschaft 

KPen verabschieden in Hanoi eine gemeinsame Resolution mit Arbeitsvorhaben 



Das Podium des 18. IMCWP; in der Mitte als Versammlungsleiter Genosse Tran 
Dac Loi, Vizevorsitzender der Kommission für internationale Beziehungen bei 
der KP Vietnams. 


57 Kommunistische und Arbeiterpartei¬ 
en trafen sich vom 28. bis zum 30. Ok¬ 
tober in der vietnamesischen Haupt¬ 
stadt Hanoi. Es war das 18. Treffen in 
Folge, seit die Kommunistische Partei 
Griechenlands 1999 zum ersten Mal zu 
einer weltweiten Zusammenarbeit mit 
regelmäßigen Treffen eingeladen hatte. 

Die Beratung hatte den Arbeitstitel 
„Kapitalistische Krise und imperialisti¬ 
sche Offensive - Strategie und Taktik 
der Kommunistischen und Arbeiter¬ 
parteien im Kampf für Frieden, Arbei¬ 
ter- und Völkerrechte, für Sozialismus“. 
Die Vertreter/innen der Parteien verla¬ 
sen Auszüge aus ihren Redebeiträgen, 
beginnend mit der KP Vietnams. Hoang 
Binh Quan, verantwortlich für die inter¬ 
nationalen Beziehungen bei der KPV, 
verwies auf die Erfolge in der Wirt¬ 
schaft und die Verbesserung der Le¬ 
bensbedingungen des vietnamesischen 
Volkes, nachdem der 6. Parteitag Feh¬ 
ler überwunden hatte, die innerhalb der 
enormen Schwierigkeiten nach dem an- 
tikolonialistischen und antiimperialisti¬ 
schen Befreiungskrieg gemacht wurden. 
Heute könne man auf Stabilität und in¬ 
ternationale Integration blicken. Die 
DKP befasste sich in ihrem Beitrag mit 
der Auswirkung des AfD-Anwachsens 
bei Wahlen auf die Flüchtlingspolitik 
der Bundesregierung, den Kriegen als 
Fluchtursache, der Rolle Deutschlands 
und der EU dabei sowie mit dem So¬ 
fortprogramm der DKP und deren in¬ 
ternationalistischen Initiativen der letz¬ 
ten Arbeitsperiode. Alle Redebeiträge 
der KPen und Arbeiterparteien sind in 
ganzer Länge auf www.solidnet.org ab¬ 
zurufen. 

Zum Rahmenprogramm gehörte ne¬ 
ben Besuchen des Ho-Chi-Minh-Hau- 
ses und des Militärmuseums auch ein 
Treffen mit dem Generalsekretär der 
KP Vietnams, Nguyen Phu Trong. Die¬ 
ser dankte den Anwesenden für die Un¬ 
terstützung Vietnams in den Jahren der 
ausländischen Aggression. 

Nach drei Treffen ohne eine gemein¬ 
same Erklärung wurde in Vietnam nach 
monatelangen, intensiven Vorarbeiten 
im „Working Group“ genannten Ar¬ 
beitsgremium, das die Treffen inhaltlich 
vorbereitet, erstmals wieder ein Text 
verabschiedet, den alle teilnehmenden 
KPen und Arbeiterparteien unterschrei¬ 


ben konnten. Darin wird zum Ausdruck 
gebracht, dass der Kapitalismus in der 
Welt eine verschlechterte wirtschaftli¬ 
che und gesellschaftliche Lage, gepaart 
mit einer Umwelt- und Flüchtlingskrise, 
und wachsende Unsicherheit und Insta¬ 
bilität verursacht hat. Seiner eigenen in¬ 
neren Krise versucht er mit Interventio¬ 
nen, Einmischung und Machenschaften 
wie der Unterstützung von Kräften wie 
dem IS und anderer krimineller Kräfte 
zu begegnen. Die Parteien begrüßen in 
der Resolution die Kämpfe der Völker 
in allen Teilen der Welt gegen diese ka¬ 
pitalistische und imperialistische Offen¬ 
sive und für Arbeits-, gesellschaftliche 
und demokratische Rechte, Geschlech¬ 
tergleichheit, nationale Unabhängigkeit 
und Souveränität, Frieden und Sozialis¬ 
mus. Bezug nehmend auch auf die Be¬ 
deutung der „Großen Sozialistischen 
Oktoberrevolution“ am Vorabend ih¬ 
res 100. Jahrestags, appellieren die Par¬ 
teien in der kommenden Zeit gemein¬ 
same Aktionen entlang der folgenden 
Themenbereiche durchzuführen: 

★ Theoretische und praktische Arbeit 
über den Aufbau des Sozialismus in die¬ 
sem Jahrhundert 

★ Gemeinsames Begehen des 100. Jah¬ 
restags der Oktoberrevolution, um da¬ 
bei die historische Bedeutung bei der 
Ebnung eines Weges für eine neue Pe¬ 
riode der Menschheitsgeschichte zu 


unterstreichen; 150. Jahrestag der Ver¬ 
öffentlichung des „Kapital“ 

★ Austausch von Strategien und Erfah¬ 
rungen zur Verstärkung des Kampfs ge¬ 
gen alle Formen ideologischer und po¬ 
litischer Vormacht durch den Kapitalis¬ 
mus, um die KPen und Arbeiterparteien 
und die Mobilisierung der Arbeiter¬ 
massen, der Jugend, der Studierenden 
und der Frauen in ihrem antiimperia¬ 
listischen Kampf für gesellschaftliche, 
gewerkschaftliche und demokratische 
Rechte zu stärken 

★ Aktivitäten zur Verteidigung der 
Freiheit und des Rechts gegen den An¬ 
tikommunismus und alle Arten der Dis¬ 
kriminierung, sowie Solidarität gegen 
Parteiverbote; Aktivität gegen Faschis¬ 
mus und Neonazismus in der Woche 
vom 5. bis 11. Mai 

★ Verstärkung des Kampfs um Frieden 
und gegen imperialistische Okkupation, 
Interventionen und Einmischung, gegen 
die NATO und ihre Erweiterung, gegen 
Atomwaffen und Auslandsbasen und 
für friedliche Beilegung aller Konflikte 

★ Intensivierung der Aktivitäten zur 
Beendigung der US-Blockade gegen 
Kuba und für das Recht des palästinen¬ 
sischen Volks auf einen unabhängigen 
Staat sowie Solidarität mit allen Völ¬ 
kern Asiens, des Mittleren Ostens, Af¬ 
rikas, Lateinamerikas und Europas, die 
imperialistische Besetzung, Interventi¬ 


on, Einmischung und Blockade ertragen 
müssen. 

Die Erklärung endet mit einem 
Dank an die gastgebende KP Vietnams 
und das vietnamesische Volk, dem Un¬ 
terstützung und Solidarität beim Auf¬ 
bau des Sozialismus und dessen Vertei¬ 
digung zugesichert wird. 

Die Tatsache, dass eine gemeinsame 
Resolution veröffentlicht werden konn¬ 
te, wurde erstens durch einen Kompro¬ 
miss - indem die auch in den letzten Jah¬ 
ren regelmäßig vereinbarten, aber sepa¬ 
rat veröffentlichten Arbeitsaufgaben in 
das Papier integriert wurden - und zwei¬ 
tens durch den Willen aller Teilnehmer¬ 
parteien ermöglicht. Dieser drückt sich 
allerdings auch darin aus, dass einige 
Themenbereiche nicht erwähnt wurden 
(Zwischenschritte auf dem Weg zum So¬ 
zialismus, Bewertung von Staatenbünd¬ 
nissen als Gegenmodell zur unipolaren 
Welt, Politik der Staaten mit sozialisti¬ 
scher Orientierung). Die Haltung der 
DKP zu dieser Frage bleibt, dass eine 
Einigung zu begrüßen ist; besser wäre 
jedoch eine Resolution unter Benen¬ 
nung schwieriger und unterschiedlich 
bewerteter Themen, die eine Auswer¬ 
tung verschiedener Wege und die Er¬ 
fahrungen dabei nach Jahren möglich 
machen würde. 

Die Working Group wurde für die 
nächste dreijährige Periode von 16 Par¬ 
teien auf jetzt 19 Parteien vergrößert. 
Zudem steht noch der Wunsch fünf 
weiterer Parteien - der Französischen 
KP, der PdA Koreas, der Sudanesischen 
KP, der KP der Völker Spaniens und 
der KP Chinas - auf Aufnahme in die¬ 
ses Gremium. Es wurde beschlossen die 
Bewerbungsfrist, die von den fünf Par¬ 
teien überschritten worden war, um ein 
Jahr zu verlängern. Das wiederum kann 
eine nochmalige Erweiterung des Gre¬ 
miums über 24 WG-Mitglieder hinaus 
bedeuten - mit entsprechenden Folgen 
für seine Arbeitsfähigkeit. 

Als Mitglieder des SolidNet aus bis 
dato 116 Parteien, das die Basis für eine 
Teilnahme an den internationalen Tref¬ 
fen darstellt, sind die „Sozialistische Be¬ 
wegung Kasachstans“ und die „KP Itali¬ 
ens“ aufgenommen worden. Das nächs¬ 
te Treffen wird 2017 in der Russischen 
Föderation stattfinden, vermutlich in 
Moskau. Günter Pohl 


Regierungsumbildung 
in Griechenland 

Einen Tag nach ihrer umfangreichen 
Umbildung ist die neue griechische Re¬ 
gierung unter Ministerpräsident Alexis 
Tsipras am Samstag letzer Woche ver¬ 
eidigt worden. Der Regierungschef hat¬ 
te nach zunehmend negativen Wahlum¬ 
fragen das Kabinett umgestaltet. Dabei 
hatte er Minister abgesetzt, die sich ge¬ 
gen die von den Gläubigern geforderten 
Kürzungen und Privatiserungen ausge¬ 
sprochen hatten. 

PTB hat io ooo Mitglieder 

Die belgische Partei der Arbeit (PTB/ 
PvdA) hat kürzlich ihr zehntausendstes 
Mitglied aufgenommen. Die 31-jährige 
Krankenschwester aus der flämischen 
Gemeinde Lierre (Lier) wurde vom 
PTB-Vorsitzenden Peter Mertens in der 
Partei willkommen geheißen. 

Die PTB zeigt damit, dass sie als eine 
Partei, die sich klar als antikapitalistisch 
versteht, nicht nur bei Meinungsumfra¬ 
gen zu Wahlen gute Werte erreicht. 2003 
lag ihre Mitgliederzahl noch bei 1 500. 

„In der PTB habe ich Menschen 
getroffen, die alle wirklich menschlich 
eingestellt sind, die mit Menschlichkeit 
agieren und alle in ihrer Umgebung 
berücksichtigen. Ebenso werden Men¬ 
schen anderer Kulturen und solche, die 
in Armut leben, beachtet“, sagte das 
neue Mitglied. „Endlich fühlte ich mich 
nicht mehr allein mit den Werten und 
Normen, die mir wichtig sind. Das ist, 
wie wenn man nach einer langen Suche 
nach Hause kommt“. 

Peter Mertens nannte dies „ein sehr 
schönes Kompliment von einem sehr tol¬ 
len neuen Mitglied“. Werte wie Mensch¬ 
lichkeit, Solidarität und Gerechtigkeit 
gehörten zur „DNA unserer Partei“. „Wir 
sind eine Basis-Partei und werden das 
immer bleiben. Aktiv vor Ort, da wo die 
Menschen leben und arbeiten, sind un¬ 
sere Mitglieder das Herz unserer Partei“. 

Ehrung von Faschisten 
in Mailand 

Eine Kranzniederlegung der Mailänder 
Stadtverwaltung für 921 auf dem Zen¬ 
tralfriedhof bestattete Angehörige der 
Streitkräfte der sogenannten Repub- 
blica Sociale Italiana (RSI) sorgt für 
Protest beim Verband der Partisanen 
(ANPI). Mailand wird von einer Mitte 
Links-Koalition unter dem Bürgermeis¬ 
ter der Partito Democratico (PD), Stefa¬ 
no Parisi, regiert. 

Die RSI war das nach dem Sturz 
Mussolinis im Juli 1943 im Herbst unter 
der Besatzung Hitlerdeutschlands mit 
dem „Duce“ an der Spitze installierte 
Marionettenregime. Statistisch erfasst 
sind allein über 60 000 in der RSI um¬ 
gebrachte Kinder, Frauen und Männer, 
nicht inbegriffen gefallene Partisanen 
und reguläre Soldaten. 

Der ANPI-Präsident von Mailand, 
Roberto Cenati Cenati verweist auf 
600 000 nach Deutschland verschlepp¬ 
te Militärinternierte (ehemalige Solda¬ 
ten der Mussolini-Armee), von denen 
30 000 umgebracht wurden, als sie sich 
weigerten, in der RSI weiterzukämpfen. 
Über 60 000 von ihnen wurden in Kon¬ 
zentrationslager gesperrt. 

Der Lorbeer-Kranz mit einer Schlei¬ 
fe in den rot-weißen Farben des Mailän¬ 
der Stadtwappens wurde direkt neben 
dem Altar „Zum Gedenken der Gefal¬ 
lenen der Repubblica Sociale Italiano“ 
aufgestellt. Der Kranz der Stadtverwal¬ 
tung liegt Seite an Seite mit einem des 
Verbandes der RSI-Anhänger. Das Büro 
der Stadtverwaltung Mailands äußerte 
dazu, es habe keine offizielle Ehrung ge¬ 
geben. 

Ungeteiltes Zypern 

Nach Einschätzung von UNO-General¬ 
sekretär Ban Ki Moon ist eine Einigung 
bei Gesprächen zur Überwindung der 
Teilungs Zyperns wahrscheinlich. Bei 
der fünftägigen Verhandlungsrunde im 
schweizerischen Ferienort Mont Pelerin 
sollen die Vertreter der griechischen und 
der türkischen Zyprer, Nikos Anastasi- 
ades und Mustafa Akinci, abgeschirmt 
von der Öffentlichkeit miteinander ver¬ 
handeln. Ein Hauptthema der Gesprä¬ 
che ist die Rückgabe von Teilen der von 
türkischen Truppen besetzten Gebiete. 
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„Jetzt noch schnell bewer¬ 
ben! So viel Fun hatten 
die ersten Teilnehmer 
schon: Check das Video 
und bewirb Dich!“ so 
versuchte BRAVO.de 
2012 die Teilnahme am 
Bundeswehr-Camp Min¬ 
derjährigen anzupreisen. 


Kein Werben fürs Sterben 


Bundeswehr raus aus den Schulen! 


i 


WIR KÄMPFEN VOR ULEN 

FÜR DIE DEUTSCHE 

WIRTSCHAFT. 


Foto: Linksjugend ['solid] 


Bundeswehr 


Ein Plakat der an die Bundeswehrwerbekampagne angelehnten Plakataktion, 
die die Linksjugend gemeinsam mit anderen durchführte 


M it Slogans wie „Deine Mög¬ 
lichkeiten. Schulabschluss in 
der Tasche? Starte durch bei 
der Bundeswehr?wirbt die Bundeswehr 
im Internet und im öffentlichen Raum 
unter dem Motto „Mach was wirklich 
zählt“ um Nachwuchs. Denn der fehlt. 
Vor allem für die Kriegseinsätze in al¬ 
ler Welt. Auf YouTube ist gerade eine 
Dokusoap „Die Rekruten“ angelaufen. 
Zielgruppe sind die 17- bis 25-Jährigen. 

Der Tag der Bundeswehr dient dazu, 
unter jungen Leuten für die Bundes¬ 
wehr zu werben. Da wird auch schon 
mal - wie 2016 geschehen - jüngeren 
Kindern die Waffe in die Hand ge¬ 
drückt. Aber auch auf Messen ist die 
Bundeswehr mit Ständen dabei - das 
geschah vergangene Woche auf der 
Hochzeitsmesse in Berlin. 

29,9 Millionen Euro gab die Bun¬ 
deswehr allein im Jahr 2014 für Nach¬ 


wuchswerbung im Klassenraum aus. 
8100 Vorträge vor fast 140 000 Schü¬ 
lern wurden in jenem Jahr gehalten, 
Lehrerinnen und Lehrer „fortgebildet“. 
Tausende weitere Veranstaltungen wur¬ 
den durchgeführt. Auch Jobmessen an 
Schulen werden genutzt. Die geplanten 
Ausgaben der Bundeswehr für die rei¬ 
ne Nach wuchs Werbung belaufen sich 
2016 auf 35,3 Millionen Euro. 

Die Werbung an Schulen wird 
durch die Kooperationsvereinbarun- 
gen zwischen Schul-, Bildungs- bzw. 
Kultusministerien und Bundeswehr 
in vielen Bundesländern abgesichert. 

Dagegen haben sich in vielen 
Regionen, Städten und Gemeinden 
Bündnisse formiert, wird seit Jahren 
Widerstand organisiert und Kampa¬ 
gnen wie zum Beispiel „Schulfrei für 
die Bundeswehr - Lernen für den 
Frieden!“ und viele andere durchge¬ 


führt. Aktiv dabei sind SDAJ-Grup- 
pen und DKP-Mitglieder. Auch bei 
Aktionen vor und in Schulen, beim 
Ostermarsch und anderen Friedens¬ 
aktionen. 

Auf einer Tagung Ende Okto¬ 
ber in Düsseldorf bekräftigten Frie¬ 
densgruppen wie die Deutsche Frie¬ 
densgesellschaft - Vereinigte Kriegs¬ 
dienstgegner (DFG-VK) NRW, die 
GEW NRW und die Landesschüle¬ 
rinnenvertretung NRW ihre Forde¬ 
rung, die Kooperationsvereinbarung 
zwischen Schulministerium und Bun¬ 
deswehr zu kündigen. 

In ihrer Presseerklärung heißt es: 
„Auch mit der überarbeiteten Ver¬ 
einbarung von 2012 habe das Schul¬ 
ministerium es in vier Jahren nicht 
erreicht, die einseitige Präsenz der 
Bundeswehr an Schulen zu stoppen, 
so Joachim Schramm vom Bündnis 
,Schule ohne Bundeswehr NRW’. 
Die Tagungsteilnehmer nahmen mit 
Empörung zur Kenntnis, dass auch 
Minderjährige für die Bundeswehr 
geworben und eingestellt werden. 
Diese Praxis soll laut Aussage der 
Verteidigungsministerin auch fortge¬ 
setzt werden. 

Das Bündnis ,Schule ohne Bun¬ 
deswehr NRW’, die GEW NRW und 
die DFG-VK NRW hatten zu der Ta¬ 
gung eingeladen, an der Schülerinnen, 
Lehrer und Friedensaktivisten aus 
verschiedenen Organisationen teil- 
nahmen. Mit Blick auf die im nächs¬ 
ten Jahr anstehenden Landtagswah¬ 
len diskutierten die Teilnehmerin¬ 
nen Aktionen im Wahlkampf, um den 
Landtagskandidaten die Forderung 
,Schule ohne Bundeswehr’ nahezu¬ 
bringen. Auch für eine Stärkung der 
Friedensbildung an Schulen in NRW 
wollen sich die Aktivisten einsetzen.“ 

UZ 



Gerd Schulmeyer (DKP), Stadtverordneter der DKP/LL in Mörfelden-Walldorf, 
bei einer Protestaktion an der Bertha-von Suttner-Schule 
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Bundesweite Aktionswoche 


Foto: www.flickr.com/photos/uwehiksch/30117250792/CC BY-NC-SA 2.0 


o in Berlin 


8. Oktober 2016 auf der Friedensdemo 
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Wenn Linke Linke 
überwachen lassen 

Die unveränderte Praxis des Verfassungsschutzes in Thüringen 
schadet der Demokratie • Von Johanna Scheringer-Wright 


Patrik Köbele zum türkischen Regierungsterror 

Gegen faschistische Gefahr 


N ach dem Auffliegen der Verstri¬ 
ckungen des Thüringer Landes¬ 
amtes für Verfassungsschutz in 
das NSU-Netzwerk, das mindestens 
zehn Morde auf dem Gewissen hat, 
kämpfte insbesondere „Die Linke“ für 
die Auflösung des Verfassungsschutzes. 
Im Wahlprogramm für die Landtagswahl 
2014 war dies eine klare Forderung. 

Nach der Landtagswahl ist diese 
Forderung in den Koalitionsverhand¬ 
lungen jedoch nicht durchgesetzt wor¬ 
den. Die drei Parteien Die Linke, SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen einigten 
sich stattdessen darauf, die Struktur des 
Verfassungsschutzes zu ändern, Verbin¬ 
dungsleute (V-Leute) abzuschalten und 
keine anderen anzuwerben. Als einzi¬ 
ge Ausnahme wurde diskutiert, im Fal¬ 
le der Terrorgefahr V-Leute einsetzen 
zu dürfen, aber nur unter der Voraus¬ 
setzung, dass der Ministerpräsident di¬ 
rekt in die Entscheidung eingebunden 
würde. Im Koalitionsvertrag heißt es 
weiter: „Künftig sollen Personen nicht 
mehr allein aufgrund ihrer politischen, 
religiösen und/oder weltanschaulichen 
Auffassungen zum Gegenstand grund¬ 
rechtseinschränkender Maßnahmen 
gemacht werden“. Das Amt für Verfas¬ 
sungsschutz wurde per Gesetz in das 
Ministerium für Inneres und Kommu¬ 
nales eingeordnet. 

Liest man den Thüringer Verfas¬ 
sungsschutzbericht 2014/2015, dann 
muss man mit Schrecken feststellen: In 
der Überwachung und der Darstellung 
der Beobachtungsergebnisse hat sich 
kaum etwas geändert seit der Regie¬ 
rungsübernahme durch Rot-Rot-Grün. 
Im Gegenteil, trotz zunehmender Ge¬ 
walttaten und Brandstiftungen, die alle 
der neofaschistischen und rechten Szene 
zuzuordnen sind, werden unter der links 
geführter Regierung Teile der Partei 
„Die Linke“, die „Rote Hilfe“ und vie¬ 
le antifaschistische Gruppen und kom¬ 
munistische und marxistische Parteien 
überwacht, die alle gegen Rechts aktiv 
sind und die Zivilgesellschaft stärken. 

Insbesondere die Erwähnung der 
Kommunistischen Plattform (KPF), der 
größten anerkannten Landesarbeitsge¬ 
meinschaft der Partei „Die Linke“ in 
Thüringen im Kapitel „das linksextre- 


Dokumentiert: 


Das Zentralkommando der US-Streitkräf- 
te CENTCOM hat entgegen früherer Be¬ 
hauptungen zugegeben, dass US-Kampf- 
flieger Uranmunition in Syrien eingesetzt 
haben. Uranmunition ist panzer- und 
bunkerbrechend und setzt beim Auf¬ 
prall auf das Ziel hochtoxische, radioak¬ 
tive Uranoxide in Nanopartikelgrößefrei. 
In den Einsatzgebieten dieser Munition 
sind Krebserkrankungen und Missbildun¬ 
gen bei Neugeborenen gehäuft aufgetre¬ 
ten. Mit der gestrigen UN-Abstimmung 
über eine Resolution zum Thema Uran¬ 
munition in New York steht die Sorge 
über die gesundheitlichen und ökologi¬ 
schen Folgen des Einsatzes der Waffen 
erneut auf der internationalen Agenda. 

ICBUW, IPPNW Deutschland und PAX 
Niederlande fordern die US-Regierung 
dringend auf, über die beiden Vorfälle 
und die Handhabung des Gebrauchs von 
Uranwaffen in diesem Konflikt aufzuklä¬ 
ren. Sie verlangen die schnelle Veröffent¬ 
lichung detaillierter, genauer Zieldaten, 
um sicherzustellen, dass die verantwort¬ 
lichen Behörden die Aufklärung des Risi¬ 
kos, die Abriegelung des Einsatzgebietes 
und die Sicherstellung des kontaminier¬ 
ten Materials voranbringen können. 

Sowohl das Pentagon als auch die 
US-Luftwaffe haben bis vor kurzem den 
Einsatz von Uranmunition im Kampf ge¬ 
gen den IS verleugnet. Durch das Büro 


mistische Personenpotenzial“ als „mit¬ 
gliederstärkster, offen extremistischer 
Zusammenschluss der Partei ,Die Lin¬ 
ke 4 im Verfassungsschutzbericht stellt 
einen besonderen Skandal dar. Unter 
Führung eines linken Ministerpräsi¬ 
denten lässt die rot-rot-grüne Landes¬ 
regierung also Mitglieder der stärksten 
Koalitionspartei überwachen. Dies fügt 
der Demokratie in Thüringen und der 
Glaubwürdigkeit der rot-rot-grünen 
Regierungskoalition und noch mehr 
der Glaubwürdigkeit der Partei „Die 
Linke“ schweren Schaden zu. Denn 
in dieser Koalition stellen Thüringer 
„Linke“ mit 28 Abgeordneten die größ¬ 
te Fraktion im Koalitionsbündnis dar. 
In der SPD-Fraktion sitzen auch nach 
dem Übertritt eines ehemaligen AfD- 
Abgeordneten nur 13 und bei „Bünd¬ 
nis 90/Die Grünen“ sechs Abgeordnete. 

Das führt zu Auseinandersetzungen 
in der Partei „Die Linke“ und der lin¬ 
ken Landtagsfraktion. Auf dem jüngs¬ 
ten Landesparteitag am 5. November 
brachten die Kommunistische Platt¬ 
form, viele Einzeldelegierte und weite¬ 
re Parteimitglieder einen Antrag ein, in 
dem der Landesparteitag den Minister¬ 
präsidenten auffordert, hinsichtlich der 
Erfassung, Beobachtung und Überwa¬ 
chung von Teilen der Partei „Die Linke“ 
durch das Amt für Verfassungsschutz 
von seiner Richtlinienkompetenz Ge¬ 
brauch zu machen und diese Erfassung, 
Beobachtung und Überwachung sofort 
zu beenden. In einem harten Ringen 
wurde letztendlich ein durch Mitglieder 
des Landesvorstandes eingebrachter 
Antrag verabschiedet, der den Minis¬ 
terpräsidenten aus der Pflicht entlässt 
und der den Text des Koalitionsvertra¬ 
ges noch einmal beschließt. 

Da stellt sich die Frage warum dies 
so läuft. Ist der Antikommunismus als 
bundesdeutsche Staatsräson so stark, 
dass linke Reformer sich dieser lieber 
widerstandslos unterwerfen und ihren 
eigenen Genossinnen und Genossen in 
den Rücken fallen, obwohl sie sich auf 
eine klare Mehrheit berufen könnten? 
Oder sind die linken Reformer, die sich 
bei Regierungsbildungen immer beson¬ 
ders engagieren und damit auch in die 
Verantwortung kommen, besonders 


der Kongressabgeordneten Martha Mc. 
Sally wurde im Mai 2016 das Gegenteil 
bekannt. Die Antwort der Abgeordneten 
auf die Anfrage eines Wählers legte offen, 
dass 5.100 Ladungen mit Uranmunition 
am 18. und 23. November 2015 von A-10 
Thunderbolt II Kampffliegern verschos¬ 
sen wurden. 

Erst am 20. Oktober 2016 gab 
CENTCOM gegenüber dem unabhän¬ 
gigen Informationsdienst der Verein¬ 
ten Nationen, IRIN News, offiziell zu, 
dass die US-geführte Koalition in Syri¬ 
en am 18. und 23. November 2015 Uran¬ 
waffen eingesetzt hat. Ein Sprecher von 
CENTCOM erklärte, vorherige Verlautba¬ 
rungen wären durch einen Fehler in der 
Berichterstattung zustande gekommen. 
CENTCOM rechtfertigt die Anwendung 
dieser Waffengattung mit der Beschaf¬ 
fenheit der Ziele. Die ICBUW schreibt 
dazu: „Die USA bestätigten, in Überein¬ 
stimmung ihrer eigenen Richtlinien,in re¬ 
gelmäßigen Abständen, dass DU (abge¬ 
reichertes Uran= Depleted Uranium) nur 
für gepanzerte Ziele eingesetzt wird. Etli¬ 
che Konflikte haben jedoch gezeigt, dass 
diese Richtlinie üblicherweise ignoriert 
wird.“ Die ICBUW hat die von CENTCOM 
zugegebenen Einsatzdaten analysiert 
und festgestellt, dass bei beiden Angrif¬ 
fen keine gepanzerten Ziele zugegen wa¬ 
ren. Wim Zwijnenburg (PAX) erklärt dazu: 


anfällig dafür, Grundsätze über Bord 
zu werfen, um die eigenen Posten und 
die damit verbundene Anerkennung 
von den Koalitionspartnern unter allen 
Umständen zu behalten? Machen sie 
sich etwas vor, um an ihrem Glauben an 
den „Transformismo“ festhalten zu kön¬ 
nen? Merken sie nicht, wer dabei trans¬ 
formiert wird? 

Der traurige Fakt ist, dass trotz der 
innerparteilich geleisteten Aufarbei¬ 
tung des Stalinismus, gerade unter ei¬ 
nem linken Ministerpräsidenten wie¬ 
derum Parteigenossen unter Überwa¬ 
chung stehen. Geht es also hinter den 
Kulissen um ganz andere Werte und 
eine Räson, die die Akzeptanz der ka- 



Johanna Scheringer-Wright ist 
Abgeordente der Partei „Die Linke“ im 
Thüringer Landtag 


pitalistischen Demokratie ermöglicht? 
Gleichwohl, die Lösung kann nicht 
sein, dies der Landesregierung, der Re¬ 
gierungskoalition und den Reformern 
durchgehen zu lassen und womög¬ 
lich die Partei „Die Linke“ zu verlas¬ 
sen und damit den linken Reformern 
die Ressourcen der Partei DIE LIN¬ 
KE zu überlassen. Es muss uns darum 
gehen, über Parteigrenzen hinweg mit 
den vorhandenen Ressourcen grund¬ 
sätzlich antikapitalistische, soziale und 
ökologische Politik in der Gesellschaft 
zu verbreiten und deutlich zu machen, 
dass eine andere Welt möglich ist. 


„... aufgrund der toxischen und radioak¬ 
tiven Eigenschaften des Schwermetalls 
besorgt es uns zutiefst, dass sich die USA 
wieder entschieden haben, DU als Muni¬ 
tion einzusetzen.“ 

Die ärztliche Friedensorganisation 
IPPNW setzt sich seit Jahren für ein in¬ 
ternationales Verbot von DU-Munition 
ein. Dr. Alex Rosen, Kinderarzt und Vor¬ 
standsmitglied der deutschen IPPNW 
erklärt: „Beim Einsatz von DU-Munition 
wird Uranstaub freigesetzt, der große 
Landstriche kontaminieren kann. Als ra¬ 
dioaktives Schwermetall ist Uran für den 
menschlichen Körper doppelt giftig und 
kann auch lange nach den eigentlichen 
Kampfhandlungen zu Nierenerkrankun¬ 
gen, Krebs, Missbildungen bei Neuge¬ 
borenen und Fehlgeburten führen.“ Ne¬ 
ben den USA haben unter anderem auch 
Russland und Großbritannien DU-Waffen 
in ihrem Arsenal. In der Vergangenheit 
wurde DU-Munition beispielsweise in 
den irakischen Städten Basra und Fallu- 
dscha eingesetzt. Seit Ende der Kampf¬ 
handlungen häufen sich dort die Berich¬ 
te über Fehlbildungen und genetische 
Erkrankungen. 

*IPPNW (Internationale Ärzte für die Ver¬ 
hütung des Atom krieges/Ärzte in sozialer 
Verantwortung), ICBUW (Internationale 
Koalition zur Ächtung von Uranwaffen) 


Der türkische Staatspräsident Er- 
dogan lässt Demokraten verhaften, 
Journalisten verfolgen, Gefangene 
foltern, den Staatsapparat von seinen 
Gegnern säubern. Nun hat die Polizei 
begonnen, die Abgeordneten der Op¬ 
positionspartei HDP aus ihren Woh¬ 
nungen und Büros zu holen und ins 
Gefängnis zu bringen. 

Dass die HDP bei den beiden Par¬ 
lamentswahlen im vergangenen Jahr 
ins Parlament einziehen konnte, hatte 
Hoffnung gemacht - Hoffnung darauf, 
dass es trotz der undemokratischen 
10-Prozent-Hürde und der jahrzehn¬ 
telangen Unterdrückung möglich sein 
könnte, auf parlamentarischem Weg 
die Rechte der Kurden und demokra¬ 
tische Veränderungen durchzusetzen. 
Der Präsident antwortete mit Terror 
gegen kurdische Städte, mit Repressi¬ 
onen gegen Journalisten, mit der Ver¬ 
folgung aller seiner Gegner. Im Mai - 
zwei Monate vor dem Putschversuch 
vom Juli - ließ Erdogan die Immuni¬ 
tät eines Viertels der Parlamentsabge¬ 
ordneten aufheben. Damit hat er die 
Voraussetzung geschaffen, unter der 
die Polizei in der Nacht die HDP-Ab¬ 
geordneten abholen konnte. 

Heute besteht die Gefahr, dass Er¬ 
dogan in der Türkei die faschistische 
Diktatur errichtet: Die Herrschaft im 
Dienste der größten Kapitalgruppen, 
die von der aggressiven Machtpolitik 
profitieren, den offenen Terror gegen 
Linke, Kurden und alle Demokraten, 
der mit neoosmanischer Propagan¬ 
da und islamistischer Moral verklei¬ 
det ist. Erdogan bleiben nur Terror 


Die Wirtschaftsweisen, nein korrekt, 
der „Sachverständigenrat zur Begut¬ 
achtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung“ hat sich wieder um die 
Volksaufklärung verdient gemacht: 
„Der geringe Aufbau von privaten 
Nettovermögen hat verschiedene 
Gründe“, schreibt er in seinem neuen 
Gutachten. „So reduziert beispiels¬ 
weise das bereits umfangreiche Steu¬ 
er- und Sozialversicherungssystem 
gerade für einkommensschwächere 
Haushalte die Anreize und Mög¬ 
lichkeiten zur privaten Vermögens¬ 
bildung.“ 

Man muss das richtig verstehen. 
Klar, zugegeben, sagt der Rat, da gibt 
es Arme und Reiche. Die „Vermö¬ 
gensungleichheit in Deutschland“ 
sei hoch, und „die Einkommens- und 
Vermögenspositionen verfestigt“. 
Die obersten 10 Prozent besitzen 60 
Prozent des Gesamtvermögens. Die 
untere Hälfte gar nichts. 

Das ist nicht schön. Die Un¬ 
gleichheit habe sich in den letzten 
Jahren erhöht. Auf dem G 20-Gipfel 
in China sei das Ziel einer Reduzie¬ 
rung der Ungleichheit sogar ins Ab¬ 
schlussdokument geraten. Jetzt kom¬ 
me man aber nicht mit Vermögens¬ 
steuer oder Erbschaftssteuer. Das 
deutsche „Steuer-Transfer-System“ 
zähle im ohnehin „zu den am stärks¬ 
ten umverteilenden Sozialsystemen 
in der OECD“, glaubt der Rat. Von 
wo nach wo hat er allerdings nicht 
gesagt. 

Ja, aber warum ist das alles so? 
Weil die Anreize fehlen: Der knur¬ 
rende Bauch, die Frostbeulen an den 
Füßen, die gefährlichen Seuchen. 
Weil die Armen faul in der sozialen 
Hängematte liegen und nicht anstän¬ 
dig malochen, wie es sich gehört. In 
der Hängematte liegen, macht faul 
und dumm, das wusste schon der Thi¬ 
lo Sarrazin. Heißt im Umkehr Schluss: 
Je weniger soziale Sicherheit und 
steuerliche Umverteilung, umso rei¬ 
cher werden auch die Armen. Ohne 
Stütze hätte man eben gar keine an¬ 
dere Möglichkeit, als reich zu wer- 


und Aggression, um seine Macht zu 
sichern. 

In der vergangenen Woche hat 
die Bundesregierung damit begon¬ 
nen, die türkische Regierung etwas 
deutlicher zu kritisieren: Merkel fin¬ 
de die Lage „in höchstem Maße alar¬ 
mierend“. Ihre Erklärungen ändern 
nichts daran, dass der Flüchtlingsde¬ 
al der EU die Bedingungen geschaf¬ 
fen hat, unter denen der türkische 
Staatspräsident seine Macht sichern 
konnte. Indem Merkel Erdogan zum 
Türsteher gegen Flüchtlinge gemacht 
hat, hat sie ihn gestützt. Wenn Merkel 
tatsächlich in Sorge um die Demokra¬ 
tie in der Türkei wäre, würde sie die 
Waffenlieferungen an die Türkei stop¬ 
pen und die deutschen Soldaten und 
Tornados aus Incirlik abziehen. 

Die DKP erinnert daran: Auch in 
Deutschland stehen kurdische Ak¬ 
tivisten vor Gericht, weil sie PKK- 
Funktionäre sein sollen. Die PKK ist 
keine Terrororganisation, sie ist eine 
Kraft des Widerstands gegen die Er- 
dogan-Diktatur und den IS-Terror. 
Solidarität mit den Demokraten der 
Türkei und dem kurdischen Volk 
heißt für uns: Kampf gegen das PKK- 
Verbot, Kampf gegen die Flüchtlings¬ 
politik Merkels, Kampf gegen die 
Kriegspolitik der Bundesregierung, 
die den Krieg in Syrien weiter anheizt. 
Die DKP ruft dazu auf, sich an den 
Aktionen zur Solidarität mit den Lin¬ 
ken in der Türkei und der kurdischen 
Bewegung zu beteiligen. 

Patrik Köbele ist Vorsitzender der DKP. 


den. So lungern Millionen verhinder¬ 
te Millionäre auf den Ämtern, wie¬ 
der falsch, Jobcentern rum. 

Ohne Stütze gäbe es in Gelsen¬ 
kirchen wahrscheinlich Tausende 
Bill Gates, Steve Jobs oder Mark 
Zuckerbergs, wer weiß. Oder in 
Mecklenburg-Vorpommern zwan¬ 
zig neue Monsantos, oder ein paar 
neue Nestle’s, warum nicht auch ein 
Luis Vuitton in Kötzschenbroda. Al¬ 
les ist möglich, wenn man erst einmal 
arm genug ist. Das hat die bürger¬ 
liche Wirtschaftswissenschaft schon 
immer gewusst: Der Arbeiter ver¬ 
dient einfach zu viel und deshalb ist 
er arm. Nur wir haben es wieder mal 
nicht kapiert. 

Reichtum ist also da, wo es keine 
soziale Sicherheit und keine steuer¬ 
liche Umverteilung gibt. Da wären 
die USA. Dort sind bekanntlich alle 
Tellerwäscher Millionäre. Wenn sie 
trotzdem noch Teller waschen, ist das 
mehr so aus Gewohnheit. Noch bes¬ 
ser wäre beispielsweise der Tschad. 
Soziale Sicherheit ist hier eher un¬ 
bekannt. Die 10 Millionen Men¬ 
schen, die hier hungern, machen das 
mehr so aus Tradition. Eigentlich ist 
der Tschad berühmt dafür, dass alle 
Menschen dort nicht wissen, wohin 
mit dem Geld. Na, und weil das hier 
so gut klappt, soll das ja in Griechen¬ 
land und im Süden Europas auch so 
laufen. Die Griechen sind einfach 
noch nicht arm genug, um reich zu 
werden. Einfach noch zu viel Hän¬ 
gematte. 

Es ist schon erstaunlich, mit wel¬ 
chen Weisheiten man heute in die¬ 
sem unseren Lande ein führender 
Wirtschaftswissenschaftler werden 
kann. Aber wenn es frau mit dem 
schlichten Mantra, „Deutschland 
geht es gut“, zur Bundeskanzlerin 
bringt, ist alles möglich. 

„Reicher Mann und armer 
Mann,/standen da und sahn sich an./ 

Und der Arme sagte bleich:/“Wär 
ich nicht arm, wärst du nicht reich“. 

Brecht jedenfalls, hätte es nie 
zum Wirtschaftsweisen gebracht. 


US-Militär setzte in Syrien Uranwaffen ein 

Pressemitteilung von ICBUW und IPPNW* 


Guntram Hasselkamp zum Sachverständigenratsgutachten 

Nicht arm genug, 
um reich zu sein 
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Das geht anders! 

Marxistische Blätter mit Schwerpunkt „Deutsch-türkische Freundschaft“ erschienen 
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U ber Erdogans Politik als bezahlter „Tür¬ 
steher“ der EU, der Flüchtende fernhalten 
soll, oder als „Terrorpate“ des IS schreiben 
nicht nur bundesdeutsche Linke. Im Syrien-Krieg 
hat „der ganz starke Mann des Landes“ eine klar 
erkennbare Zielhierarchie: „Vorrang hat die Ein¬ 
dämmung der Kurden; nachrangig, ungeachtet aller 
Beteuerungen des Gegenteils, ist die Bekämpfung 
des islamistischen Terrors“ schreibt selbst die Frank¬ 


furter Allgemeine Sonntagszeitung unter der Über¬ 
schrift „Türkischer Doppelschlag in Syrien“ „Ganz 
offensichtlich setzt Erdogan ... auf Militarisierung, 
selbst im eigenen Land ... Mit Mäßigung im Innern 
ist nach dem Putschversuch und Erdogans autoritä¬ 
rem Kurs nicht zu rechnen“ (FAS, 28.8.2016 ) 

Mit ihrem „Türkei-Schwerpunkt“ - der in enger 
Zusammenarbeit mit ihrem neuen Mitherausgeber 
Murat Cakir und der Redaktion von „Infobrief- 
Türkei“ entstanden ist - wollen die Marxistischen 
Blätter die Verhältnisse im Innern der Türkei etwas 
stärker in den Mittelpunkt rücken, vor allem aber 
die zentrale Frage der deutsch-türkischen Bezie¬ 
hungen. Und zwar vorwiegend aus der Sicht türki¬ 
scher bzw. aus der Türkei stammender Linker. 

Errol Babacan beleuchtet in seinem Beitrag die 
türkische Wirtschaftspolitik, ihre Profiteure, Leid¬ 
tragenden, Machtkämpfe und wie der gescheiterte 
Putschversuch zur Einleitung der nächsten Runde 
eines neoliberalen Generalangriffs genutzt wird. 

Murat Cakir und Nick Brauns schreiben über 
die Gülen-Bewegung, als „AKP-Abtrünnige“, ihre 
Verstrickung in den gescheiterten Putschversuch, 
aber auch über die BRD als Logistikzentrum dieser 
„faschistoiden Vorfeldorganisation“. 

In einem MBl-Interview beantwortete Sevim 
Dagdelen, MdB der Partei die Linke und Mitglied 
im Auswärtigen Ausschuss des Bundestages, Fragen 
zu ihrem soeben erschienen Buch „Der Fall Erdo¬ 
gan“, in dessen Mittelpunkt die deutsch-türkischen 
Beziehungen stehen und die Forderung nach einer 
radikalen Wende in der deutschen Türkei-Politik. 

Mehmet Okyayuz und Ugur Tekiner, Politik Wis¬ 
senschaftler in Ankara, schreiben ebenfalls über die 
türkisch-deutschen Beziehungen im Spannungsfeld 
neu-alter Interessenpolitik zwischen dem „wider¬ 


willigen Hegemon“ BRD und der aufstrebenden 
„neo-osmanischen Regionalmacht“ Türkei. 

Korkut Boratav, Wirtschaftswissenschaftler in 
Ankara, sieht reaktionäre Wechselwirkungen zwi¬ 
schen EU, USA und der Türkei bezüglich der Al¬ 
lianzen des Kapitals mit „Populisten“ unterschied¬ 
lichster Couleur. 

Den Schwerpunkt abschließend bringen die 
Marxistischen Blätter einen Gastbeitrag aus dem 
sehr zu empfehlenden Türkei-Sonderheft der Zeit¬ 
schrift „Ossietzky“. In ihm plädiert Menschenrechts¬ 
anwalt Rolf Gössner für einen radikalen Wandel 
der europäischen und deutschen Türkei- und Kur¬ 
denpolitik. Dazu bedürfe es „politischer Initiativen 
und eines offenen Dialogs mit der kurdischen Sei¬ 
te - und zwar auch in Europa und in Deutschland, 
statt wie bisher, solche Initiativen und Dialoge per 
Kriminalisierung und Ausgrenzung zu blockieren“. 

Brandaktuell sind auch die beiden dokumen¬ 
tierten Beiträge einer Tagung der Marx-Engels-Stif- 
tung zum Thema „60 Jahre KPD-Verbot“. Sieben 
streitbare Beobachtungen zu seiner Nachwirkung 
und der Abwehr seiner Wiederbelebung stellt der 
Münchener Kommunist und Rechtsanwalt Hans 
E. Schmitt-Lermann zur Diskussion. Die durchaus 
unterschiedliche Rolle des Verbotsurteils bzw. ein¬ 
zelner seiner Aspekte in den drei Wellen der Kom¬ 
munistenverfolgung in der Bundesrepublik im Kal¬ 
ten Krieg, bei den „Berufsverboten“ und bei der 
„DDR-Abwicklung“ nach 1989 stellt Ekkehard Lie- 
beram (Marxistisches Forum) ins Zentrum seines 
Beitrages. 

Hervorzuheben sind noch zwei weitere anre¬ 
gende Diskussionsbeiträge zum Komplex EU und 
linke Strategie. Der österreichische Friedensakti¬ 
vist Gerald Oberansmayer wirft einen Blick auf 


die EU als „Europa der Konzerne und Generä¬ 
le“ und hält als Fazit „die Illusion vieler Linker 
und Friedensbewegter, die EU in Richtung eines 
sozialen, friedlichen und demokratischen Gebil¬ 
des transformieren zu können, für einen der fol¬ 
genschwersten Fehler, der viel zum Aufstieg der 
extremen Rechten beigetragen hat“. Der Marbur- 
ger Doktorand und hessische DKP-Bildungsver- 
antwortliche Pablo Graubner sieht das in seinem 
solidarisch-sachlichen Beitrag zum „Elend der 
Strategiedebatte“ (der DKP) ähnlich und macht 
Vorschläge zu deren konstruktiver Weiterführung. 
Sein Beitrag ist „ein Versuch, die Diskussion um 
unsere strategischen Grundlagen sowie um Pers¬ 
pektiv- und Übergangsforderungen wieder stärker 
in Zusammenhang mit einer marxistischen Klas¬ 
senanalyse zu bringen“. 

LoG 


Mit Beiträgen von: 

Errol Babacan, Neoliberaler Generalangriff ★ 
Nick Brauns/Murat Cakir, Die Gülen-Bewegung 
★ Sevim Dagdelen (MdB),„Merkel verleiht Des¬ 
poten Flügel“ ★ Mehmet Okyayuz/Ugur Teki¬ 
ner, Hundertjährige Allianz? ★ Korkut Boratav, 
Reaktionäre Wechselwirkungen ★ Rolf Gössner, 
Dialog statt Kriminalisierung 

Weitere Themen: 

6o Jahre deutsche Kommunistenverfolgung ★ 
AfD-Vormarsch ★ Brasilien nach dem Putsch ★ 
Frankreich vor schwierigen Wahlen ★Viel Krieg 
in Syrien ★ Bremer Räterepublik ★ Homo arti- 
fex ★ Elend der Strategie-Debatte u.v.m. 


Blutbefleckte Schuhe 

Die Germanistin und ehemalige Zwangsarbeiterin 


M it 16 Jahren wurde Vera Fried¬ 
länder im Januar 1945 als soge¬ 
nannte Halbjüdin zusammen 
mit polnischen, serbischen und franzö¬ 
sischen Arbeitern in den Reparaturbe¬ 
trieb des Schuhkonzerns Salamander 
in der Berliner Köpenicker Straße 6-7 
zwangsverpflichtet. Die körperlich 
schwere Arbeit unter SS-Aufsicht war 
nicht nur ungewohnt und anstrengend 
für das junge Mädchen, das eigentlich 
noch zur Schule hätte gehen wollen. Sie 
musste nicht nur unter der dauernden 
Drohung leben, in ein Lager gesteckt 
zu werden, wenn sie nicht schnell und 
gut genug arbeitete. Zusätzlich trug ihr 
die Schikane einer Aufseherin, die sie 
zwang, Nähte der ihr zugeteilten Schu¬ 
he mit den bloßen Fingernägeln statt 
mit dem dafür vorgesehenen Werkzeug 
zu prüfen, blutende und eiternde Wun¬ 
den an den Fingerspitzen ein. Der Soli¬ 
darität polnischer Arbeitskollegen ver¬ 
dankte sie es, dass sie nicht entdeckt 
und bestraft wurde, als sie zu dieser Art 
„Gütekontrolle“ nicht mehr in der Lage 
war. Die Bombardierung der Köpeni¬ 
cker Straße machte ihrem Einsatz in der 
Werkstatt schließlich ein Ende. 

„Die Zwangsarbeit ist meine Bezie¬ 
hung zu Salamander“, stellt Vera Fried¬ 
länder gleich im ersten Satz ihres vor¬ 
liegenden Buches klar. 

Die Autorin will darin ausdrücklich 
keine eigene Forschung präsentieren, 
sondern stützt sich zu großen Teilen auf 
Sachliteratur, darunter Anne Sudrows 
„Der Schuh im Nationalsozialismus“ 
(2010). Trotzdem hat sie selbst u.a. 
im Landesarchiv Berlin recherchiert 
und dort wichtige Akten der Berliner 
Niederlassung aus dem Hauptamt für 
Kriegssachschäden gefunden, die sie 
erstmals ausgewertet hat. 

Die Geschichte der Firma geht bis 
in das Jahr 1885 zurück, als der Schuh¬ 
machermeister Jakob Sigle in der 
Kleinstadt Kornwestheim bei Lud¬ 
wigsburg eine große Werkstatt eröff- 
nete, die sich mit Hilfe des Kapitals jü¬ 
discher Geschäftspartner bald zur Fab¬ 
rik entwickelte. 1913 stellte der Betrieb 
bereits zwei Millionen Paar Schuhe im 
Jahr her. 1930 verfügte die Aktienge¬ 
sellschaft über 32 Millionen Reichs¬ 
mark Grundkapital, davon gehörten 
14 Millionen den Familien Levi und 
Rothschild. 


Doch 1934 hatte sich die Firma in 
Rekordzeit selbst arisiert, indem die 
„arischen“ Teilhaber von den jüdi¬ 
schen den größten Teil ihrer Aktien 
(möglichst günstig) übernahmen. Auch 
die Firmenleitung und der Aufsichtsrat 
waren nun „judenrein“. Damit nicht ge¬ 
nug. 

Vera Friedländer wirft Salaman¬ 
der - ausführlich begründet - folgen¬ 
de Verbrechen im „Dritten Reich“ vor: 

★ die Teilnahme am Kriegsgeschäft 
durch die Produktion von Uniform¬ 
stiefeln und die Herstellung von Holz¬ 
schuhen für Häftlinge, 

★ die Ausbeutung von Kriegsgefange¬ 
nen und Zwangsarbeitern, 

★ den Test von Lederersatzstoffen an 
KZ-Häftlingen unter Benutzung der 
Schuhprüfstrecke in Sachsenhausen, 
die viele Menschenleben kostete, sowie 

★ die Verwertung und den Verkauf des 
Eigentums deportierter und ermorde¬ 
ter Juden, (nämlich der Berge von Da¬ 
men- und Herrenschuhen, die die Au¬ 
torin im Berliner Reparaturbetrieb sor¬ 
tieren musste). 

Die Geschichte des Betriebs ist 
nicht erst seit kurzem Gegenstand der 
Forschung. Der Kornwestheimer Jurist 
Prof. Dr. Hanspeter Sturm hatte bereits 
1958 in Kooperation mit der Schuhfir¬ 
ma sein mehrbändiges Werk „Die Sala¬ 
mander AG“ vorgelegt. Er hat danach 
u.a. auch eine Geschichte seiner Hei¬ 
matstadt im „Dritten Reich“ publiziert. 

Dabei hat er die Verbrechen ver¬ 
schwiegen, die Realität erheblich be¬ 
schönigt und verfälscht, wie Vera Fried¬ 
länder nachweist. „So gut wie alle Fir¬ 
men, die etwas zu verbergen haben, 
verhalten sich wie Salamander und ihr 
Historiker Hanspeter Sturm“, merkt sie 
dazu an. 

Der bis heute in seiner Heimat hoch 
angesehene Autor, der wenige Jahre 
nach dem Krieg seine Genugtuung über 
das Ende der von ihm als übertrieben 
betrachteten „Entnazifizierung“ zum 
Ausdruck brachte - eine Haltung, von 
der er zeitlebens nicht abrückte - war 
viele Jahre Leiter der Polizeidirektion 
Stuttgart I und nach der „Wende“ Do¬ 
zent für Staats- und Verwaltungsrecht in 
Sachsen. Er wurde mit dem Bundesver¬ 
dienstorden 1. Klasse und der Verdienst¬ 
medaille des Landes Baden-Württem¬ 
berg in Gold ausgezeichnet. Nach sei- 


Vera Friedländer rechnet furios mit dem deutschen Salamander-Konzern ab 
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nem Tod 2011 wurde in Kornwestheim 
ein Stadion nach ihn benannt. 

Vera Friedländer (eigentlich Prof. 
Dr. Veronika Schmidt) hat nach dem 
Krieg an der Arbeiter-und-Bauern-Fa¬ 
kultät das Abitur nachgeholt und an¬ 
schließend an der Berliner Humboldt- 
Universität Germanistik studiert. Sie 
promovierte und habilitierte sich, ar¬ 
beitete als Verlagslektorin und als 
Dozentin, bevor sie auch als Schrift¬ 
stellerin hervortrat. Sie hat bereits in 
ihrem in der DDR in den 80er Jah¬ 
ren erschienenen autobiographischen 
Bericht „Späte Notizen“ ein Kapitel 
über ihre Zwangsarbeit bei Salaman¬ 
der veröffentlicht, obwohl der Betrieb 


damals mit der DDR kooperierte, was 
für beide Seiten ein gutes Geschäft 
war. Mehr als dreißig Jahre mussten 
vergehen, bis nun diese scharfe und 
außerordentlich prägnant geschriebe¬ 
ne Abrechnung vorliegt, die von Ste¬ 
phane Hessels Aufruf „Empört Euch!“ 
inspiriert sein könnte. Tatsächlich war 
Vera Friedländer empört, wie ignorant 
und sogar diffamierend Salamander 
und deren Pressesprecherin auf ihre 
in den 90er Jahren vorgetragenen Vor¬ 
würfe reagierten. Sie ließ sich jedoch 
nicht einschüchtern. 

In „Späte Notizen“ hat sie erzählt, 
wie sie nach der Befreiung 1945 die 
ihr jahrelang aufgezwungene De¬ 


mutshaltung überwand und zum ers¬ 
ten Mal gegen eine Benachteiligung 
aufbegehrte, als sie wegen mangelnder 
Kenntnisse nicht zum Vorstudium zu¬ 
gelassen werden sollte. Sie protestier¬ 
te - und setzte sich durch: „Mein erster 
selbsterkämpfter Sieg. Wie wohltuend 
es war, freiweg zu widersprechen. Wie 
ein Sommergewitter. So ganz von al¬ 
lein kommt die Gerechtigkeit eben 
nicht.“ 

Das könnte als Motto über ihrer 
vorliegenden Schrift stehen. 

Bei der Buchpremiere in der La¬ 
dengalerie der „jungen Welt “in Berlin 
fragte eine junge Frau, was man daraus 
für die Gegenwart lernen solle. Es gibt 
verschiedene mögliche Antworten da¬ 
rauf. Meiner Meinung nach kann man 
vor allem eins von der fast 90-jährigen, 
energischen Vera Friedländer lernen: 
Widerstandsgeist. 

Eine Anmerkung sei noch gestat¬ 
tet. Ein Journalist der „taz“ hat im De¬ 
zember 1999 einen Bericht über Vera 
Friedländers Geschichte gebracht. 
„Als sie einen Antrag auf Anerken¬ 
nung als Opfer des Faschismus stellen 
wollte“, so behauptet er darin abschlie¬ 
ßend, „wurde ihr auf der Behörde ge¬ 
sagt: ,Wieso, Ihnen ist doch gar nichts 
passiert. 4 Seit 1990 bekommt sie eine 
kleine Rente als ,rassisch Verfolgte’“ 

Diese Darstellung ist tendenziös 
und missverständlich. Richtig ist, dass 
Vera Friedländer (damals Veronika 
Rudau) bis 1951 den Ausweis der VVN 
als Opfer der Nürnberger Gesetzge¬ 
bung besaß und demzufolge in den 
schweren Nachkriegsjahren Vergünsti¬ 
gungen in Anspruch nehmen konnte - 
abgesehen von der bereits erwähnten 
Ausbildung, die sie selbstverständlich 
kostenlos erhielt. 

Meiner Meinung nach hat die 
DDR in diesen wie in vielen ande¬ 
ren Fällen eine durchaus beachtliche 
„Wiedergutmachung“ (ein unsinniges 
Wort) auch an jüdischen Verfolgten 
geleistet, obwohl sie sich, anders als 
die Bundesrepublik, explizit nicht als 
Rechtsnachfolgerin des „Dritten Rei¬ 
ches“ verstand. Cristina Fischer 

Vera Friedländer: Ich war Zwangsar¬ 
beiterin bei Salamander. Das Neue 
Berlin, Berlin 2016, 223 S. mit Abb., 
14,99 Euro. 
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Die Gefahr einer neuen Eiszeit 

Zu Eberhard Panitz' Überarbeitung seiner Erzählung „Eiszeit" 


Kultursplitter 


Eingeknickt 

Die Dresdner Sinfoniker haben ein 
umfangreiches Musikprojekt entwi¬ 
ckelt, das unter dem Titel „Aghet“ = 
Klagelied den Völkermord des türki¬ 
schen Staates am armenischen Volk in 
den Jahren 1915/1916 zum Thema hat. 
Einige Aufführungen in Deutschland 
wurden mit großer Aufmerksamkeit 
und Beifall aufgenommen, nun wollte 
das Orchester - gemeinsam mit türki¬ 
schen und armenischen Musikern - das 
Konzert im deutschen Generalkonsulat 
Istanbul spielen. 

Alles schien geklärt, Einladungen 
wurden verschickt, dann pfiff das Aus¬ 
wärtige Amt Berlin seine Außenstelle 
in Istanbul zurück, die Räume stünden 
nicht zur Verfügung. 

Das Orchester hatte seine freundli¬ 
che Einladung auch an Staatspräsident 
Erdogan gesandt, man stelle sich den 
Schaum vorm Mund vor, den dieser 
sicherlich bei der Vorlage produzierte 
und wie eilig man in Berlin nicht nur 
vorstellig wurde, sondern „von einer 
Belastung des Verhältnisses“ sprach. In 
Berlin war man gerade froh, dass Bun¬ 
destagsabgeordnete den deutschen Sol¬ 
daten auf dem Stützpunkt im Südosten 
der Türkei wieder bei ihrem kriegeri¬ 
schen Handwerk zuschauen durften, 
da ging ein solcher Konzertabend aber 
überhaupt nicht. 

Eingeschnappt 

Der peruanische Schriftsteller Ma¬ 
rio Vargas Llosa, selbst Literaturno¬ 
belpreisträger (2010), meinte sich zur 
diesjährigen Vergabe an Bob Dylan äu¬ 
ßern zu müssen. Dieser sei zwar „ein 
guter Songschreiber, aber doch kein 
Schriftsteller“. Diese Entscheidung 
der Schwedischen Akademie sei ein 
Zeichen für „die Frivolität der Kultur 
in dieser Zeit“, wir lebten in einer „Zi¬ 
vilisation des Spektakels“. 

Was für eine Wortwahl. Aber man soll¬ 
te ihm dankbar sein, denn so denkt und 
spricht der konservative, mit verzwei¬ 
feltem Beharrungsvermögen ausgestat¬ 
tete Teil der Bourgeoise, der Traditio¬ 
nen und Werte im Strudel unerwünsch¬ 
ter Veränderungen untergehen sieht. 
Genauer: Die Kriterien der Akademie 
für den Literaturnobelpreis schließen 
keine künstlerische Form im Umgang 
mit Sprache und Text aus, so wurden im 
Laufe der Zeit Dramatiker, Schriftstel¬ 
ler, und Lyriker ausgezeichnet, nirgend¬ 
wo steht, dass man seine Texte nicht 
singen darf, dass man seine Texte nicht 
spielen darf. Kultur kann nicht „frivol“ 
sein, höchstens einzelne künstlerische 
Werke und dies schon seit den grie¬ 
chischen Komödien und Satyrspielen. 
Auch das Spektakel oder die Sensati¬ 
on sind nicht erst seit neuerer Zeit ein 
Teil des öffentlichen Lebens und sind 
auf jeden Fall kein Ausdruck des Zivi¬ 
lisatorischen, sondern wenn, dann des 
Kulturellen. 

Eingepreist 

Ein britischer Hedgefonds, die Man- 
Group, ist Hauptsponsor eines gut do¬ 
tierten Literaturpreises (50 000 briti¬ 
sche Pfund) mit dem schönen, nichts¬ 
sagenden Titel „Man-Booker-Prize“. 
In diesem Jahr erhielt - große Aufre¬ 
gung - zum ersten Mal ein US-Ameri¬ 
kaner, Paul Beatty, Urkunde und Geld. 
Sein preiswürdiges Buch trägt den Ti¬ 
tel „The Seilout“ und ist laut der Jury- 
Begründung eine harte, schonungslose 
Abrechnung mit Rassismus und Verfol¬ 
gung in satirischer Form. 

Das Buch ist noch nicht in deutscher 
Sprache erschienen, es fand sich wohl 
noch kein Verlag, die Originalausgabe 
war kurz nach Bekannt werden sofort 
vergriffen. Was aber machen Journalis¬ 
ten unserer Qualitätsmedien in so einer 
Situation: Gelesen hat man nix, Wiki- 
pedia gibt nicht viel her über den Au¬ 
tor, an die englische Ausgabe kommt 
man auch nicht dran, also schreibt 
man gleichlautend die Meldung der 
dpa-Nachrichtenagentur ab. Die gibt 
zwar ebenfalls nicht viel her, aber gar¬ 
niert mit einem Foto der Preisübergabe 
durch die Herzogin Camilla, sieht das 
Ganze dann so aus wie gewünscht, der 
baldige und reichliche Abverkauf hat 
seine Vorschusslorbeeren. 

Herbert Becker 


A ls Ende 1983 die Erzählung „Eis¬ 
zeit“ von Eberhard Panitz er¬ 
schien, erregte sie Aufsehen; man¬ 
che Kritiker sprachen im Angesicht der 
gleichnishaften Geschichte von einem 
„völlig neuen Panitz“ von dem bisher 
prall realistische Geschichten bekannt 
waren. Aber der Autor war einem seiner 
Themen treu geblieben: Zu seinen trau¬ 
matischen individuellen Erfahrungen ge¬ 
hörte der Bombenangriff auf Dresden, 
den er in seinen Büchern vielfach the¬ 
matisierte, der auch in Eiszeit mehrfach 
erwähnt wird. Das trifft auf den Zwei¬ 
ten Weltkrieg insgesamt zu: „Krieg, Ge¬ 
fangenschaft, bitterste Not“Nach diesen 
persönlichen Erfahrungen sind für Pa¬ 
nitz Krieg und Terror die größten Bedro¬ 
hungen der Menschheit. 

Mitten im Kalten Krieg erschien die¬ 
se „unwirkliche Geschichte“, wie sie im 
Untertitel hieß. Ein Untergangsszena¬ 
rio wurde geschildert, ohne dass ein Ag¬ 
gressor oder ein Angegriffener genannt 
worden wäre. Nur Opfer, leidende Men¬ 
schen spielten eine Rolle. Panitz hatte 
eine Erzählung über eine Vernichtung 
geschrieben, die alle Menschen betraf. 
Wenigstens das schien 1990 gebannt; es 
gab Verträge über Einflusssphären der 
Großmächte, über die begrenzte Aus¬ 
dehnung der NATO, über untersagte 
Stationierungen von NATO-Truppen 
im Osten und anderes mehr. 

Je mehr es jedoch schien, Russland, 
die aus der Sowjetunion hervorgegan¬ 
gene Macht im Osten, schwächele durch 
das Versagen von Machthabern wie Jel¬ 
zin, desto weniger waren diese Verträge 
wert und desto schneller wurden sie ad 
acta gelegt. Die Gefahren, die gebannt 
schienen, nahmen wieder zu und sind 
heute, angesichts zusätzlicher Angriffe 
durch IS und anderem Terrorismus, zu 
einer neuen unvorstellbaren, ungeheu¬ 
erlichen Bedrohung geworden, in der Pa¬ 
nitz 4 Szenarium von 1983, das Desaster 
der Menschheit durch einen Atomkrieg, 
kaum noch zur Beschreibung ausreicht. 
Es wäre nicht der politisch und ethisch 
engagierte Eberhard Panitz, wenn er den 
erneut aufbrechenden Bedrohungen, die 
schneller als früher eskalieren und zur 
Vernichtung streben - schon stehen sich 
Kontrahenten in Syrien direkt gegen¬ 
über, hochgerüstet und durch „kleine“ 


Heiko Kolbe ist noch keine dreißig. Er 
wohnt in Wunstorf bei Hannover, kommt 
ursprünglich aus der Messestadt. Er ar¬ 
beitet unregelmäßig, hasst seinen „Vad- 
der“, stalkt seine Junkie-Ex und hat all¬ 
gemein Schlafprobleme. Er liebt seine 
Firma. Er (männer-)liebt seine Kumpel. 

Soweit ist Philipp Winklers Roman¬ 
held und -erzähler nichts Wildes, wäre da 
nicht die Erzählmotivation, die zu nicht 
gerade wenigem Augenreiben führte, 
weil das Thema erst mit seinem Roman 
„Hool“ von der jungen deutschen Litera¬ 
tur so richtig abgefrühstückt wurde: Hei¬ 
ko ist Hooligan. Seine „Firma“ ist eine 
Assoziation jener, die der Stadt Han¬ 
nover und dem Fußballverein 96 Ruhm 
und Ehre auf Parkplätzen und am Wal¬ 
desrand erkloppen wollen: 

„Meine Hand rutscht weg und biegt 
sich in die ungesunde Richtung. Schmerz 
schießt mir vom Handgelenk in die 
Schulter hoch. Geschmack wie Styropor 
in der Mundhöhle. Keine Zeit. Er kommt 
wieder ran. Ich schubse mich ab. Schaffe 
etwas Raum. Der Trottel fällt drauf rein. 
Gibt mir Zeit zum Aufstehen. Meine 
Hand ist taub. Der Ellbogen nicht. Meine 
linke Gerade geht in seine Deckung, und 
ich zieh sie etwas zur Seite. Dann zieh ich 
ihm den Ellbogen aufs Maul. Er geht run¬ 
ter. Hustet. Würgt und hält sich das Ge¬ 
sicht. Ich warte ab. Bleibe in Bewegung.“ 

Solcherart Hochleistungssport kann 
bekanntlich nicht ewig so weitergehen, 
weil er nicht nur auf die Knochen geht, 
sondern auch auf ständiger Spannung be¬ 
ruht. So entwickelt sich aus allerlei zerrüt- 


Kriege ihre Positionen bestimmend -, 
nicht sein Wort, so wenig das ist in die¬ 
ser Gefahr, entgegenstellte. 

Das Buch war in seiner ersten Fas¬ 
sung auch eine zeitgeschichtlich orien¬ 
tierte Variation von Robert Merles „Ma- 
levil“ (deutsch 1975, verfilmt 1981); im 
Unterschied zu diesem Roman widmete 
sich Panitz dem bloßen Überleben, eine 
Zukunftsgestaltung erschien wiederum 
allegorisch im Christophorus-Symbol der 
aus der drohenden Vernichtung gerette¬ 
ten Kinder. Die Überarbeitung ist eine 
Variation der eigenen Vorlage, erneut 
zeitgeschichtlich orientiert unter dem 
Eindruck verschärfter Konfrontation, 
aber auch in der Bedrängnis eines ver¬ 
schwommenen „Wir schaffen das“, das 
Panitz zitiert (107). Er versucht eine Be¬ 
stimmung durch literarisch-geistige Mo¬ 
tive wie Hoffnung, Rettung, Verzweif¬ 
lung, Versuchung usw. Zudem hat er wie 
ein Netz über den Text ein Begriffsfeld 
notwendiger menschheitlicher Erinne¬ 
rungswerte gespannt, vom Mythos des 
König Artus, der nun durch den alten 
Maxim, einst „Minister in Sachsen, dann 
in Berlin“, jetzt ein weiser Mann, abgelöst 
wird, und seiner Tafelrunde, in der eben¬ 
falls Rettungsvorhaben und Zukunftsge¬ 
staltung eine Rolle spielten - das Hotel 
heißt „Artushof“ und wird von Maxim 
„mittelalterlich“ regiert, auch der heili¬ 
ge Gral ist im Gespräch, und die Hotel¬ 
wäsche trägt die Artuskrone, über das 
Weihnachtsfest, um seine friedliche Be¬ 
deutung mit Zerstörung zu konfrontie¬ 
ren, bis zur Geburt eines Christophorus 
am Ende der Handlung. Auch in der neu¬ 
en Fassung knüpfte Panitz die Hoffnung 
an dieses christliche Motiv; anderes er¬ 
schien kaum noch im Blickfeld. Der rote 
Stern, der am Ende der früheren Fassung 
am Ende zu sehen war, ist in der neuen 
Allegorie nur zu ahnen und vielleicht das 
Zeichen „irgendeines Rettungsdienstes“. 

Eine besondere Rolle bekommt Goe¬ 
the und sein Gedicht „Liebliches“ aus 
dem „West-östlichen Divan“, dessen frü¬ 
he Variante, die Erfurt dem Kriegsgott 
entrissen sah, abgelöst wurde durch große 
Landschaften, „die sich nachbarlich er¬ 
strecken“ und dem Kriegsgott entrissen 
werden müssen. In dieser Veränderung 
liegt ein Merkmal der neuen Konzeption: 
Der Ausgangspunkt ist gleich geblieben, 


teten Familienkonstellationen und dem 
Aufbegehren Heikos gegen den Banden¬ 
chef, Lohngeber und Onkel Axel eine zag¬ 
hafte Variation klassischer Plots: Freunde 
steigen aus, weil sie anderes im Leben ent¬ 
deckt haben oder als Blutkäse im Kran¬ 
kenhaus liegen und um eben jenes Leben 
und die dazugehörige Gesundheit bangen, 
wenn sie weitermachen wie gehabt. Dazu 
kommt Heikos Bleibe auf dem Hof von 
Möchtegern-Gangster Arnim, der lieber 
wilde Tiere für sich kämpfen lässt, statt 
sich selbst die Knöchelhaut aufzuboxen. 
Ob dieser Feigheit steht er gemeinsam 
mit den töchterschlagenden Alkoholiker¬ 
vätern und den faschistischen Szeneunter¬ 
wanderern in der einen Ecke der Gewalt¬ 
definition. Die Heikos, Jojos und Kais in 
der anderen, und ihnen schwant, dass sich 
ihr Gewaltfreizeitpark gar nicht so sehr 
vom Leben der Lohnabhängigen unter¬ 
scheidet: Leistungszwang und verstetigte 
Hierarchien machen das Hobby-Spaßbad 
zur Mühsal des Alltags hinter einem Fe¬ 
tischschleier, mit oder ohne Fäuste aus 
Stahl. Der Fun geht langsam unter. 

Hooliganismus ist ein medialer Dau¬ 
erbrenner. Quasi die kleine Schwester 
des dschihadistischen Terrors, liegt sein 
Reiz darin, stets und überall auftreten zu 
können, scheinbar aus dem Nichts heraus. 
Ein schier unlösbares Problem, ein un¬ 
aufhaltsames Grauen, das stetig, von Tag 
zu Tag schlimmer wird, was auch immer 
man tut. Es verwundert, dass das Thema - 
bis auf einige Randnotizen, wie etwa bei 
Clemens Meyer - in der deutschen Lite¬ 
ratur bisher unangetastet blieb. 


der Artushof im Thüringer Wald, aber 
der Blick ist großräumiger geworden, 
hat Deutschland und Europa verlassen 
und richtet sich auf die Welt. Die aber ist 
von Kriegen geprägt, nicht nur - und das 
ist eine weitere Veränderung gegenüber 
der früheren Fassung - durch eine gro¬ 
ße Bedrohung gefährdet, sondern durch 
„viele kleine Kriege“, von denen jeder für 
sich das Inferno auslösen kann und die 
Fiktion kaum noch fiktiv ist, die Erinne¬ 
rung an Hiroshima über Nagasaki bis zu 
Tschernobyl ist aktueller denn je. 

Dass eine konzeptionelle Verände¬ 
rung an Goethes Gedicht festgemacht 
wurde und das Gedicht gleichzeitig zum 
Leitmotiv aufstieg, hängt mit der Haupt¬ 
gestalt zusammen: Der Schriftsteller Mi¬ 
chel, arbeitend an einem Buch „Goethe 
als Minister“, war mit seiner Schwester 
auf Goethes Spuren unterwegs. Sie wur¬ 
den durch einen Aufenthalt in einem 
Bergwerksstollen vor der Vernichtung 
gerettet; von dort konnten sie sich in den 
Artushof retten. Dass Goethe eine so do¬ 
minierende Rolle einnimmt, ist wieder¬ 
um konzeptionell bedingt: Konfrontiert 
wird dadurch Goethes Humanitätsent¬ 
wurf, zu denken ist an seine „Iphigenie 
auf Tauris“, mit dem Verlust von Huma¬ 
nität und der Zunahme von Brutalität 
und Barbarei in der Gegenwart. Darauf 
zielen die Veränderungen zwischen den 
Fassungen von 1983 und 2016. 

Im Artushof treffen der Erzähler und 
seine Schwester auf Menschen, die wie 
sie durch eine atomare Explosion dahin 
verschlagen wurden; sie alle werden am 
Weggehen gehindert, weil ihre Schuhe 
entwendet wurden, zu ihrer Sicherheit, 
wie sich herausstellt. 

Weggehen wäre unsinnig, da außer¬ 
halb des Hotels das Chaos ist, das die 
Hotelgäste im Begriff des „irren Win¬ 
ters“ fassen. Als Wasser und Nahrung 
zu Ende gehen, sich das Warten aber ge¬ 
lohnt hat, denn ein Kind - ein Christo¬ 
phorus - wird geboren, brechen sie ins 
Ungewisse auf. Die Menschen sind - un¬ 
gewohnt bei Panitz - kaum individuali¬ 
siert, sondern erscheinen als Typen; der 
Eisenbahner, die Schauspielerin, der Ho¬ 
teldirektor, der Arzt usw. Diese einsich¬ 
tige Reduktion der Gestalten gehört zur 
Anlage als Gleichnis, als Allegorie; an¬ 
ders ist es bei den Gegnern, die nicht als 


Sicher wären die Wellen, die der 
30-jährige Winkler mit seinem Debüt 
schlägt, bei weitem nicht so hoch ge¬ 
schwappt, hätte er sich einem weniger 
literarisch-jungfräulichen Milieu gewid¬ 
met. Er hat Literarisches Schreiben am 
Literaturinstitut in Hildesheim studiert, 
dessen Schreibschülerinnen zwar den 
200- bis 300-seitigen Roman aus Ich- 
Erzählperspektive in Präsens perfekti¬ 
oniert haben, deren Themenwahl dann 
doch meist auf dem Mittelschicht-An¬ 
fangzwanziger, dem Grünen-Abgeord- 
neten-Zögling, hängenbleibt, der oder 
die zu angekotzt, drogenabhängig und 
intelligent ist für die Welt. Für Victor 
Wittes „Hier bin ich“ (Droemer-Knaur, 
2015), Ronja von Rönnes „Wir kommen“ 
(Aufbau, 2016) und auch für den wegen 
seiner Thematik (der Kosmos von Ima¬ 
geagenturen, die Ausbeutern den grünen 
Daumen verpassen) nicht uninteressan¬ 
ten Roman von Karl Wolfgang Flender, 
„Greenwash Inc.“ (Dumont, 2015), setzte 
es eben nicht den Preis für Romanerst¬ 
linge des ZDF-Magazins „Aspekte“. Den 
sahnt dieses Jahr Winkler ab, was sich zu 
seiner Shortlist-Berufung für den Deut¬ 
schen Buchpreis gesellt. 

Winkler schreibt „Hool“ in stabiler 
Rollenprosa, ohne dabei den neonatura¬ 
listischen Fehler zu begehen, zu vergessen, 
dass es sich hier noch um Literatur han¬ 
delt, die ab und an wie Disteln durch den 
Asphalt späht: „Und Kai ruft:,Absolut! 
Verhurte Pissscheiße! 4 von unserm Dach 
in die Häuserschluchten. Und Hannover 
leuchtet aus tausend Wunden in der Dun- 


Typen erscheinen, sondern als Schablo¬ 
nen wie „Verbrecher 44 „Kriegstreiber“, 
„Massenmörder“ und daher unkonkret, 
fast banal wirken. 

Im Bemühen, sein über weite Stre¬ 
cken eindringliches Erzählen zu unter¬ 
mauern und zu legitimieren, fügte Panitz 
als Tagebuch Maxims - umfangreicher 
als in der früheren Fassung - wissen¬ 
schaftliche Analysen und Aufsätze u. a. 
des Physikers und Friedensforschers Carl 
Friedrich von Weizsäcker ein. Das ist gut 
gemeint, aber misslingt. Die emotional 
aufgeladene Allegorie und Fiktion er¬ 
trägt diese sachliche Wissenschaftlich¬ 
keit nicht, beide stören sich gegenseitig; 
die Übertragung von Material ins Erzäh¬ 
len ist nicht zu Ende geführt. Allenfalls in 
einem Anhang hätten diese Materialien 
ihren Platz haben können. 

„Wir hatten zusammengehalten und 
überlebt 44 ist eine Erkenntnis; kaum mehr 
hat der Erzähler zur Hand, er schreibt 
nicht aus einer Situation der Stärke he¬ 
raus. Die Zukunft, in die die Geschei¬ 
terten aufbrechen, besteht aus dem be¬ 
sitzlosen Leben, nichts anderem. Neben 
einer fesselnden Lektüre sind beide Bü¬ 
cher im Vergleich ein historisches Doku¬ 
ment über die gefährliche Veränderung 
nach 1990, entgegen von Erwartungen 
und Versprechungen. Die Grenzen des 
neuen Buches liegen in den traditionel¬ 
len Vorstellungen des Autors von ato¬ 
marer Vernichtung, die er einbringt. Im 
Zeichen des heutigen Terrorismus, des 
Cyberkrieges und der asymmetrischen 
Kriege sind die Gefahren noch unvor¬ 
stellbar entsetzlicher geworden als Pa¬ 
nitz sie gleichnishaft in einer zufälligen 
oder absichtsvollen Kernexplosion be¬ 
schreibt. Aber auch die Gegenentwürfe, 
die Mythen von Frieden und Humani¬ 
tät, die Klassik und Botschaften Goethes, 
werden im Zeitalter des Vordringens von 
Brutalität und Verrohung in der Breite 
kaum wirksam werden. Dennoch ist es 
notwendig, auf sie zu verweisen: „Jeder 
war mir nahe, der mehr als allem ande¬ 
rem der sanften Gewalt der Vernunft 
vertraute“ Rüdiger Bernhardt 

Eberhard Panitz: Eiszeit. Eine unwirkli¬ 
che Geschichte. Neufassung 2016. Ber¬ 
lin und Böklund: Verlag Wiljo Heinen, 
2016,215 S.,14.- Euro 


kelheit. Und von irgendwo unter uns kra- 
keelt jemand: ,Ruhe da! Kann man hier 
nich’ ma’ mehr gemütlich einen saufen?! 444 

Manche Dialoge sind schmerzhaft 
überzeichnet. Das Buch hätte mit der 
letzten Rückblende enden müssen. Auch 
der Story-Verlauf besticht nicht mit Un¬ 
erwartetem. Auf die Pokalauslosung war¬ 
tet man wie im echten Leben, weil sie 
scheinbar Abwechslung generiert. Der 
Plot ist eher ein Fließbandprodukt, die 
Figuren erfüllen nicht mehr als ihren 
Zweck. Die gedehnt geschilderte Han¬ 
noveraner Kollektivtrauer um Torwart¬ 
legende Robert Enke, der sich 2009 vor 
einen Zug warf, fällt dabei etwas heraus. 
Auch die Zeichnung mancher Randfi¬ 
guren, die hier noch mit Lonsdale-Jacke 
und Glatze statt mit Ansgar Aryan und 
einrasiertem Scheitel skizziert werden, 
zeigen: Hier geht es nicht bloß um ein 
Jetztzeitphänomen, sondern um die ver¬ 
schleppte, um sich schlagende Tristesse 
solcher Städte wie Hannover, deren ein¬ 
ziger Ausdruck kultureller Restvitalität 
in gelebtem Fußballfanatismus besteht. 

Winkler provoziert das ungute Ge¬ 
fühl, das man bei einem blutigen Box¬ 
kampf hat oder bei einem Formel-1-Un- 
fall. Man fühlt sich von der Unterhaltung 
gebannt und deswegen ein bisschen schä¬ 
big und man hofft insgeheim, dass in der 
Verfilmung, die darauf fußt, kein schmal- 
hansiger Elijah „Frodo Beutlin“ Wood 
die Hauptrolle kriegt. Ken Merten 

Philipp Winkler: Hool. Aufbau 2016,310 
Seiten, 19,95 Euro 


Die kleine Schwester des Dschihad 

Philipp Winklers packender Debütroman „Hool“ erzeugt Unbehagen 
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ARD-Themenwoche „Zukunft der Arbeit“ 

Von Betriebsräten oder Gewerkschaften war nicht viel zu sehen 


Eine Woche stand die Arbeit bzw. die Zukunft der Arbeit im Mittel¬ 
punkt der Programmmacher der Fernsehanstalten der ARD. In Spielfil¬ 
men, Dokumentationen, Nachrichten wurde über das, was den meisten 
Menschen in Deutschland das Wichtigste ist, berichtet - ihre Arbeit. 
Viele interessante Aspekte kamen zur Sprache. Auch Menschen im Job 
kamen zu Wort. Über das Wirken der Gewerkschaften wurde nicht be¬ 
richtet. Lediglich fünf Minuten blieben dem DGB-Vorsitzenden Reiner 
Hoffmann zu diesem Thema was zu sagen, in einem Interview mit den 
ARD-Hauptstadtredakteuren Tina Hasselt und Rainald Becker. 

Die Fernsehwoche lieferte unterschiedliche Anreize und Blickwinkel, 
sich mit dem Thema Arbeit zu befassen. Es ging um die Gestaltung der 
Arbeit der Menschen. Es kamen Menschen zu Wort, die über sich und 
ihre Arbeit sprachen. Es kam zur Sprache, dass der Mindestlohn zu ge¬ 
ring ist und Altersarmut bedeutet. Was generell fehlte, waren klare Aus¬ 
sagen, was zu tun ist, um die Probleme zu lösen. Fehlanzeige auch, wie 
man dies durch gemeinsames Handeln lösen kann - mit den Gewerk¬ 
schaften zum Beispiel. Und was gänzlich fehlte, war der Aspekt des Ge¬ 
gensatzes zwischen Kapital und Arbeit. 


Wer verdient, was er verdient 

Über Einkommen redet man nicht in 
Deutschland. „Weil man sich schämt, 
wenn man so wenig verdient und weil 
man keinen Neid auslösen will, wenn 
man viel verdient“ so die These von 
C. Koppetsch, einer Soziologin. Man 
kann das glauben oder nicht. Fakt ist, 
dass die Einkommen extrem weit aus¬ 
einanderklaffen und dass dies von der 
übergroßen Mehrheit der Bevölkerung 
als ungerecht angesehen wird. Der Be¬ 
richt bestätigt dies an vielen Einzel¬ 
beispielen. Kritische Wissenschaftler 
wie Christoph Butterwegge und Ru¬ 
dolf Hicksch bestätigen dies, und der 
,Herz-Jesu-Marxist 4 Norbert Blüm in 
seiner unnachahmlichen Weise sagte: 
„Die Reichen werden reicher und die 
Armen werden ärmer.“ 

Dass die zu geringen Löhne zu Al¬ 
tersarmut führen werden, geht auch 
noch über den Sender. Doch wenn es 
um Maßnahmen geht, wie das zu än¬ 
dern, und wie Gerechtigkeit herzustel¬ 
len wäre, schweigt der ARD-Bericht. 
Dass Tarifverträge das beste Faust¬ 
pfand in der Hand von Beschäftigten 
sind und ein kollektiver Kampf für ei¬ 
nen deutlich höheren Mindestlohn ein 
guter Ansatz sind, kann man in dem 
Bericht nicht hören. Dass es so etwas 
wie Gewerkschaften gibt, wird in ein 


paar wenigen Nebensätzen erwähnt. 
Das Fazit des Berichtes schickt die 
Zuschauerinnen und Zuschauer in den 
Pessimismus und den Individualismus. 
Für „Normalverdiener wird es eher 
noch bergab gehen“, „Gerechtigkeit 
ist schwer zu definieren“ und am Ende 
kommt es darauf an seine „Interessen 
durchzusetzen“. Als einzelner wird dies 
nicht klappen. 

Der Beitrag lief im ARD am Montag 31.10.2016 um 20.15 
Uhr. 

http://www.ardmediathek.de/tv/Der-Montags-Check/ 
Der-Geld-Check-3-Wer-verdient-was-er/Das-Erste/Vide 
o?bcastld=22 834 oio8(documentld=38 663 954 

Faktor Menschlichkeit 

Eine Dokumentation zeigt an drei 
Unternehmen, wie die Arbeit ganz zur 
Zufriedenheit der Beschäftigten aus- 
sehen kann. Portraitiert werden die 
Hotelkette Upstalsboom, das klassi¬ 
sche Fertigungsunternehmen Phoenix 
Contact sowie der deutsche Ableger 
des IT-Riesen Google. Alle Chefs er¬ 
klären mit großer Empathie, dass ihnen 
die Zufriedenheit der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter ganz wichtig ist und 
sie dafür sogar viel Geld in die Hand 
nehmen, um menschenfreundliche Ar¬ 
beitsplätze zur Verfügung zu stellen. 
Flexible Arbeitszeiten vor allem für 


Beschäftigte mit Kindern, gute Kanti¬ 
nen, Sozialräume mit Tischfußball und 
Tischtennis. 

Der Hotelier hat die Erkenntnisse 
für humanes Arbeiten im Kloster von 
Pater Anselm Grün (dieser ist tatsäch¬ 
lich ein Menschenfreund) gefunden 
und schickt nun auch seine Mitarbeiter 
für drei Tage zum Entspannungstrai¬ 
ning ins Kloster und lädt sogar Lehr¬ 
linge zur Exkursion auf den Kilimand¬ 
scharo ein. 

Phönix Contact legt besonders gro¬ 
ßen Wert auf gute Kommunikations¬ 
strukturen und die Förderung der Kre¬ 
ativität seiner Ingenieure und Mitarbei¬ 
terinnen. Das hört und sieht sich super 
an und ist ohne Zweifel auch gut - auch 
wenn die Aussagen der Beschäftigten 
manchmal ein wenig einstudiert klin¬ 
gen. Zum Beispiel, wenn Google-Mit¬ 
arbeiterinnen und Mitarbeiter erklä¬ 
ren, sie seien rundum glücklich oder die 
Überwachungskameras an den Decken 
in den Arbeitsräumen seien nur dazu 
da, um den Zugang Unberechtigter zu 
vermeiden. Seltsam ist auch: Von einem 
Betriebsrat ist in keinem der drei Film¬ 
beispiele zu hören oder zu sehen. 

Der Beitrag lief im ARD am Montag, 31.10. um 23.00 Uhr. 

http://www.ardmediathek.de/tv/Reportage-Doku- 

mentation/Die-Story-im-Ersten-Faktor-Menschlich- 

ke/Das-Erste/Video?bcastld=79928o8(document 

10=38659790 

Arbeit war das halbe Leben 

Deutlich realistischer geht es bei einer 
Dokumentation über das Arbeitsleben 
von Menschen zu, die bereits den Ru¬ 
hestand erleben. Eine LPG-Bäuerin, 
ein Bergmann, ein Ingenieur aus dem 
Stahlwerk, ein Fließbandarbeiter am 
Band bei Opel, eine Krankenschwes¬ 
ter und ein Schiffsjunge, der es zum Ka¬ 
pitän gebracht hat, reden frei von der 
Leber weg über ihre Arbeit und die da¬ 
mit verbundenen Härten in den Jahren 
zwischen 1950 und 2000. Hier erfährt 
man auch mal etwas über Betriebsstill¬ 
legungen, Arbeitsplatzverlust und wie 
die IG Metall den freien Samstag er¬ 
kämpft hat. Auf diesen Beitrag muss¬ 
te man allerdings fast bis Mitternacht 
warten. 

Der Beitrag lief im ARD am Montag 31.10. um 23.45 Uhr. 

http://www.ardmediathek.de/tv/Reportage-Doku- 

mentation/Geschichte-im-Ersten-Arbeit-war-das- 

hal/Das-Erste/Video?bcastld=79928o&document 

^=38659826 


Planet Wissen: 

Arbeit der Zukunft 

Intelligente Roboter in der Fabrik, 
smarte Technik im Büro: Die Arbeits¬ 
welt ist im Wandel, die Digitalisierung 
hat alle Bereiche erfasst. Vieles, was 
heute noch von Menschen erledigt 
wird, übernehmen morgen Maschi¬ 
nen - billiger und effektiver. Wer bei 
dieser Entwicklung nicht auf der Stre¬ 
cke bleiben will, muss sich ständig wei¬ 
terbilden und auf neue Aufgaben ein¬ 
stellen. Und kann sich vielleicht bald 
den Weg ins Büro sparen: Dank moder¬ 
ner Kommunikationstechnik können 
wir immer und überall arbeiten, feste 
Arbeitsplätze werden überflüssig. Ist 
die Arbeitswelt 4.0 ein Risiko - oder 
eine Chance? Auch wenn einige Berufe 
verschwinden. 

Der Beitrag lief im rbb am Donnerstag, 3.11. um 14.14 Uhr. 
http://programm-origin.ard.de/?sendung=28205i887 
965ii6o8(first=i 

Der Job-Futuromat 

Wer wissen will ob sein Job steht oder 
vergeht, kann den Job-Futuromat be¬ 
fragen. Der antwortet kurz und bün¬ 
dig. Ganz oder teilweise vergehen 
werden zum Beispiel Kassiererin, 
Sekretärin, Kartenverkäufer in Ki¬ 
nos oder Theatern, Lager- und Trans¬ 
portarbeiter, Bergmann, Maschinen¬ 
führer. Bestand haben u.a. Fachärz¬ 
te, Schulpsychologen, Theologen und 
Marketing-Manager. Keine Aussage 
macht der Futuromat übrigens zu Sol¬ 
daten. 

http://job-futuromat.ard.de 


Arbeitslust - Menschen 
und ihre Traumberufe 

Weitere Traumberufe, die von Indus¬ 
trie 4.0 nicht bedroht werden, stellt 
der SWF im Vorabendprogramm vor: 
Neugeborenenbabyfotografin, Pyro¬ 
techniker, Vergolder, Geisterbahnfigu¬ 
rendesigner oder „Wildbakers“ - das 
sind Bäcker, die Pizza auf dem Boden¬ 
see servieren. 

Der Beitrag lief im SWR am Dienstag, 1.11 um 18.05 Uhr. 

Die Aufstocker - 
trotz Arbeit Hartz IV 

Drei Frauen berichten über ihre Arbeit 
und Einkommen, die aber nicht zum 
Leben reichen, weil sie lediglich Min¬ 
destlohn beziehen. Beeindruckend ist 


der Stolz dieser Frauen, die mit Freu¬ 
de und Spaß als Roadie, als Altenpfle¬ 
gerin bzw. Teilzeitbeschäftigte in einer 
Arztpraxis arbeiten. Sparen und Selbst¬ 
beschränkung prägt ihr Leben und das 
ihrer Familien. Dennoch lassen sie sich 
nicht unterkriegen. Unterstützung und 
individuelle Hilfe in den Auseinan¬ 
dersetzungen mit den Jobzentren und 
der Bürokratie erhalten sie von kirch¬ 
lichen und gemeinnützigen Organisa¬ 
tionen. „Man fragt sich schon, warum 
so etwas möglich ist, dass man in dem 
reichsten Land Europa voll arbeitet 
und dennoch vom Lohn nicht leben 
kann“ äußert einer der Patienten, die 
von der ,Aufstockerin 4 betreut werden. 
Die Frage bleibt auch in diesem Film 
unbeantwortet. Auch politische For¬ 
derungen, wie dies zu beseitigen wäre, 
sind nicht zu hören. „Ein höherer Lohn 
ist halt nicht möglich“ lautet eine Be¬ 
merkung der Hintergrundsprecher des 
Films zur Höhe des Mindestlohns. Ja, 
warum denn nicht? 

Der Beitrag lief auf Tagesschau24, Dienstag 1.11. um 
21.47 Uhr. 

http://www.daserste.de/information/reportage-doku- 

mentation/gott-und-die-welt/videos/die-aufstocker- 

trotz-arbeit-hartz-iv-116.html 


Kaiser's und Tengelmann 

Täglich in der Tagesschau ist zumindest 
in der ersten Wochenhälfte der Kampf 
um den Erhalt der Arbeitsplätze bei 
Kaisers und Tengelmann. Da zeigen 
sich Sigmar Gabriel (SPD) und Frank 
Bsirske (ver.di) zufrieden darüber, 
10 000 Arbeitsplätze gerettet zu ha¬ 
ben. Andere wie der DGB-Vorsitzen- 
de Reiner Hoffmann sind da skeptisch. 
Dies kann auch nicht verwundern. Das 
Problem bei Kaiser 4 s und Tengelmann 
sind nämlich die Überkapazitäten im 
Einzelhandel. 


Tatort: Echolot 

Auch ihren Sonntagsabendkrimi stell¬ 
te die ARD unter das Motto „Digita¬ 
ler Wandel“. Er entwirft eine beklem¬ 
mend realistische Vision, in der nicht 
mehr unterschieden werden kann, ob 
der Mensch, mit dem man per Bildtele¬ 
fon spricht, tatsächlich noch ein leben¬ 


des Wesen ist oder nur dessen virtuelles 
Abbild. Dieses virtuelle Abbild tritt uns 
als bewegtes Ebenbild des Menschen 
gegenüber, den wir aus der Realität 
kennen. Es, oder besser ES, erkennt aus 
unserem Gesichtsausdruck und dem 
Klang unserer Stimme, welche Gefühle 
uns gerade bewegen und antwortet mit 
,Empathie 4 . Selbst für die kleine Toch¬ 
ter der ermordeten Filmprotagonistin 
Vanessa Arnold ist es nicht mehr unter¬ 
scheidbar, ob es Mama Vanessa ist oder 
ihr virtuelles Abbild Nessa, mit dem sie 
über ihr Smart-Pad per Video und Ton 
kommuniziert. 

Dieses virtuelle Abbild eines Men¬ 
schen ist „überall und nirgendwo“, also 
irgendwo in der Cloud, wie es die Ge¬ 
schäftsführer eines fiktiven IT-Unter- 


nehmens mit dem klagvollen Namen 
,Golden Birds Systems 4 voll zynischer 
Leichtigkeit den fassungslos drein¬ 
schauenden Kommissaren des Tatorts 
entgegenschleudern. Diese haben näm¬ 
lich Ermittlungen aufgenommen, um 
die Ursachen für den unerklärlichen 
Tod der Chefin zu klären. Sie kam bei 
einem Autounfall ohne Zeugen ums 
Leben und die Kommissare fragen sich, 
ob das Fahrzeug per Computermani¬ 
pulation gegen einen Baum gesteuert 
wurde. 

Die Geschichte dieses Tatorts ist 
spannend und in sich schlüssig. Und - 
sie kommt einer digitalen (Un-)Wirk¬ 
lichkeit verdammt nah. 

Es ist in der Tat schon möglich, dass 
mittels einer in PC, Laptops oder Tablet- 
Computern eingebauten Minikamera 
Menschen in Sekundenschnelle erkannt 
werden. Es kann ebenfalls erkannt wer¬ 
den, ob Gesichter fröhlich, traurig oder 
ärgerlich sind. Algorithmen können 
heute auch die Bedeutung von Sätzen 
erkennen und entsprechende Antwor¬ 
ten 4 geben. Die automatische Steuerung 
von Autos - einschließlich des Eingriffs 
von Hackern auf diese Steuerungen sind 
ebenfalls Realität. Der Tatort mischt tat¬ 
sächlich vorhandene technische Mög¬ 
lichkeiten mit durchaus möglichen Vi¬ 
sionen zu einer schließlich absolut men¬ 
schenverachtenden Konsequenz. Die 
Erfinderin des Algorithmus der hoch¬ 
lukrativen Software der „Golden Bird 
Systems“ wird Opfer der künstlichen 
Intelligenz, die in ihrem eigenen Com¬ 
puterprogramm steckt. Dies erinnert an 
den Zauberlehrling und die, Geister, die 
er rief 4 - allerdings ohne einen Meister, 
der sie wieder einfängt. 

Ebenso realistisch und ebenso be¬ 
klemmend ist die Beschreibung der 
Arbeit und Ziele eines hippen Start- 
up-Software-Unternehmens und sei¬ 
ner jungen auf Erfolg programmierten 
Leitungscrew. Obwohl sie gerade vom 
realen Tod ihrer Chefentwicklerin er¬ 
fahren haben, gehen sie im wahrsten 
Sinn des Wortes über ihre Leiche, um 
ihr virtuelles Abbild „Golden Bird Sys¬ 
tems“ mit höchstmöglichem Profit an 
Investoren zu verkaufen. 

Der Tatord lief im ARD, Sonntag 30.10. um 20.15 Uhr. 

Sigurd Mutiger 
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Afghanistan - unter die Räuber gefallen 

Beobachtungen aus einem zerrissenen Land (Teil i) • Von Matin Baraki 


A uf meiner Reise nach Afghanis¬ 
tan/Pakistan (AfPak) begegne¬ 
te mir schon bei der Bahnfahrt 
zum Flughafen Frankfurt/M. das af¬ 
ghanische Elend. Ein Landsmann, der 
seit über 16 Jahren als Flüchtling in der 
Bundesrepublik Deutschland lebt, war 
auf dem Weg zur Arbeit. Was machen 
Sie, fragte ich? „Ich habe erst in Mar¬ 
burg und jetzt in Frankfurt in einem 
Internet-Cafe gearbeitet. Mein Lohn 
reicht nicht für mich und die Versor¬ 
gung meiner Familie, die in der ostaf¬ 
ghanischen Provinz Laghman lebt. Ich 
möchte eine Ausbildung als Security- 
Mann machen, in der Hoffnung, damit 
mehr Geld zu verdienen. In Afghanis¬ 
tan hatte ich Pharmazie studiert. Aber 
meine Zeugnisse sind hier nicht aner¬ 
kannt worden.“ 

Mir sind zahlreiche Ingenieure, 
Hochschuldozenten, Ärzte, Lehrerin¬ 
nen, hohe Politfunktionäre aus der 
Zeit der Linksregierung bekannt, die 
als Busfahrer, Krimskrams-Ladenbe¬ 
sitzer, Pizzeriabesitzer, Pizzafahrer, 
Taxifahrer, McDonald‘s-Mitarbeiter, 
Haushaltshilfen usw. arbeiten. Was soll 
nun aus den tausenden afghanischen 
Flüchtlingen in der BRD werden, die 
zum Teil Analphabeten sind? 

Das Leben eines 
Arztes in AfPak 

Am 3. März hatte ich ein Gespräch mit 
dem Zahnarzt, Dr. Ahmad Zaki, der in 
einer Stadt in AfPak praktiziert. Er ist 
Angestellter eines anderen Zahnarztes. 
Was er verdient, muss er im Verhältnis 
1 zu 3 mit seinem Chef teilen. In einem 
Gebäudekomplex haben sich Dutzen¬ 
de Ärzte niedergelassen. Im Eingangs¬ 
tor sitzt der Apotheker Abdul Rahim. 
Alle Patienten müssen seine Apotheke 
passieren, um zu den Ärzten zu gelan¬ 
gen. Rahim bestimmt, zu welchem Arzt 
der Patient gehen soll. Er verlangt dann 
von den Ärzten „Kamischan“ = Provi¬ 
sion. Wer nicht zahlt, bekommt auch 
keine Patienten zugewiesen. Er kassiert 
auch noch von den Pharmaunterneh¬ 
men und deren Vertretern Kamischan. 
Rahim „zieht den Leuten die Haut ab“, 
erzählte mir ein Arzt, er sei im wahrs¬ 
ten Sinne des Wortes ein Wegelagerer. 

Die Ärzte wiederum verlangen von 
Labor-, Ultraschall- und Röntgengerä¬ 
tebesitzern Kamischan. In regelmäßi¬ 
gem Abstand kommen dann auch noch 
Kontrolleure aus dem Gesundheitsamt 
und verlangen von den Ärzten Kami¬ 
schan. Wer nicht bezahlt, dessen Pra¬ 
xis wird geschlossen oder er wird sogar 
verhaftet. 

Im alten Afghanistan durften Ärz¬ 
te keine eigenen Apotheken besitzen. 
Im neuen Afghanistan ist es die Regel, 
dass der Arzt oben seine Praxis und un¬ 
ten seine Apotheke hat. Wenn die Pa¬ 
tienten die Praxis verlassen, haben sie 
ausnahmslos ein Rezept in der Hand, 
vollgeschrieben mit Medikamenten- 
“Empfehlungen“. Ich habe mir einige 
Rezepte angeschaut, auf denen aus¬ 
nahmslos Breitspektrum-Antibiotika 
vermerkt waren oder Vitaminpräpara¬ 
te, die in der BRD in jeder Drogerie zu 
haben sind. 

Kinder an die Macht 

Einmal über die afghanisch-pakistani¬ 
sche Grenzstation Torkham und zurück 
am Khaiberpass ist lehrreicher als das 
Lesen schlauer Bücher über das Ar¬ 
beitsleben von tausenden dort agie¬ 
render Erwachsener und vegetieren¬ 
den Kindern an dieser Grenze. 

Bevor man die Reise antritt, ist es 
ratsam einige Dollarscheine für die 
zahlreichen offiziellen und selbster¬ 
nannten Kontrolleure auf beiden Sei¬ 
ten der Grenze zurechtzulegen. Wenn 
der Reisende damit gut durchkommt, 
hat er Glück gehabt. Falls er Pech hat 
und irgendwie aufgefallen ist, wird das 
Autokennzeichen notiert und weiter¬ 
gegeben. Dann wird das Auto irgend¬ 
wo von selbsternannten Kontrolleuren 
angehalten. „Sie brauchen keine Angst 
zu haben, wir sind Diebe, geben Sie uns, 
was Sie an Brauchbarem haben: Geld, 
Uhren, Handys“. Kommt man auch 


hier durch, hat man wiederum Glück 
gehabt. Sind die Diebe jedoch der Mei¬ 
nung, dass mehr zu holen ist, wird man 
mitgenommen. Da muss dann ordent¬ 
lich Lösegeld bezahlt werden, denn nun 
geht es um Leben und Tod. Wer sich in 
dieser Region bewegen will, muss die 
Kunst des Überlebens beherrschen, die 
darin besteht, nicht aufzufallen. 

Ein weiteres erschreckendes Erleb¬ 
nis ist, sich die über 3 000 schuftenden 
Kinder in Torkham am Khaiberpass, an 
der afghanisch-pakistanischen Grenze, 
anzuschauen. Alle diese Kinder sind im 
Schulalter. Sie schieben voll beladene 
Holzkarren hin und her über die Gren¬ 
ze für ein paar Afghani bzw. pakista¬ 
nische Kaldar. In den Kabuler Medien 
wurde Anfang März 2016 darüber be¬ 
richtet. Passiert ist nichts. Die Kabuler 
Administration ist mit sich selbst und 
nach über einem Jahr immer noch mit 
der Verteilung der Posten beschäftigt. 
Selbst für Absolventen der Universitä¬ 
ten gibt es keine Arbeit, wenn sie keine 
Beziehung oder Dollars haben. Nicht 
ohne Grund verlassen tausende Men¬ 
schen das Land. 

Potemkinsche Schulen 

Die Propaganda-Söldner des Westens 
tischen uns seit Jahren regelmäßig den 
Aufbau unzähliger Schulen am Hindu¬ 
kusch als eine der Errungenschaften 
des NATO-Krieges auf. In 
der Realität stehen nicht 
wenige dieser Einrichtun¬ 
gen lediglich auf dem Pa¬ 
pier. Selbst das Kabuler 
Erziehungsministerium 
bestätigte am 29. Februar 
die Existenz hunderter po- 
temkinscher Schulen in al¬ 
len Provinzen des Landes, 
berichtete Tolo-TV. Be¬ 
obachter gehen sogar von 
tausenden solcher Geister¬ 
schulen aus. 

Die US-Entwicklungs- 
behörde US AID behaup¬ 
tet in einem Werbevideo, 
dass sie in Afghanistan 
über 700 Schulen gebaut 
und damit einen wichti¬ 
gen Beitrag zur Verbesse¬ 
rung der Bildungssituation 
im Land geleistet hätte. Al¬ 
lerdings trüben Aussagen 
des neuen afghanischen 
Bildungsministers Asa- 
dullah Hanif Balkhi diese 
Erfolgsmeldungen. Nach 
seinen Angaben existieren viele dieser 
Schulen lediglich auf dem Papier. 

Außerdem fließen die vom Ausland 
gespendeten Gelder für den Unterhalt 
mancher Schulen in die Taschen kor¬ 
rupter Bürokraten. Mein Enkel Subair 
geht in die 12. Klasse der am Rande 
von Kabul gelegenen Hussein-Khel- 
Oberschule. „Wenn unserer Schule 
von internationalen Organisationen 
Hilfsmittel, Lehrmaterial oder Le¬ 
bensmittel gespendet wird, werden in 
der Regel die ganzen Sachen in den 
Kombi des Direktors geladen und aus 
der Schule geschafft. Wir sehen davon 
nichts.“ 

Über sieben Prozent der Lehrkräfte 
haben nicht einmal Abitur, geschwei¬ 
ge denn eine pädagogische Ausbildung. 
Darüber hinaus sind tausende Stellen 
im Bildungsministerium nicht besetzt, 
wie Präsident Ashraf Ghani betonte. In 
den staatlichen Schulen herrscht aku¬ 
ter Mangel an qualifizierten Lehrkräf¬ 
ten. Diese sind nicht bereit, für 5 800 
Afghani Monatslohn, das sind etwa 75 
Euro - zu wenig um die Familie zu er¬ 
nähren - in den staatlichen Schulen zu 
arbeiten. Sie gehen lieber zu den pri¬ 
vaten Lehreinrichtungen, wo sie mehr 
Gehalt bekommen und noch zusätz¬ 
lich von den Schülern Geld kassieren. 
Dennoch schickt, wer genügend Dollar 
hat, seine Kinder in diese Einrichtun¬ 
gen. Seit dem Einmarsch der US-Ar¬ 
mee ist auch das afghanische Bildungs¬ 
wesen amerikanisiert. Private Schulen 
und Hochschulen sprießen wie Pilze 
aus dem Boden. Die Gründung sol¬ 
cher Einrichtungen ist zur lukrativen 


Geldwaschanlage für Korruptions- und 
Drogeneinnahmen geworden. 

Obwohl das neue Schuljahr schon 
begonnen hat, gibt es in vielen Schu¬ 
len noch keine Schulbücher. Nach ei¬ 
nem Bericht von 1-TV am 27. März 2016 
werden aber die vom Erziehungsmi¬ 
nisterium gedruckten Schulbücher auf 
dem Markt angeboten. Mojib Mehr- 
dad, Sprecher des Bildungsministeri¬ 
ums, musste eingestehen, dass für die 
Schulen in diesem Jahr 5 Mio. Bücher 
gebraucht werden, gedruckt worden 
seien jedoch nur ca. 2 Mio. 

Postenkämpfe 

Der Kampf um den Kopf des toten 
Kalbes, wie die Afghanen den Streit 
um die Aufteilung der Posten zwischen 
den Kontrahenten Ashraf Ghani und 
Abdullah Abdullah nennen, geht im¬ 
mer noch weiter. Allein 25 000 Stellen 
sind im zivilen wie militärischen Be¬ 
reich des Verteidigungsministeriums 
wegen Interessenkollisionen zwischen 
den beiden Fraktionen der Kabuler 
Administration nicht besetzt. Selbst 
der Posten des Verteidigungsminis¬ 
ters wird seit Jahren kommissarisch 
geführt. Da nun hektisch versucht 
wird, die Taliban in die kolonial-ähn¬ 
lichen Strukturen in Kabul zu integ¬ 
rieren, ist für diesen Posten General 
Abdullah Habibi, Stellvertreter des 


Verteidigungsministers aus der Tali¬ 
banzeit, im Gespräch. Nach Angaben 
des „Wall Street Journal“ von Ende 
Mai 2016 soll der Kommandeur einer 
Splittergruppe der Taliban, Mullah Ra¬ 
sul, Geld und Waffen von der Kabuler 
Administration erhalten haben. Damit 
soll unter den Taliban Zwietracht ge¬ 
sät und diese dadurch marginalisiert 
werden. 

Jedes Mitglied der Kabuler Admi¬ 
nistration will möglichst viele seiner 
eigenen Anhänger, Verwandten, Sipp¬ 
schaft und Söldner im Verteidigungs¬ 
ministerium platzieren. Viele gut aus¬ 
gebildete und erfahrene Kommandeu¬ 
re werden jedoch nicht an den Stellen 
eingesetzt, wo sie eigentlich hingehör¬ 
ten. Gefördert werden nur die Offizie¬ 
re, die „Beziehungen nach oben“ ha¬ 
ben. Am 26. Februar sprach ich mit ei¬ 
nem afghanischen Oberst, den ich hier 
Ahad Timuri nenne. Er gehört zu den 
bestens ausgebildeten und erfahrens¬ 
ten Offizieren der afghanischen Nati¬ 
onalarmee (ANA). Zuletzt war er an 
einer sensiblen Stelle am Flughafen in 
Kabul eingesetzt. Im Jahre 2015 habe 
er über ein halbes Jahr keinen Sold be¬ 
kommen, erzählte mir seine Frau, er 
selbst wollte das nicht zugeben. Zu¬ 
letzt hätte er überhaupt keine Aufgabe 
gehabt und einfach nur so rumgehan¬ 
gen. Seit kurzem sei er als Ausbilder 
eingesetzt worden. Auf meine Frage, 
warum er trotz seines langen Dienst¬ 
einsatzes nicht befördert werde, ant¬ 
wortete er resigniert: „Ich habe weder 
Beziehungen noch Dollars“. Oberst Ti¬ 
muri ist nicht korrupt. Deswegen wird 


aus ihm in diesem real existierenden 
Afghanistan nichts. 

Wozu Parlamentswahlen? 

Ein billiges Theater, das aber, in der 
Vergangenheit, über 100 Millionen 
Dollars kosten wird. „Wieder Wah¬ 
len?“, fragen die durch so viele sinnlose 
Wahlen geplagten Menschen am Hin¬ 
dukusch. „Dieses Parlament ist völlig 
überflüssig. Es werden wieder die War- 
lords, deren Entourage, korrupte und 
einflussreiche Politiker und Personen 
sowie Ameriko- und Euroafghanen 
ins Parlament kommen. „Das Haus 
des Volkes ist das Haus der Korrupti¬ 
on und das Haus der Niederträchtig¬ 
keit“, sagte ein engagierter Bürger am 
11. März 2016 vor laufender Kamera 
von Tolo-TV. „Mit dem Geld für die 
Wahlen und späteren Diäten der Abge¬ 
ordneten könnten Schulen und Kran¬ 
kenhäuser errichtet werden“, damit die 
Menschen zur Behandlung nicht nach 
Pakistan gehen müssen. Es sollte Ar¬ 
beit geschaffen werden, um die Jugend¬ 
lichen nicht in die Migration zu treiben, 
fordern viele besorgte Afghanen. Wür¬ 
de es so weiter gehen, wird Afghanistan 
faktisch entvölkert. Die Jungen, die gut 
Ausgebildeten gehen weg. Es bleiben 
die Armen, die Alten, die Warlords, die 
Kriegsverbrecher und eine durch und 
durch korrupte Administration. 


Anfang März 2016 hat der Kabuler 
Präsident ein Dekret für die Reform 
der Wahlkommission unterzeichnet. 
Veröffentlicht wurde es nicht. Denn 
hinter den Kulissen begann sogleich 
der Kampf um die Besetzung der künf¬ 
tigen Wahlkommission. Jede Gruppe 
wollte so viel wie möglich von ihren ei¬ 
genen Leuten dahin platzieren. Erfah¬ 
rungsgemäß wird dann dieses zusam¬ 
mengeschusterte Organ „Unabhängige 
Wahlkommission“ getauft. Sofort ver¬ 
suchten einflussreiche Persönlichkei¬ 
ten aus dem Staatsapparat und auch 
aus der Umgebung der Warlords, Ein¬ 
fluss auf den Wahlprozess zu nehmen, 
beschwerten sich Politkommentatoren 
öffentlich. 

In vielen Gesprächen hört man, 
dass die Taliban nicht das eigentliche 
Problem am Hindukusch sind. In erster 
Linie ist es die vom Ausland eingesetz¬ 
te „Elite“, der es um ihre Machtabsi¬ 
cherung und lukrative Geschäftsinter¬ 
essen geht. Sie ist größtenteils durch 
Bestechung, Stimmenkauf und Wahl¬ 
fälschungen zu ihren Posten gekom¬ 
men. Dadurch hat sie sich selbst dele- 
gitimiert. Die reguläre Legislaturperi¬ 
ode ist schon im Juni 2015 abgelaufen, 
Neuwahlen sind jedoch nicht in Sicht. 

Phantasiesoldaten 

Am 26. Februar 2016 warnte der in der 
US-Regierung für die Geheimdienste 
zuständige James Clapper vor einer 
Verschlechterung der Sicherheitslage 
in Afghanistan und sprach vom erneu¬ 
ten Erstarken von Al Kaida in AfPak. 
Da in AfPak gerade noch zwischen 


50 und 100 aktive Al-Kaida-Kämpfer 
vermutet werden, ist das völlig unan¬ 
gemessen. Was steckt hinter dieser An¬ 
nahme? Und wen hat denn die NATO 
unter US-Führung seit 2001 am Hindu¬ 
kusch und in den pakistanischen Stam¬ 
mesgebieten eigentlich bekämpft? In 
der Tat haben jetzt sowohl die afgha¬ 
nische als auch die US-Administration 
sowie die NATO ein ernstes Legitima¬ 
tionsproblem für die Fortsetzung der 
NATO-Militärpräsenz und des Ein¬ 
satzes in und um Afghanistan. Die Si¬ 
cherheitslage verschlechtert sich täg¬ 
lich. Die großen Verluste bei den af¬ 
ghanischen Sicherheitskräften wirken 
auf die Rekruten demoralisierend. Im 
Jahre 2015 wurden jeden Monat über 
500 Soldaten und Polizisten getötet. 
Statistisch gesehen hat die ANA im 
Jahre 2015 jeden Tag 22 Soldaten im 
Krieg verloren. Das ist eine Steige¬ 
rung von 42 Prozent gegenüber 2014. 
Durch die hohe Zahl von Deserteuren, 
die sich absetzen oder zum Widerstand 
überlaufen, verliert die ANA jedes Jahr 
ein Drittel ihrer Soldaten. Die 350 000 
Mann starke, von der NATO ausgebil¬ 
dete Kampftruppe steht nur auf dem 
Papier. Die Räuber im Verteidigungs¬ 
ministerium und die regionalen Macht¬ 
haber kassieren Geld für Soldaten und 
Polizisten, die gar nicht existieren. Mir 
Ahmad Joiendah, Stellvertreter der 
Untersuchungskommis¬ 
sion zur Lage der Sicher¬ 
heitskräfte, sprach von 
„Phantasiesoldaten“. Die 
enorme Steigerung der 
zivilen Opfer stellt die 
Legitimation der krieg- 
führenden Mächte und 
die Kabuler Administrati¬ 
on ernsthaft in Frage. Für 
2015 hatten die Verein¬ 
ten Nationen die Zahl der 
Opfer mit 11002 Personen 
angegeben. Darunter seien 
3545 Tote und 7457 Ver¬ 
letzte gewesen. Das seien 
4 Prozent mehr als 2014, 
berichtete Danielle Bell, 
Chefin der Menschen¬ 
rechtsabteilung der UN- 
Mission UNAMA. Seit 
2009 sind nach UN-Anga¬ 
ben 59000 Zivilisten am 
Hindukusch getötet oder 
verletzt worden. Beson¬ 
ders stark stiegen die Opf¬ 
erzahlen unter Frauen mit 
37 Prozent auf 1246 Tote 
und Verletzte, unter den Kindern um 
14 Prozent auf 2829. Darüber hinaus 
wurden vom UN-Flüchtlingskommis- 
sariat (UNHCR) Zahlen veröffentlicht, 
wonach bis zum 31. März 2016 über 
81445 neue Binnenflüchtlinge zu re¬ 
gistrieren waren. Nach einer Meldung 
von Tolo-TV vom 19. März 2016 haben 
die Taliban im Jahr 1394 (20. März 2015 
bis 20. März 2016) insgesamt 9827 be¬ 
waffnete Aktionen gegen die Sicher¬ 
heit des Landes durchgeführt. Die dra¬ 
matischsten waren die Besetzung der 
Stadt Kundus im Norden und Musaqala 
in der Provinz Helmand im Süden. 

Am 4. März ließ dann das Pentagon 
die Katze aus dem Sack. Es sollen noch 
weitere 1000 US-Soldaten nach Afgha¬ 
nistan entsandt werden, berichtete die 
pakistanische Zeitung „Daily Hewad 
Quetta“. „Der Sucher ist Finder“ lautet 
ein afghanisches Sprichwort. Auf der 
Suche nach einer weiteren Begründung 
für ihre Militärpräsenz in AfPak haben 
sich die US-Strategen etwas ganz Neu¬ 
es ausgedacht. Sie begründen ihre Mi¬ 
litärpräsenz nun auch noch mit man¬ 
gelnder Sicherheit der pakistanischen 
Atomwaffen. Es bestehe die Gefahr, 
dass die Taliban Zugang zu den Waffen 
bekämen. Würden die USA Pakistan 
besetzen, falls diese Gefahr real wer¬ 
den sollte? Fakt ist, dass Pakistan über 
2000 „extrem gesicherte“ Atomwaffen 
verfügt, die von 1000 Elitesoldaten be¬ 
wacht werden. Daher kann ein Zugang 
der Taliban zu den Atomwaffen nahezu 
ausgeschlossen werden. 

(2. Teil in der kommenden Ausgabe) 



US-Soldaten beobachten ein Tal in Afghanistan 
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Enrique Rabasseda Miro 

* 2.11.1933 +22.10.2016 

Fast 50 Jahre hat Enric die künstlerische und gesellschaft¬ 
lich-politische Landschaft in Wuppertal und darüber hin¬ 
aus mitgestaltet. 

1933 im spanischen Barcelona geboren, absolvierte er 
dort ein Kunststudium und fand nach drei Jahren Tätig¬ 
keit in Paris in Wuppertal seine neue Heimat. 

Enric war Künstler, aber auch ein kritischer und politi¬ 
scher Zeitgenosse. „Mein Thema ist der Mensch" war 
sein Credo und blieb immer sein Anliegen. 

Über Jahrzehnte hinweg war er einer der treibenden 
Kräfte im Berufsverband bildender Künstler und hat den 
Werkkreis Literatur der Arbeitswelt mitgegründet. Und er 
blieb Zeit seines Lebens ein streitbarer Kämpfer und Ge¬ 
nosse. Er hat uns alle mit seiner Arbeit bereichert. 

Nun malt er seit dem 22. Oktober nicht mehr. Wir werden 
ihn sehr vermissen und in seinem Sinne unser Leben und 
unseren Kampf fortsetzen. 

DKP Wuppertal 


Einladung 

Der Ernst-Busch-Chor Berlin lädt zu seinem Weihnachtskonzert 

am 3. Dezember 2016 um 17.00 Uhr 

in die Paul-Gerhardt-Kirchengemeinde ein. 

Ort: Am Tierpark 28, U-Bhf. Tierpark, Bus 194 Tram M17 
Eintritt: 10 Euro ermäßigt 8 Euro 
Kartenverkauf über Frau Schönborn Tel.: 9712317 oder E-Mail: 
ebcb-karten@gmx.de oder mittwochs von 12.30-13.00 Uhr 
Franz-Mehring-Platz 1 vor dem Münzenbergsaal 


Dienstag, 15. November 2016,19 Uhr ■ Buchpremiere 

»Warum Syrien?« 

Mit den Autoren Ralf Rudolph und Uwe Markus 

Saudi-Arabien und Katar, die Türkei und der »Islamische Staat«, der 
Iran, die libanesischen Hisbollah-Milizen, die USA und Frankreich sind 
ebenso wie Syriens langjährige Schutzmacht Russland militärisch 
in den Krieg involviert. Was von außen wie eine Ansammlung sich 
überlagernder politischer und religiöser Widersprüche aussieht, 
erweist sich bei genauerer Betrachtung als Verschleierung langfristig 
angelegter, ökonomisch untersetzter geopolitischer Strategien. 
Moderation: Michael Mäde (jW) Eintritt: 5,00 €/ermäßigt: 3,00 € 
Um Anmeldung unter 0 30/53 63 55-56 oder mm(g)jungewelt.de wird gebeten 

junge Welt ■Ladengalerie 

Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin ■ Mo.-Do. 11-18 Uhr, Fr. 10-14 Uhr 

www.jungewelt.de/ladengalerie 



Beratung der Bildungskommission 
des Parteivorstands 

Termin: Sonntag, 4.12.16,11.00 -17.00 Uhr 

Ort: SAALBAU Gutleut, Rottweiler Straße 32, Frankfurt/M. 
Tagesordnung: 

- Ergebnisse der 6. PV Tagung zum Schwerpunkt 
„Marxistisch-leninistische Theorie und Bildung" 

- Diskussion des Entwurfs für das Bildungsmaterial 
Oktoberrevolution Teil II und Vorbereitung des 
100. Jahrestags der Oktoberrevolution 

- Unterstützung der Karl-Liebknecht-Schule 

- Verschiedenes 

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der 
Bildungskommission. Um Voranmeldung bei der Bundes¬ 
geschäftsstelle wird gebeten. 



unsere zeit 

lesen. unterstützen 
verbreiten . nutzen 


Jetzt anmelden, um zu Rosa und Karl zu fahren! 
DKP und SDAJ Rheinland-Westfalen 
LLL-Wochenende mit Demo in Berlin, 

14. und 15. Januar 2017 


Wir organisieren: 

• die Hinfahrt im Nachtbus (Samstag) ab KL-Schule in 
Leverkusen um 2.00 Uhr. 

• die Rückfahrt am Sonntag nach der Demo (ca.14.30 Uhr) 

• und die Übernachtung im Ivbergs Hotel Premium. 

Buslinie 187 der Berliner Verkehrsbetriebe fährt von der Haltestel¬ 
le vor dem Hotel bis in die Nähe der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
(Mercure Hotel MOA). Achtung: neuer Veranstaltungsort, nicht das 
URANIA-Theater. 

Preise pro Person: Nur die Fahrt (hin und zurück) 40,00 € 

Busfahrt und Übernachtung zusammen 

• im Einzelzimmer mit Frühstück 100,00 €. 

• im Doppelzimmer pro Person mit Frühstück 75,00 € 

Verbindliche Anmeldung für Übernachtung nur bis zum 9.12.2016. 

DKP Rheinland-Westfalen, Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel.: 0214 49323, E-Mail: sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 
oder Wolfgang Bergmann, Tel.: 0151 43237730 



Veranstaltungen in der 
„Gedenkstätte Ernst Thälmann 66 e.V. 

im Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66 
Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg - Eppendorf 


Wir laden ein: 

Am Freitag 11. ii. 2016 um 19.00 Uhr: 

Spanien unvergessen - Kampf der Inter-Brigaden 
80 Jahre -1936-1939 

Wirzeigen den Film: 

„Fünf Patronenhülsen" (DDR 1960) 


Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf, 
Tarpenbekstr. 66,20251 Hamburg 
(Busverbindung Linien 20,22, 25 und Schnellbus 34, 
U-Bahn Kellinghusenstraße) 

www.thaelmann-gedenkstaette.de 


Unser Genosse 

Arno Grieger 

feiert am 15. November 2016 seinen 70. Geburtstag! 

Der Name Arno Grieger ist eng verknüpft mit dem kommu¬ 
nalpolitischen Gesicht der DKP in Reinheim. Als langjähriger 
Fraktionsvorsitzender hatte und hat er entscheidenden An¬ 
teil an den kommunalpolitischen Erfolgen unserer Partei in 
Reinheim. 

Arno hat sich weit über die Grenzen unserer Partei hinaus 
hohes Ansehen erworben. Sei es in seiner Gewerkschaft 
GEW oder als ehrenamtlicher Funktionär in seinem Sport¬ 
verein, der SG Ueberau. 

Wir wünschen vor allem Gesundheit, Glück und Erfolg. 

DKP Bezirksvorstand Hessen 
Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 
Wohngebietsgruppe Reinheim 
Stadtverordnetenfraktion Reinheim 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Am 11. November wird unser Freund und Genosse 

Eduardo Barahona 
75 Jahre 

Zu diesem Ehrentag gratulieren wir Dir ganz herzlich und wün¬ 
schen Dir alles Gute. 

Als Eduardo vor 28 Jahren nach Bremen kam, lagen schwere 
Jahre hinter ihm. Geboren wurde er in Santiago/ Chile. Dort ver¬ 
brachte er seine Kindheit und Jugend und trat mit 17 Jahren dem 
Kommunistischen Jugendverband und einige Jahre später der 
Kommunistischen Partei Chiles bei. Als Organisationssekretär 
war er für den gesamten Süden Santiagos verantwortlich. In der 
kleinen Druckerei, die er von seinem Vater übernommen hatte, 
arbeitete er wärend der Diktatur illegal, bis er verhaftet wurde. 
Er musste Folter und ein Jahr Gefängnis ertragen, bis man ihn 
mit der Auflage entlassen hat, Santiago nicht zu verlassen. Unter 
der Diktatur war ihm ein normales Leben nicht möglich und er 
verließ mit Rachel und zwei seiner Kinder seine Heimat. 

In der Fremde, der Sprache nicht mächtig, war ein Neuanfang 
nicht leicht. Er arbeitete in verschiedenen Berufen und Betrie¬ 
ben, bis er arbeitslos wurde und später dann in Rente ging. Seit 
er in Bremen war, engagierte er sich für die Internationale So¬ 
lidarität für Chile und Lateinamerika. Er wurde Mitglied unserer 
Partei und kämpft mit uns für Gerechtigkeit, Frieden und Sozi¬ 
alismus. 

Wir danken Dir, lieber Eduardo, für alles, was Du in Deinem Le¬ 
ben getan, erduldet und nie dabei den Mut verloren hast. Es 
macht Mut, einen solchen Freund und Genossen an seiner Sei¬ 
te zu haben. Wir wünschen Dir und Rachel vor allem bessere 
Gesundheit, damit ihr noch manche Jahre mit den Kindern und 
Enkelkindern verbringen könnt. 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP Bezirk Bremen 



Wir gratulieren unserem jahrzehntelangen, seit seinem 
Beitritt in die DKP im Kreisvorstand Gießen nicht weg¬ 
zudenkenden Genossen und unserem langjährigen 
Bezirksvorsitzenden von Hessen 

Michael Beltz 

herzlich zum 75. Geburtstag 

Lieber Micha, mögest Du Deinen Humor behalten, mit 
dem Du an manchen Infoständen, Versammlungen und 
auch als Stadtverordneter zur Erheiterung beträgst. Die 
Öffentlichkeit hast Du noch nie gescheut und mit Deiner 
lockeren Agora-Manie gelingt es Dir, immer Deinen Mund 
am Ohr der Massen zu haben. 

Wir wünschen Dir Gesundheit, Glück und die notwendige 
Standhaftigkeit im Kampf gegen den Imperialismus zur 
Stärkung unserer Partei, der DKP. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Bezirksvorstand Hessen 
Kreisorganisation Gießen 
SDAJ Gießen/Marburg 


Wir gratulieren unserer Genossin 

Marianne Liebe 

zu ihrem 80. Geburtstag am 7. November 

Seit 35 Jahren ist sie Mitglied der DKP und nimmt weiter 
regen Anteil am Leben ihrer Gruppe. 

Wir wünschen ihr nach ihrem Umzug alles Gute, 
vor allem Gesundheit 

und sagen einfach mal DANKE dafür, dass sie auch 
in komplizierten Zeiten weiter zu uns stand und steht. 

Vorstand, Mitglieder und Freunde 
der Bad-Kreuznacher DKP 



Transparent »Geben wir uns 5! Frieden - Arbeit - Bildung - wohnen- Solidarität« 

350 x 120 cm, 300g Mesh-Gewebe, Hohlsaum: links und rechts, 60,- € plus Versand 
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m unsere zeit 


Aus der DKP / Leserbriefe / Termine 


Freitag, 11. November 2016 


Marx über Freihandel 

„Einverstanden mit Paul Magnette - 
mit welchem?“, UZ v. 4.11., S. 1 

CETA? Freihandel? Brüssel? War da 
was? Als Marxist erinnere ich mich 
gerne an Schriften und Reden von Karl 
Marx, beispielsweise an seine Brüsseler 
„Rede über die Frage des Freihandels“ 
vom 8.1.1848, wo es heißt: 

„Es wird einem wirklich schwer, die 
Anmaßung der Freihändler zu begreifen, 
die sich einbilden, dass die vorteilhafte¬ 
re Verwendung des Kapitals den Gegen¬ 
satz zwischen industriellen Kapitalisten 
und Lohnarbeitern verschwinden ma¬ 
chen wird. Ganz im Gegenteil. Die ein¬ 
zige Folge wird sein, dass der Gegensatz 
dieser beiden Klassen noch klarer zutage 
treten wird.“ ... Der Arbeiter „wird se¬ 
hen, dass das frei gewordene Kapital ihn 
nicht minder zum Sklaven macht als das 
durch Zollschranken belästigte.“ (MEW 
4, S.455/456) Marx endet: „Aber im all¬ 
gemeinen ist heutzutage das Schutzzoll¬ 
system konservativ, während das Frei¬ 
handelssystem zerstörend wirkt. Es zer¬ 
setzt die bisherigen Nationalitäten und 


treibt den Gegensatz zwischen Proleta¬ 
riat und Bourgeoisie auf die Spitze. Mit 
einem Wort, das System der Handelsfrei¬ 
heit beschleunigt die soziale Revolution. 
Und nur in diesem revolutionären Sinne, 
meine Herren, stimme ich für den Frei¬ 
handel.“ (S. 457/458) 

Wolf Göhring, Bonn 

Keine Karikatur ist nicht die 
Lösung 

„Warum Bernd Bückings Karikaturen 
nicht mehr erscheinen“, 

UZ v. 28.10., S. 15 

Nun wurde auch begründet, weswe¬ 
gen seit einiger Zeit keine Karikatur 
mehr in der UZ erscheint. Neben der 
politischen Aktion von Berd Bücking 
beim Pressefest wird ins Feld geführt: 
„zu viele Worte, zu grob, zu schwer und 
schlicht und daher auch unwitzig“. Zu¬ 
gegeben, bei manchen musste ich auch 
lange überlegen, wo denn die Pointe 
liegt. Auch der Maßstab: Eine Karika¬ 
tur ist umso besser, je weniger Sprech¬ 
blasen und textliche Erläuterungen sie 
benötigt, ist mir bekannt. 


Aber warum erschienen sie nun 
viele Jahre, ohne dass z.B. Kritik in 
Leserbriefen geäußert wurde? Zu¬ 
mindest kann ich mich nicht an solche 
erinnern. Nun kann ja sein, dass die 
UZ-Redaktion vielleicht mal eine ein¬ 
zelne nicht abdruckte, die ästhetischen 
oder politischen Ansprüchen nicht ge¬ 
nügte. Auf dieser Ebene könnte man 
doch sicher auch in Zukunft weiter 
Zusammenarbeiten. Die meisten Ka¬ 
rikaturen basierten für mich abgese¬ 
hen von ästhetischen Gesichtspunkten 
auf einem eindeutigen Klassenstand¬ 
punkt. Und darauf legt unsere Partei 
ja seit zwei Parteitagen größten Wert. 
Es wird sich schwerlich ein Karikatu¬ 
rist finden, bei dem man das gleicher¬ 
maßen feststellen können wird. Und 
gar keine Karikatur ist auch keine 
Lösung. In persönlichen Gesprächen 
interpretierte mir Bernd bescheiden 
seine Zeichnungen auch weniger als 
Kunst als denn mehr als Grafik, resul¬ 
tierend aus seinem Brotberuf als Wer¬ 
begrafiker. 

Kurt Wirth , Kempten 


Jeder Euro hilft 

Spendenmarken unterstützen die Arbeit der DKP 


Die kleinen, bunten DKP-Marken wer¬ 
den durch das Online-Banking und an¬ 
dere Formen der Spendentätigkeit et¬ 
was ins Abseits gedrängt. Haben sie das 
verdient? Ich meine: Nein! 

Die Parteiarbeit leidet unter Fi¬ 
nanzknappheit, unser Eingreifen in 
die politischen Auseinandersetzungen 
wird durch unseren engen finanziellen 
Spielraum begrenzt. Jeder Euro erhöht 
unseren Aktionsradius, stärkt die poli¬ 
tische und organisatorische Basis der 
DKP. Mit dem Erlös aus dem Verkauf 
der Spendenmarken sollen drei Berei¬ 
che der Parteiarbeit unterstützt werden: 
Bildung, die zentrale Organisation der 
DKP und die Weiterentwicklung der 
UZ. 


„Vierteljährlich wird jedem Mit¬ 
glied eine Spendenmarke für die UZ 
angeboten. Diese Spendenmarken die¬ 
nen der Sicherung der Herausgabe der 
Zeitung der DKP.“ Das beschloss der 
DKP-Parteitag bereits im Jahr 2002 und 
verankerte die Unterstützung für die 
UZ sogar im Statut. Mit diesen Spen¬ 
den sollen dringende Investitionen fi¬ 
nanziert werden, darunter der Erwerb 
einer neuen Telefonanlage und der Aus¬ 
bau des UZ-Onlineportals. 

Auch bei den Spendenmarken gilt: 
Spenden an die DKP sind steuerlich ab¬ 
setzbar. Bis zu einer Höhe von jährlich 
1 650 Euro (Ehepaare 3 300 Euro) wer¬ 
den Rückerstattungen von 50 Prozent 
(!) geleistet. 



Angeboten werden die Spenden¬ 
marken durch die Kassiererinnen und 
Kassierer der DKP. Sie können auch 
alle anderen Fragen zu Spendenzahlun¬ 
gen an die DKP beantworten. Nachfra¬ 
gen lohnt sich. Und sollte gerade keine 
Marke greifbar sein, kann die Spende 
natürlich auch auf das Konto der DKP 
überwiesen werden. Denn: Jeder Euro 
zählt! Organisierter Widerstand kostet 
Kraft - aber auch Geld. 

Klaus Leger, Bundeskassierer der DKP 
Telefon: 02011778 890 
E-Mail: finanzen@dkp.de 
Spendenkonto: DKP-Parteivorstand 
GLS-Bank | BIC: GENODEMiGLS 
IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 


50 Euro Spende 

für den Kampffond der DKP 




Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 12. N0V 


Leipzig: „Man muss den Imperialismus 
verstehen, wenn man ihn bekämpfen will.“ 
UZ-Lesergespräch der DKP Leipzig mit dem 
Chefredakteur der UZ, Lucas Zeise, über Auf¬ 
gaben sozialistischer/kommunistischer Pres¬ 
se. Schwerpunkt UZ. Die Veranstaltung wird 
unterstützt vom Rotfuchs-Förderverein (Re¬ 
gionalgruppe Leipzig) und vom Marxistischen 
Forum Leipzig. Liebknecht-Haus Leipzig 
(Dachgeschoss), Braustraßei 5,11.00 Uhr. 


SO ★ 13. N0V 


Nürnberg: Roter Filmabend der DKP mit ei¬ 
nem Antikriegsfilm. Rotes Zentrum, Reichs¬ 
traße 8,17.00 Uhr. 


MO ★ 14. N0V 


Elmshorn: „Kuba heute - ein politischer 
Reisebericht.“ Gruppenabend der DKP. 
Reinhold-Jürgensen-Zentrum, Jahnstraße 
2 a, 19.30 Uhr. 


Dl ★15. N0V 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 21, 
19.30 Uhr. 


DO ★ 17. N0V 


Bremen: „Und Deutschland? ... Ich weiß 
nicht...“. Rolf Becker liest Heinrich Heine. 
Solidaritätslesung im Gedenken an den 
Blumenthaler Widerstandskämpfer Leo 
Drabent. Gustav-Heinemann-Bürgerhaus 
Vegesack, Studiobühne, 19.00 Uhr. 

Suhl: „Was ist denn eigentlich mit der 
Linkspartei los?“ Veranstaltung von DKP 
Gruppe Suhl, RotFuchs Regionalgruppe 
Suhl und Umgebung und KPF der Links¬ 
partei mit Ekkehard Lieberam, Staatswis¬ 
senschaftler, Mitglied des marxistischen 
Forums der Linkspartei. Vereinshaus (ehe¬ 
maliges Waisenhaus), Neundorfer Straße 
25,17.00 Uhr bis 19.00 Uhr._ 

Nürnberg: „Kommunalpolitik - Ergebnis 
der Etatberatungen und politische Konse¬ 
quenzen“, Gruppenabend der DKP, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19.00 Uhr. 


FR ★ 18. N0V 


Lübeck: „99 Jahre nach der Oktoberrevo¬ 
lution -Was tun gegen Rechtsentwicklung, 
soziale Demontage und Kriegsgefahr?“ 
Gruppentreffen der DKP Lübeck/Osthol¬ 
stein. Interkulturelle Begegnungsstätte e.V. 
(IKB) „Haus der Kulturen“, Parade 12,19.30 
Uhr. 


SA ★ 19. N0V 


Berlin: „Europa“ und die revolutionäre 
Arbeiterbewegung. Tagung des Marxisti¬ 
schen Arbeitskreises und der Marx-Engels- 
Stiftung mit Beiträgen u.a. von Prof. Heinz 
Karl und Andreas Wehr. Begegnungsstätte 
Undine, Berlin-Lichtenberg, Hagenstraße 
57,11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 


Dl ★ 22. N0V 


Wuppertal: „Spanien war ihre Hoffnung - 
Lebensgeschichten Wuppertaler Spanien¬ 
kämpfer“, Ausstellung in Zusammenarbeit 
mit der RLS NRW. Veranstaltungsraum der 
ehemaligen Konsumgenossenschaft Vor¬ 
wärts Münzstraße, 19:00 Uhr. 


Ml ★ 23. N0V 


Röthenbach/Pegnitz: Versammlung der 
DKP Nürnberger Land zu aktuellen Prob¬ 
lemen mit dem DKP-Bezirksvorsitzenden 
Gustl Ballin. Floraheim, 19.00 Uhr. 


DO ★ 24. N0V 


Nürnberg: „Ökonomie“, Bildungsabend 
der DKP. Rotes Zentrum, Reichstraße 8, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 26. N0V 


Berlin: „Die EU in der Existenzkrise - Was 
sind die Antworten der Linken?“ Tagung 
des Marx-Engels-Zentrums und der Marx- 
Engels-Stiftung mit Beiträgen von Peter 
Wahl (WEED), Wilhelm Langthaler (Wien) 
und Keith Barlow (Communist Party of Bri- 
tain). Berlin-Charlottenburg, MEZ, Spielha- 
genstraße 13,11.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

Recklinghausen: „Bericht von der DKP- 
Parteivorstandstagung“, DKP-Treff. Laden¬ 
lokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 30. N0V 


Fulda: „Die schützende Hand“, Wolfgang 
Schorlau liest aus seinem Buch und wird 
begleitet von dem Bluessänger und Gitar¬ 
risten Werner Dannemann. Veranstalter: 
Buchhandlung Ulenspiegel und das Bünd¬ 
nis Fulda stellt sich quer e.V. Kulturkeller 
Fulda, Jesuitenpatz 2, 19.30 Uhr. Eintritt 
15,00 Eiro, Schülerinnen, Arbeitslose und 
Studentinnen 10.- Euro. 


SA ★IO. DEZ 


Münster: „Hegel, Marx und die Dialektik“. 
Seminar der Marx-Engels-Stiftung mit Prof. 
Andreas Arndt (Humboldt-Universität Ber¬ 
lin). Institut für Theologie und Politik (ITP), 
Friedrich-Ebert-Straße 7, 12.00 Uhr bis 
17.00 Uhr. 


SO ★ 11. DEZ 


Bremen: Jahresabschluss der DKP-Gruppe 
Bremen. Silvia Gingold liest aus dem Buch 
ihres Vaters. Nachbarschaftshaus Helene 
Kaisen, Beim Ohlenhof 10,15.00 Uhr. 

Stuttgart: „Matinee im Waldheim“, der 
Stuttgarter Autor Jochen Bender liest aus 
seinem neuen Krimi „An der Kante“. Wald¬ 
heim Gaisburg, Obere Neue Halde, 11.00 
Uhr. 


Unsere Kulturtipps 

„Der andere 11. September“ - 

eine Hommage an Salvador Allende. 
Multimediales Konzert der Gruppe Mu- 
sikandes. 

Sonntag, 13.11.2016,15.00 Uhr. 

EXIL Restaurant & Bar (am Schau¬ 
spielhaus), Zieschestraße 28, 09111 
Chemnitz. Eintritt: 10,00 Euro/6,00 
Euro. 

„Wartesaal der ewigen Dinge“ - 

Lieder, Texte und Gedanken von Gisela 
Steineckert, gesungen und gesprochen 
von Sabine Kühnrich und Ludwig Streng. 

Sonntag, 27.11.2016,15.00 Uhr. 
QuerBeet, Rosenplatz 4,09126 Chem¬ 
nitz. Eintritt: 10,00 Euro/5,00 Euro. 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 


* 


Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 


- EJ Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Klaus Huhn zu einer „Gewerkschaft“ von Spitzensportlern 

ln der ersten Reihe steht 
nicht nur der Trainer 


Leipzig, 

die Fußballstadt im Osten 

Wenn Politik im Stadion ausgetragen wird 



Sportler der Betriebssportgemeinschaft Chemie mit ihrem Themenwagen auf der Demonstration am i. Mai 1951 in Leipzig. 


Eine Zeitung der Hauptstadt ließ ver¬ 
lauten, dass Spitzensportler demnächst 
eine Gewerkschaft gründen wollen. So 
absurd die Nachricht auf den ersten 
Blick wirkt, absurd ist sie keinesfalls. Der 
Tag, an dem man damit rechnen musste, 
stand nicht in den Sternen. 

Die „Berliner Zeitung“ vom 29.10.16 
hatte ihren Text mit den Worten begon¬ 
nen: „Ein Hauch von Revolution weht 
durch ,Sportdeutschland’: Die Spitzen¬ 
athleten wollen sich unabhängiger vom 
Deutschen Olympischen Sportbund 
(DOSB) machen und planen die Grün¬ 
dung einer Gewerkschaft. Bei der Voll¬ 
versammlung der Athletenvertreter der 
DOSB-Spitzensportverbände in Bonn 
soll unter Punkt 5 (Zukunft der Athle¬ 
ten) ein Antrag gestellt werden, der die 
,die rechtlichen, finanziellen und orga¬ 
nisatorischen Voraussetzungen für eine 
eigenständige Organisation der Athle¬ 
tenvertretung in Deutschland“ prüft.’ 
Ein durchaus ambitioniertes Projekt, 
das 2017 in die Tat umgesetzt werden 
soll - und Zündstoff birgt.“ 

Der Antrag soll von Vertretern der 
DOSB-Athletenkommission stammen. 
„Es soll eine vernünftige Professiona- 
lisierung der Interessenvertretung der 
Athletinnen und Athleten der Spitzen¬ 
verbände für die Zukunft sichern und 
ein nachhaltiges Netzwerk etablieren.“ 

Hier muss dem Laien einiges erklärt 
werden. Es gab Zeiten, in denen der Vi¬ 
zepräsident des Internationalen Leicha- 
thtletikverbandes, der Niederländer 
Paulen, durch den Stadioninnenraum 
spazierte und jeden Athleten, der nach 
seinem Versuch zu seinem Trainer zu ge¬ 
langen, verwarnte, im Wiederholungsfall 
sogar disqualifizierte. Das mag man für 
richtig oder falsch halten, die Regel ging 
von dem Prinzip aus, dass der Athlet - 
wie auch in anderen Sportarten - allein 
seinen Wettkampf zu bestreiten hat. 

Heute hockt nicht nur der Trainer 
in der ersten Reihe, sondern auch der 
Manager, denn ein Spitzenathlet ohne 


Bierselig 

Wer „Frauentausch“ oder ähnliche 
Fremdschämfernsehformate mag, 
der mag auch den Themenabend zu 
Biermann gucken. Nur, dass norma¬ 
lerweise die Macher des Programms 
die Lumpen sind und nicht die armen 
Opfer, die vorgeführt werden. 

Vor 40 Jahren - Die Biermann-Aus¬ 
bürgerung. Ein Themenabend 
So, 13 . 11 ., 22.00 Uhr, MDR 

50 Jahre Star Trek 

„Star Trek“ feiert Geburtstag. Am 8. 
September 1966 startete das „Raum¬ 
schiff Enterprise“. Seitdem werden 
Oberste Direktiven (Grundsatz der 
Nichteinmischung in die Angelegen¬ 
heiten anderer Völker) missachtet, wo 
es nur geht... nur um Menschenleben 


Manager wäre unvorstellbar. Wer soll¬ 
te die Gage für den nächsten Start aus¬ 
handeln? (Und mindestens zehn Pro¬ 
zent der Summe in die eigene Tasche 
stecken, ganz zu schweigen von den an¬ 
fallenden Reisekosten.) 

Nun scheinen die Olympiasieger, 
Welt- und Europameister nicht mehr 
hinreichend von Trainern und Managern 
vertreten zu werden. Was tut man in sol¬ 
chen Situationen? Man gründet eine Ge¬ 
werkschaft! Mich interessiert nicht, ob 
jemand des Weges kommt und einen an¬ 
deren Titel empfiehlt, es bleibt eine Ge¬ 
werkschaft, angetreten, um die Interes¬ 
sen der Athleten zu vertreten! Es wäre 
absurd, wenn ausgerechnet die UZ gegen 
diese Variante auftreten würde. Aber die 
UZ hat die Pflicht kundzutun, dass diese 
Lösung dem Sport für alle schaden wür¬ 
de. Denn wer nicht Mitglied dieser Ge¬ 
werkschaft würde, müsste damit rechnen, 
dass ihm sein Verein demnächst nicht 
mehr die Fahrkarte zum nächsten Wett¬ 
kampf bezahlt. Denn: Wie eine Gewerk¬ 
schaft funktioniert und welche Rechte 
sie hat, weiß jeder. Und was würde pas¬ 
sieren, wenn die Gewerkschaft - wie vie¬ 
le andere in der Bundesrepublik - zum 
Streik aufruft und die Stadionränge zwar 
voll, aber die Innenräume leer bleiben? 

Man mag mich schelten und mir 
vorwerfen, dass ich phantasiere, aber 
schon heute taucht nicht als erster der 
Athlet auf und fragt, mit wieviel Hono¬ 
rar er rechnen könne, sondern der Ma¬ 
nager. Und der „kennt keine Verwand¬ 
ten“, um eine abgedroschene Redensart 
zu verwenden. 

Die UZ hat oft genug darauf hinge¬ 
wiesen, dass Sport getrieben werden soll, 
um die Gesundheit zu fördern. Dabei 
bleibt es! Die Idee, eine Gewerkschaft 
zu gründen, wird den Vereinssport auch 
morgen nicht auf den Kopf stellen, aber 
es droht die Gefahr, dass viele es sich 
nicht mehr leisten können, mit dem Ver¬ 
ein in die nächste Stadt zu fahren. 

Und das wollten wir signalisieren. 


zu retten und Gerechtigkeit walten zu 
lassen natürlich. 

Building Star Trek. Die Erfolgsge¬ 
schichte einer Serie (Kanada, 2016) 

Do, 10 . 11 ., 2 i.oo Uhr, BR 

Mode schlägt Moral 

Nach dem Brand in einer Textilfabrik 
in Pakistan steht mit KiK erstmals ein 
deutsches Unternehmen in der Ge¬ 
fahr, für die menschenunwürdigen 
Bedingungen bei der Klamottenpro¬ 
duktion in Südasien verantwortlich 
gemacht zu werden. Hier kommt die 
Entlastungspropaganda: Schuld sind 
die Konsumenten, die den Billig¬ 
ramsch kaufen. 

Mo, 14 . 11 . 23.30 Uhr, Das Erste 


L eipzig, die größte Stadt im Freistaat 
Sachsen, kann man aus mehreren 
Gründen als Fußballstadt bezeich¬ 
nen. Nicht nur gründete sich hier im 
Jahre 1900 der Deutsche Fußballbund 
(DFB) und auch der erste deutsche 
Fußballmeister war 1903 der VfB Leip¬ 
zig, die Geschichte reicht bis heute. Sie 
reicht vom antifaschistischen Club Ro¬ 
ter Stern Leipzig oder der BSG Che¬ 
mie bis zum rechten 1. FC Lokomotive 
oder dem hyperkapitalistischen Kon¬ 
zernprodukt RB Leipzig. Letzterer in¬ 
teressiert an dieser Stelle jedoch nicht. 

Das brisanteste Derby in Deutsch¬ 
land wird zwischen der BSG Chemie 
und dem 1. FC Lokomotive ausgetra¬ 
gen. Die Ursprünge liegen weit zurück. 
Zu DDR-Zeiten wurden die Betriebs¬ 
sportgemeinschaften eher stiefmütter¬ 
lich behandelt. So auch in Leipzig. Alle 
Kräfte sollten beim Lokalrivalen, 1963 
namens SC Leipzig, gebündelt wer¬ 
den. Auf Geheiß der Sportfunktionä¬ 
re wurden die besten Spieler zum SC 
delegiert. Die „nicht förderungswürdi¬ 
gen“ Spieler, fortan bekannt unter dem 
Namen „der Rest von Leipzig“, fanden 
sich bei Chemie ein. Ironischerweise 
ging der Schuss nach hinten los: Meis¬ 
ter wurde in der Folgesaison die BSG 
Chemie. Sie sollte in ihrer Geschichte 
zweimal Meister und Pokalsieger wer¬ 
den. 

Der SC bzw. der 1965 in 1. FC Lo¬ 
komotive unbenannte Verein gewann 
dagegen nie die DDR-Oberliga, dafür 
aber fünfmal den FDGB-Pokal. Mit 
der Wende schoss sich der Verein - wie¬ 


der unbenannt in den ursprünglichen 
und traditionellen Namen VfB Leip¬ 
zig - von der 2. Bundesliga ins Ober¬ 
haus. Es folgten jedoch Abstiege und 
Insolvenzen. Der Verein aus dem Stadt¬ 
teil Probstheida ging völlig unter und 
löste sich am Ende auf. 

Die blau-gelben Fans erweckten 
2003 den Verein wieder zu neuem Le¬ 
ben. Präsident war fortan Steffen Ku- 
bald, ein ehemaliger Hooligan und 
Nazi-Schläger. Die Fanszene bekräf¬ 
tigte immer wieder - bis heute - ihre 
rechtsradikale Einstellung. Antisemiti¬ 
sche, homophobe und klar rechtsradi¬ 
kale Parolen, Zaunfahnen und Symbole 
sind im Bruno-Plache-Stadion normal. 
Fanfreundschaften gibt es zu den Fan¬ 
szenen vom Halleschen FC oder FSV 
Zwickau. Anfang Januar überfielen 
eben diese Gruppen gemeinsam zum 
einjährigen Geburtstag von Legida den 
links-alternativen Leipziger Stadtteil 
Connewitz und griffen Kneipen und 
Imbissbuden an. Es sollte so ein Zei¬ 
chen gesetzt werden, dass man sich 
auch in Connewitz nicht sicher fühlen 
sollte vor rechten Schlägern. 

Angegriffen wurden in erster Linie 
Szenekneipen von Fans wie Chemie 
und Roter Stern. Beide Szenen über¬ 
schneiden sich auch. Chemie wurde 
1997 unter dem Namen „Ballsportge¬ 
meinschaft“ von Fans wiedergegründet. 
So hatte man das geliebte Kürzel BSG 
wieder im Vereinsnamen. Weite Teile 
der Fangemeinde des FC Sachsen wa¬ 
ren unzufrieden mit der Führungsspit¬ 
ze und dem Dilemma aus Insolvenzen 


und Abstiegen. Das Ende war abzuse¬ 
hen. Der Fanclub „Diablos Leutzsch“ 
zog den größten Teil in den neuen Ver¬ 
ein. Sie sollten am Ende Recht behal¬ 
ten: der FC Sachsen Leipzig löste sich 
auf. Die Tradition lebt nun weiter im 
„neuen“ BSG Chemie, der dann auch 
wieder zur Betriebssportgemeinschaft 
wurde. Die grün-weißen Fans sehen 
sich als links und antifaschistisch. Seit 
Jahren leisten sie vorbildliche Arbeit 
im sozialen und kulturellen Bereich, 
sind gut vernetzt und haben Kontakt zu 
vielen anderen linken Fanszenen über 
Deutschland hinaus. 

Am 13. November wird es zum neu¬ 
en Aufeinandertreffen zwischen eben 
diesen beiden Vereinen im Landespo¬ 
kal kommen. Bereits im Vorfeld kam 
es zu gewalttätigen Auseinanderset¬ 
zungen in der Stadt. Das Hochsicher¬ 
heitsspiel im heimischen Alfred-Kun- 
ze-Sportpark wird im MDR live über¬ 
tragen. 

Nicht vergessen darf man den sym¬ 
pathischen und tapferen Verein Roter 
Stern Leipzig. 1999 von einer Handvoll 
Fußballbegeisterter aus dem subkultu¬ 
rellen Umfeld des Stadtteils Connewitz 
gegründet, wuchs das Projekt zu einem 
über 900 Mitglieder starken und auf 13 
Sportarten verteilten Verein an, der zu 
den größten der Stadt zählt. Ihr Selbst¬ 
verständnis lässt keine Frage offen, 
handelt es sich doch um ein „kultur¬ 
politisches Sportprojekt im Spannungs¬ 
feld zwischen normalem Fußballverein 
und linksradikaler Politik“. 

Andres Irurre 


Der rote Kanal 



Vor 75 Jahren wurde der „Arzt von Buchenwald“ ermordet 

Antifaschisten in Siegen erinnerten an Walter Krämer 



Zu ihnen gehörte auch der Siegener Schlosser und Kommunist Walter Krämer. 
Er wurde am 6. November 1941 von der SS „auf der Flucht“ erschossen. 

Uli Winkel 


Auf Einladung der VVN-BdA Kreisverband Siegerland-Wittgenstein und des „Ak¬ 
tiven Museums Südwestfalen“ fand am 6. November in Siegen eine Gedenkveran¬ 
staltung anlässlich des 75. Jahrestages der Ermordung des Kommunisten Walter 
Krämer statt. 

Mit dabei waren Mitglieder verschiedener antifaschis¬ 
tischer Gruppen und Initiativen aus der Region, sowie der 
Linkspartei, der DKP und SDAJ. 

Walter Krämer, Schlosser, Funktionär der KPD, eignete 
sich als Insasse des KZ Buchenwald umfangreiche medizini¬ 
sche Kenntnisse und Fähigkeiten an. Er konnte so zahlreiche 
Häftlinge medizinisch versorgen und sogar Leben retten. Als 
„Arzt von Buchenwald“ ist er in die Geschichte von Buchen¬ 
wald eingegangen. 

Im Jahre 2000 verlieh ihm die Holocaust-Gedenkstätte 
Yad Vashem in Jerusalem posthum die Auszeichnung „Ge¬ 
rechter der Völker“. 

Diese Auszeichnung ist die höchste, die der Staat Israel an 
Nichtjuden verleihen kann. Eine schmerzliche Auszeichnung 
zudem, denn mit ihr würdigt Israel den persönlichen Einsatz 
von Nichtjuden, die, meist unter Gefährdung des eigenen Le¬ 
bensjüdische Menschen gerettet haben. 

























